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Änderungen

	No
	Datum
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	Änderungsgrund
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	01
	31.10.2022
	01
	Neuanlage
	Neumann

	02
	02.12.2022
	02
	Ergänzung
	Neumann

	03
	05.12.2022
	02
	Ergänzung
	Obermaier

	04
	Laufend
	02
	Ergänzungen (Änderung Gesetzentwurf, Entscheidungen Referat 24)
	Kneißl

	05
	16.12.2022
	02.1
	Ergänzung und Weiterentwicklung
	Kneißl

	06
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	02.1
	Mitarbeitergruppe H
	Gebel

	07
	23.12.2022
	02.1
	Ergänzung
	Kneißl

	08
	30.12.2022
	02.1
	Erstellung Feinkonzept
	Neumann

	
	
	03
	Korrektur Nr. 5.3, Ergänzung Nr. 3.7, Nr. 4.2, Nr. 4.4.1 und 4.4.2 sowie 5.2.1, Nr. 15, 18.3
	Neumann

	
	
	03
	Korrektur Nr. 3.2 (begriffliche Anpassungen)
	Obermaier

	
	
	03
	Ergänzung unter Nr. 3.2 (Hinweis auf Art. 36 Abs. 1 Satz 4)
	Obermaier



Anlagen:
· Ermittlung Besitzstand und Besitzstandszulage mit Beispielfällen
· Fallbeispiele Besitzstand und Besitzstandszulage Versorgung
· Verwendung der Felder des IT 0595 zur Ermittlung des Besitzstandes und der OFZ-Zahlung
· Matrix Überleitung
· Berechnungsweg OFZ-Nachzahlung
· Auslandsbesoldung
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[bookmark: _Toc128746226]Allgemeines
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 24. November 1998 (Az. 2 BvL 26/91 u.a.) entschieden, dass der Dienstherr als Ausfluss des Alimentationsprinzips (Art. 33 Abs. 5 GG) verpflichtet ist, Beamten und Beamtinnen für das dritte und jedes weitere unterhaltsberechtigte Kind einen familienbezogenen Gehaltsbestandteil in Höhe von mindestens 115 % des durchschnittlichen sozialhilferechtlichen Gesamtbedarfs eines Kindes zu gewähren. Das Bundesverfassungsgericht hat dabei Parameter für die hierzu durchzuführende Vergleichsberechnung zwischen familienbezogenem Besoldungsbestandteil für dritte und weitere Kinder und durchschnittlichem sozialhilferechtlichem Gesamtbedarf eines Kindes definiert.
Mit Beschluss vom 17. November 2015 (Az. 2 BvL 19/09 u.a.) hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt, dass des Weiteren auch die Nettoalimentation im Allgemeinen bei Beamten und Beamtinnen mit bis zu zwei unterhaltsberechtigten Kindern in den unteren Besoldungsgruppen einen Mindestabstand von 15 % zum Grundsicherungsniveau wahren muss.
Mit den am 28. und 29. Juli 2020 verkündeten Beschlüssen vom 4. Mai 2020 (Az. 2 BvL 4/18 u. 2 BvL 6/17 u.a.) hat das Bundesverfassungsgericht seine Rechtsprechung zum sog. Mindestabstandsgebot weiter konkretisiert. Dabei hat das Bundesverfassungsgericht die Parameter der dafür vorzunehmenden Vergleichsberechnungen – auch im Hinblick auf zahlreiche seither erfolgte Änderungen im Bereich des Sozialhilferechts – weiter präzisiert und angepasst: Insbesondere müsse hinsichtlich der auf Seiten des Grundsicherungsniveaus anzusetzenden Wohnkosten ein Ansatz gewählt werden, welcher auch in Kommunen mit höheren Kosten der Unterkunft gewährleiste, dass das Grundsicherungsniveau nicht unterschritten werde. Die Besoldungsgesetzgeber seien dabei allerdings nicht verpflichtet, die Mindestbesoldung eines Beamten oder einer Beamtin bzw. eines Richters oder einer Richterin auch in den Fällen an den regionalen Höchstwerten auszurichten, in denen dieser oder diese hiervon gar nicht betroffen ist. Die Besoldungsgesetzgeber seien vielmehr insbesondere frei, Besoldungsbestandteile auch an die regionalen Lebenshaltungskosten anzuknüpfen.
Die familienbezogenen Bestandteile der bayerischen Besoldung stehen mit den seitens des Bundesverfassungsgerichts mit Beschlüssen vom 4. Mai 2020 (2 BvL 4/18 u. 2 BvL 6/17 u.a.) aufgestellten Anforderungen nicht in Einklang.
Die familienbezogenen Besoldungsbestandteile werden den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts entsprechend systematisch neu ausgerichtet. Eine ortsbezogene Besoldungskomponente wird (wieder) eingeführt. Die Neuausrichtung wird auf die Versorgungsempfänger übertragen.


Zusammenfassung der wesentlichen Punkte aus dem Gesetz zur Neuausrichtung orts- und familienbezogener Besoldungsbestandteile
· Die bisherigen Regelungen des Familienzuschlags (Art. 35 bis 37 BayBesG) werden durch Ergänzung einer Ortskomponente (Mietenstufe) und einer neuen Stufe L für ledige Beamten und Beamtinnen sowie Richter und Richterinnen zu einem Orts- und Familienzuschlag erweitert.
· Die bisher als ergänzende Fürsorgeleistung gewährte Ballungsraumzulage (Grundbetrag sowie der Kinderzuschlag) wird unter Angleichung der Gebietskulisse in die neue Ortskomponente des Orts- und Familienzuschlags integriert. Die bisherige Regelung des Art. 94 BayBesG wird aufgehoben.
· Die Anrechnungsbeträge lediger Beamter und Beamtinnen, die auf Grund dienstlicher Verpflichtung in einer Gemeinschaftsunterkunft wohnen wurden im Sinne der Vereinfachung der Regelung aufgegeben. Der bisherige Art. 35 Abs. 2 BayBesG wurde gestrichen.
· Die bisherige Regelung des Familienzuschlag (Art. 69 BayBeamtVG) wurde durch Ergänzung einer Ortskomponente (Hauptwohnsitz / Mietenstufe) und einer Stufe L für die Bemessung des Witwengeldes erweitert.
· Einführung einer Besitzstandszahlung für Zahlfälle, in denen der Orts- und Familienzuschlag nach neuem Recht geringer wäre als die nach altem Recht zu gewährenden Familienzuschläge und Ballungsraumzulage (ab Inkrafttreten des Gesetzes).
· Einführung einer Regelung zur Nachzahlung von orts- und familienbezogener Besoldungsbestandteile für die Haushaltsjahre zwischen Verkündung der Entscheidung des Bundesverfassungsgericht und dem Inkrafttreten des Gesetzes (Jahre 2020 bis Inkrafttreten des Gesetzes).
· Einführung einer Regelung zur nachträglichen Gewährung von kindbezogener Bezügebestandteile für Fälle, die vor dem Jahr 2020 Ansprüche auf amtsangemessene Alimentation für dritte und weitere Kinder unter Beachtung des Erfordernisses der zeitnahen Geltendmachung erhoben haben.
[bookmark: _Toc128746227]Umsetzung
Aufgrund der Komplexität und der weitreichenden Änderungen die mit dem vorstehend beschriebenen Umbau des Familienzuschlags in Verbindung mit einer ggf. zustehenden Ballungsraumzulage (Besoldung) in einen orts- und familienbezogenen Besoldungsbestandteil (OFZ) einhergehen, sind unterschiedliche, jedoch zeitlich aufeinander abgestimmte Arbeitsschritte notwendig, die in den nachfolgenden Kapiteln zur Umsetzung des Umbaus beschrieben werden.
· Evaluierung des melderechtlichen Hauptwohnsitzes
· Neuregelung des OFZ mit Inkrafttreten des Gesetzes
· laufende Zahlung des OFZ ab Inkrafttreten des Gesetzes 
· ggf. mit Besitzstandszahlung für Bestandsfälle
· Ermittlung der Nachzahlung für den Zeitraum 01.01.2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes
· Nachzahlung im Fall der zeitnahen Geltendmachung für Zeiträume vor 01.01.2020
Nach Art. 35 BayBesG –E- (Grundlage des Orts- und Familienzuschlags) richtet sich die Höhe orts- und familienbezogener Besoldungsbestandteil nach der 
· Ortsklasse (entspricht der Mietenstufe) des Hauptwohnsitzes i. S. d. § 21 Abs. 2 und § 22 des Bundesmeldegesetzes der
· Stufe, die den Familienverhältnissen entspricht
· sowie der Besoldungsgruppe (Erhöhungsbeträge BesGr. A 3 – A 10 für jedes berücksichtigungsfähige Kind und ggf. im Einzelfall zusätzlicher Unterschiedsbetrag wenn die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren BesGr. zurückbleibt)
[bookmark: _Toc128746228]Zusammenstellung der betroffenen Personenkreise
Von den Änderungen des Umbaus des Familienzuschlags (FZ) in einen orts- und familienbezogenen Besoldungsbestandteil (OFZ) sind die nachfolgend aufgeführten Mitarbeitergruppen und Mitarbeiterkreise betroffen, die Selektion erfolgt über die Komponente Tarifart/Tarifgruppe:
	MAG
	MitarbeiterGr-Bezeichnung
	MAKrs.
	Mitarbeiterkreis-Bez.
	Tarifart

	A
	Beamter
	AA bis AT
unter dem MAKrs. AR sind keine aktiven Fälle vorhanden
	BesO A, B, C, W, 
(mit den jeweiligen Zusätzen, z.B. Polizei, Strafvollzug, etc.)
	3A, 3B,  3C, 3W

	
	
	AV
	Anwärter/Referendar
	4A

	
	
	AW
	Anwärter Polizei
	4A

	B
	Richter/Staatsanwalt
	BA und BB
	BesO R - Richter und BesO R - Staatsanwalt
	3R

	C
	Dienstanfänger
	CA
	Dienstanfänger
	4D

	D
	Staatsregierung
	DA
	Ministerpräsident
	3B

	
	
	DB
	Staatsminister
	3B

	
	
	DC
	Staatssekretär
	3B

	G

	PKE Besoldung
	GA
GB

	Private Schulträger
Kirchl. Genoss. Lehrkräfte
	
3E
Festbetrag lt. Art. 7 Abs. 2 BaySchFG (mit Lohnart 0053) 

	S
	Öffentl. rechtl. Ausbildungsverhältnis
	SA
	Rechtsreferendare (vgl. Ziff. 3.3.5) 
	43

	F
	Arbeitnehmer mit Bezügen nach Besoldungsrecht 
	FN
FS
FO
FR

	Angestellte BesO A 
Angestellte BesO B 
Angestellte BesO C 
Angestellte BesO W
 
	3A, 4A
3B
3C
3W


	H
	Abstellungsverträge Tarif
	HI
	Abstellungsverträge KA 10 bis KA13
KA 10N bis KA13N
	91
LoA 0053

	N
	Versorgung-Land
	NA bis NZ Ausnahme: NL
	BesO A, B, C, HS, W und R (mit den jeweiligen Zusätzen z. B. Vers.Allg., Vers.Vollzug, usw.), Vers.Altfälle, sonst. lfd Versorgung, StG ohne HiBlV,Vers. Richter, Kostensterbegeldempfänger und Vers.Lastenteilung 
	3A, 3B, 3C, 3H (MAKr. NU), 3W, 3R

	Q
	Ehem. Mitgl. Reg.
	QA, QN, QV
	Versorgungsempfänger, Übergangsgeld/StG, Kostensterbegeldempfänger
	Siehe MAG D



Für die MAG „G“ (MAKr. GA und GB) und MAG „H“ (MAKr. HI) wird auf Nr. 3.7 verwiesen.

Nicht betroffen sind:
	MAG
	MitarbeiterGr-Bezeichnung
	MAKrs.
	Mitarbeiterkreis-Bez.
	Tarifart
	

	H
	
	HG
	Tarifgruppe NEB0
	97
	

	V
	Externe Besoldung
	VB
	von anderen Dienstherrn zugewiesene/abgeordnete Beamte
	90
	keine FZ-Zahlung, Beträge werden vom anderen Dienstherrn angefordert und über IT 0015 erstattet



[bookmark: _Toc128746229]Beiblatt zu BM – Evaluierung des melderechtlichen Hauptwohnsitzes
Zur Bestimmung der Ortsklasse ist der Ständige Wohnsitz im IT0006 Subtyp1 heranzuziehen.
Zur Überprüfung und eventuell notwendigen Korrektur dieser Date werden die betroffenen Personen mit einem Beiblatt über die Gesetzesänderung informiert und gebeten die Daten zum Wohnsitz mit der Anschrift aus der BM abzugleichen sowie bei festgestellten Unstimmigkeiten die Bezügestelle umgehend zu unterrichten. Das Beiblatt soll im Rahmen eines eigenen Vollausstoßes mit den Bezügen für März oder April 2023 erfolgen, zeitlich der Behandlung des Gesetzentwurfs im Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes im Bayerischen Landtag nachgelagert (Mail des StMFH vom 22.11.2022).
Hierbei ist das Beiblatt der BM der unter Nr. 1 genannten Personenkreise beizufügen:
· Laufende Zahlfälle (Status 3) bzw. Versorgungsempfänger (Status 2) Ausnahme: Für am 1. Januar 2020 vorhandene Versorgungsempfänger ist kein Beiblatt zur BM mit Verweis auf die Rechtsprechung BVerfG und gleichzeitiger Abfrage des Hauptwohnsitzes notwendig.
· Arbeitnehmer nach Besoldungsrecht
· Zahlfälle, die unter den SiGjurVD fallen
Es ist sicherzustellen, dass für Personen, die im Zahltag der Beigabe des Beiblatts normalerweise keine Bezügemitteilung erhalten würden (z.B. weil sie ohne Bezüge beurlaubt sind), eine Bezügemitteilung erzeugt wird.
Gem. Mitteilung des StMFH vom 24.11.2022 ist zum Empfängerkreis des Beiblattes festgelegt worden, dass hierzu alle Beamten, die seit dem 01.01.2020 mindestens einen Tag im aktiven Beamtenverhältnis verbracht haben, unabhängig davon, ob diese tatsächlich Bezüge erhalten haben, gehören. Somit sind alle Beamten umfasst, die von der Nachzahlungsregelung erfasst sind (auch Beurlaubte). Dies ist bei der Fliterangabe im Rahmen der Programmanpassung für die Versandsteuerung zu berücksichtigen.
Der Versand des Beiblattes soll unterbunden werden bei im aktiven Dienst Verstorbenen bzw. verstorbenen Ruhestandsbeamten. Auch Ausgeschiedene sind von der anstehenden Beiblatt-Aktion auszunehmen. Sollte sich bei der Berechnung der Nachzahlung in diesen Fällen jedoch tatsächlich ein Nachzahlungsbetrag ergeben, ist im Rahmen der Zusendung der Bezügemitteilung, in der der Nachzahlungsbetrag ausgewiesen ist, ein Anschreiben/Beiblatt, in dem eine Wohnsitzabfrage seit 01.01.2020 enthalten ist, beizufügen (E-Mail StMFH vom 26.01.2023).

Siehe hierzu Anforderung 247/2022 CR 1*29263.
[bookmark: _Toc128746230]Laufende Umstellung zum Inkrafttreten des Gesetzes
Mit Inkrafttreten des Gesetzes gelten die neu gefassten Art. 35 BayBesG (Grundlage des Orts- und Familienzuschlags), Art. 36 BayBesG (Ortsklassen und Stufen des Orts- und Familienzuschlags) und Art. 69 BayBeamtVG (Orts- und Familienzuschlag). Gem. Art. 69 Abs. 1 Satz 1 BayBeamtVG finden, wie bisher auch bei den Versorgungsempfängern grundsätzlich die für Beamte geltenden Vorschriften des Bayerischen Besoldungsgesetzes Anwendung.
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Die aufgrund der bisherigen Datenlage in den IT 0002, IT 0008, IT 0021, IT 0595, IT 0006 bzw. IT 0001 sowie IT 9014 gespeicherten Daten zum Familienstand, den Bezugspersonen, zum Hauptwohnsitz und ggf. dienstlichen Wohnsitz bzw. zur Ballungsraumzulage sind für die Ermittlung des künftigen Orts- und Familienzuschlag weiterhin relevant. Ggf. sind neue Subtypen einzurichten (IT 0006 Subtyp für entsendende Dienststelle) oder ggf. vorhandene Subtypen zu modifizieren.
Fälle mit einem IT 0595 Subtyp 3 Grund „B8 aufn. Pflegeb. Angeh.“ sind aufzulisten und im Monat der Umstellung vom Sachbearbeiter manuell abzugrenzen und mit einem IT 0021 Subtyp 2 sowie einen IT 0595 Subtyp 2 neu anzulegen. 
Um die zu pflegenden Personen im IT 0595 Subtyp 2 neu anlegen und von einem „Kind“ unterscheiden zu können, ist es erforderlich eine Kennzeichnung für die Unterscheidung einzuführen. 
Im IT 0021 Subtyp 2 ist ein zusätzlicher Wert in der Wertehilfe des Feldes „Kindverhältn.“ (P0021-KDSVH) einzuführen. Als zusätzlicher Wert im IT 0021 Subtyp 2 Feld „Kindverhältn.“ wird der Wert „10 Pflegeb. Angeh.“ vorgeschlagen. Diese Date wird dann in den IT 0595 Subtyp 2 übertragen. Im IT 0595 Subtyp 2 ist zusätzlich eine Erweiterung der Wertehilfe zum Feld „Grund“ (P0595-OZGRD) erforderlich. Hier ist als zusätzlicher Wert „Pflegeb. Angeh.“ aufzunehmen. Anhand der Date „Pflegeb. Angeh.“ im Feld „Kindverhält.“ (Q0595-KDSVH) des IT 0595 Subtyp 2 sollte als Vorschlagswert im Feld „KinderErhBetrag“ (P0595-SOZUWE) der Wert „kein Anspruch“ vorbelegt sein. Für die betroffenen Personen dürfen keine Erhöhungsbeträge, siehe hierzu Nr. 3.3 des Konzeptes, gewährt werden. Die Steuerung ist über das Feld „Kinderbestandteil“ (P0595-OZBEK) und hier über die Werte „3 Zahlkind (nicht EG) bzw. 5 Zahlkind (nicht EG, var.)“ (ggf. neue Werte mit gleicher Wirkung) vorzunehmen.

Die Funktionalitäten in Bezug auf das Abrufverfahren mit der Bundesagentur für Arbeit dürfen sich durch die Änderung nicht negativ auswirken. Dies kann dadurch gewährleistet werden, wenn im IT 0021 Subtyp 2 Feld „Kindverhältn.“ der zusätzliche Wert „10 Pflegeb. Angeh.“ ausgebracht wird. Ist dieser Wert vom Sachbearbeiter ausgewählt, sind die kundeneigenen Datengruppen „Kindergeldnummer Bundesagentur für Arbeit (BA)“ und „Kindergeldbezieher“ als nicht eingabebereit zu steuern.
In Versorgung ist zu beachten, dass der Familienzuschlag auch für die Hinterbliebenen im IT 0595 und der (Familien-) Verbund im IT 0021 beim Versorgungsurheber gepflegt wird.

Auf die Anlage „Verwendung IT 595 für Besitzstand und OFZ-Zahlung“ wird verwiesen.
[bookmark: _Toc128746232]Bestimmung der Ortsklassen (entspricht der Mietenstufe) abhängig vom Hauptwohnsitz
Die Ortsklasse des Hauptwohnsitzes wird – entsprechend der Empfehlung des Bundesverfassungsgerichts – anhand der Mietenstufen nach dem Wohngeldgesetz der jeweiligen Wohnortgemeinde bestimmt, welche über die Anlage zu § 1 Abs. 3 WoGV entweder direkt oder über den jeweiligen Landkreis einer Mietenstufe zugeordnet ist. 
Mit dem Wohngeld-Plus-Gesetz vom 05.12.2022 wird das Wohngeldgesetz zum 01.01.2023 geändert. Dadurch ändern sich auch die in der Wohngeldverordnung konkretisierten Mietenstufen zu einzelnen Gemeinden (auch in Bayern).



Ist eine Gemeinde keiner Mietenstufe nach dem Wohngeldgesetz zugeordnet (beispielsweise in sogenannten „Grenzpendler“-Fällen, die ihren Wohnsitz in einer Gemeinde im grenznahmen Ausland haben), so ist auf die Mietenstufe des dienstlichen Wohnsitzes im Sinne des Art. 17 BayBesG abzustellen. Hier ist auf die Dienststelle im IT 0001 (PB/PTB) abzustellen.

Liegt in Fällen der Auslandsbesoldung (Art. 38 BayBesG) auch der dienstliche Wohnsitz im Ausland, so ist auf die Mietenstufe der entsendenden Dienststelle abzustellen. 
Hierfür wurde im IT 0006 ein neuer Subtyp (ST91)eingerichtet in den die entstendende Dienststelle eingetragen werden kann. Betroffene Fälle sind aufzulisten und vom Sachbearbeitern zum Umstellungszeitpunkt einzupflegen.

Zusammenfassend gilt für Beamte bzw. Arbeitnehmer mit Bezügen nach Besoldungrecht:
· Ist ein gültiger Gemeindeschlüssel (ungleich 99999999) im IT 0006 Subtyp 1 vorhanden, ist dieser für die Zuordnung der Ortsklasse zu verwenden.
· Bei einem Gemeindeschlüssel 99999999 im IT 0006 Subtyp 1 ist systemseitig zu prüfen, ob der neue Subtyp (ST91) „entsendende Dienststelle“ im IT 0006 vorhanden ist, wenn ja, ist der dort enthaltende Gemeindeschlüssel für die Zuordnung der Ortsklasse zu verwenden. 
Falls nein
· Ist die Dienststelle PB/PTB im IT 0001 als Grundlage für die Zuordnung der Ortsklasse zu verwenden.
Bei einer Änderung der Mietenstufe (z.B. bei einem Wohnsitzwechsel der berechtigten Person) im Laufe eines Kalendermonats ist zu beachten, dass nach der Neufassung des Art 36 BayBesG in Abs. 1 Satz 4 die Lex Specials enthalten ist, wonach für die Bestimmung der Ortsklasse die jeweiligen Verhältnisse am Ersten eines Monats maßgebend sind.
 
Bei Versorgungsempfängern ist, wenn die Gemeinde des Hauptwohnsitzes (IT 0006 SubTyp 1) des Versorgungsempfänger keiner Mietstufe nach dem Wohngeldgesetz zugeordnet werden kann (z. B. Hauptwohnsitz im Ausland) gemäß Art. 69 Abs. 1 Satz 2 BayBeamtVG-E (in Ermangelung eines dienstlichen Wohnsitzes) auf die Ortsklasse I abzustellen.
Bei der Hinterbliebenenversorgung ist zur Bestimmung der maßgebenden Ortsklasse des Hauptwohnsitzes auf die Verhältnisse der Hinterbliebenen abzustellen:
Besteht kein Anspruch ab der Stufe 1 des Orts- und Familienzuschlags, ist bei der Bemessung des Witwengeldes nach Art. 36 Abs. 1 BayBeamtVG der Orts- und Familienzuschlag der Stufe L nach dem Hauptwohnsitz der Witwe zugrunde zu legen (Art. 69 Abs. 1 Satz 3 BayBeamtVG-E). Ab der Stufe 1 des Orts- und Familienzuschlags richtet sich die Ortsklasse, nach dem Tod des Versorgungsurheber, wenn mehrere Versorgungsempfänger vorhanden sind, einheitlich nach dem Hauptwohnsitz der Witwe. Ist keine Witwe vorhanden, richtet sich die Ortsklasse einheitlich nach dem Hauptwohnsitz des jüngsten Versorgungsempfänger (Waise) (Art. 69 Abs. 2 Sätze 5 und 6 BayBeamtVG-E)
Die Ortsklasse des Hauptwohnsitzes bestimmt sich nach § 21 Abs. 2 und § 22 des Bundesmeldegesetzes (BMG) und stellt einen Faktor zur Bestimmung der Höhe des Orts- und Familienzuschlags dar. Zur Darstellung/Anpassung der Ortsklasse des Hauptwohnsitzes ist im IT 0008 das Datenfeld „Mietenstufe“ einzurichten und mit einem entsprechenden Wert (abhängig vom maßgeblichen Wohnsitz) zu belegen.
Das Datenfeld „Mietenstufe“ ist maschinell aus einer neuen Systemtabelle zu befüllen, die entsprechend der Auflistung der Gemeinden mit Mietenstufen aufgebaut ist. Die Werte im neuen Datenfeld „Mietenstufe“ werden anhand der im IT0006 gespeicherten Anschrift des Subtyp 1 (Ständiger Wohnsitz) bzw. wenn der neue Subtyp 91 „entsendende Dienststelle“ vorhanden ist aus diesem und dem Gemeindeschlüssel aus der Auflistung der Gemeinden mit Mietenstufen entnommen. In den o.g. Ausnahmefällen ist ggf. auf den dienstlichen Wohnsitz aus dem IT 0001 bzw. in den Versorgungsfällen auf die Ortsklassse 1 abzustellen. Das Datenfeld „Mietenstufe“ soll über eine „Übersteuerung Mietenstufe“ manuell überschreibbar sein.
Die rechtliche Grundlage der Mietenstufen ergibt sich aus § 38 Nummer 2 Wohngeldgesetz vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 1856 in Verbindung mit der Anlage zur Wohngeldverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2722)) i. V. m. § 12 WoGG. Ab 01.01.2023 gilt die neue Fassung BGBl. Teil 1 Nr. 48.
Demnach richtet sich die Zugehörigkeit einer Gemeinde zu einer Mietenstufe nach dem Mietenniveau (§ 12 Abs. 2 Satz 1 WoGG). Die Feststellung des Mietenniveaus, unterteilt nach Gemeinden und Kreisen, erfolgt dabei durch das Statistische Bundesamt (§ 12 Abs. 3 WoGG).
Nach § 12 Abs. 5 WoGG gilt dabei:
	Mietenstufe
	Mietenniveau

	I
	< -15 %

	II
	-15% bis < -5%

	III
	-5% bis < 5%

	IV
	5% bis < 15%

	V
	15% bis < 25%

	VI
	25% bis < 35%

	VII
	>= 35% 



[bookmark: _Toc128746233]Künftige Tabellenstruktur und Zuordnung zu den Stufen des orts- und familienbezogenen Besoldungsbestandteiles (OFZ)
Neben der Berücksichtigung von Mietenstufen (s. Ziff. 3.1) in Form von Ortsklassen kennzeichnet die Tabellenstruktur des OFZ teilweise voneinander unabhängige Stufen (L und V sowie Stufen für die ersten zwei Kinder eines Zahlfalles) sowie auch aufeinander aufbauende Stufen (3. und weitere Kinder) des Orts-Familienzuschlags. Bei Aufnahme von pflegebedürftigen nahen Angehörigen werden diese für den OFZ wie ein Kind (also in den Stufe 1 ff. ) eingestuft. Zur Stufe V gehören jedoch weiterhin Beamte und Beamtinnen, die eine andere Person, deren Hilfe sie aus gesundheitlichen Gründen bedürfen, nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen haben.
	 
	nicht verheiratet
	verheiratet
	1. Kind
	2. Kinder
	zzgl. für das 3. Kind
	zzgl. je weiterem Kind

	 
	Stufe L
	Stufe V
	Stufe 1
	Stufe 2
	Stufe 3
	Stufe 4

	Mietstufe I
	
	77,00 
	305,34
	446,07
	436,16
	522,16

	Mietstufe II
	
	77,00 
	305,34
	446,07
	436,16
	522,16

	Mietstufe III
	
	77,00 
	305,34
	477,46
	449,25
	563,90

	Mietstufe IV
	
	77,00 
	326,23
	508,84
	462,73
	606,06

	Mietstufe V
	
	99,00
	347,12
	540,22
	476,61
	648,60

	Mietstufe VI 
	
	121,00
	368,01
	609,85
	490,91
	691,56

	Mietstufe VII
	149,83
	149,83
	480,52
	690,66
	505,63
	734,95



Neben den Monatsbeträgen des Orts- und Familienzuschlags (Anlage 5 BayBesG-E) werden ab der Stufe 1 für jedes zu berücksichtigende Kind (im Gegensatz zu pflegebedürftigen Angehörigen) Erhöhungsbeträge in den Besoldungsgruppen A 3 bis A 10 zusätzlich gewährt (gilt auch für Fälle mit Zusatz z.B. „A9+AZ“, A9MDVER bzw. „A5POL“ usw.). Bisher waren die Erhöhungsbeträge auf die Angehörigen der Besoldungsgruppen A 3 bis A 5 beschränkt.
Die Berechnungsroutine ist somit auf den Kreis der Angehörigen der Besoldungsgruppen A 3 bis A 10 auszuweiten.
Erhöhungsbeträge in den Besoldungsgruppen A3 – A10 werden nur für zu berücksichtigende Kinder gewährt. Eine Ausweitung auf pflegebedürftige nahe Angehörige, für die ebenfalls ein Orts- und Familienzuschlag ab der Stufe 1 gewährt wird, erfolgt bei der Gewährung der Erhöhungsbeträge nicht.
Wie bereits bisher, durch den Satz unterhalb der Tabelle der Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 3 bis A 10 (Anlage 5 BayBesG), wird auch ab dem Inkrafttreten der Neuregelung ein Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt, soweit die Besoldung aus der höheren Besoldungsgruppe hinter der aus der niedrigeren Besoldungsgruppe zurückbleibt.
Die Berechnungsroutine zur Erzeugung des FZ-Besoldungsausgleichs ist somit auf den Kreis der Angehörigen der Besoldungsgruppen A 3 bis A 11 auszuweiten.
Da nur sehr wenige Fälle über diese Regelung einen  „FZ-Besoldungsausgleich“ (über die neue Lohnart 0085) erhalten, wird von der Aufnahme dieser Lohnart als Vorschlagslohnart abgesehen. Für die Sachbearbeiter ist jedoch eine Meldung in der ZPAT_Meldungen einzurichten. Auf die Ausführungen in Nr. 17.1 wird verwiesen. 

Hinweis:
Wenn Kinder/aufgenommene pflegebedürtige Angehörige vorhanden sind, ist der Familienstand unerheblich. Die Tabelle beginnt dann bei Stufe „1“ ff..
Der Stufe L werden Personen zugeordnet, die nicht zur Stufe V bzw. zur Stufe 1 ff. gehören (Art. 36 Abs. 2 BayBesG-E).
Für die Bemessung des Witwengeldes nach Art. 36 Abs. 1 BayBeamtVG wird der Orts- und Familienzuschlag der Stufe L nach dem Hauptwohnsitz der Witwe zugrunde gelegt, soweit kein Anspruch ab der Stufe 1 nach Art. 69 Abs. 2 BayBeamtVG besteht. (Art. 69 Abs. 1 Satz 3 BayBeamtVG-E).
Der Stufe V werden Personen zugeordnet, die verheiratet sind bzw. in einer Lebenspartnerschaft i.S.d. Lebenspartnerschaftsgesetzes leben und nicht zur Stufe 1 ff. gehören (Art. 36 Abs. 3 BayBesG-E). 
Zur Stufe V gehören auch Personen, die eine andere Person, deren Hilfe sie aus gesundheitlichen Gründen bedürfen, nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen haben (Art. 36 Abs. 4 BayBesG-E) und nicht der Stufe 1 ff. angehören. Beanspruchen in diesen Fällen jedoch mehrere Anspruchsberechtigte den OFZ ist der Betrag der Stufe V anteilig zu gewähren.
Ansonsten unterliegt die Stufe V keiner Konkurrenzregelung.
Zur Stufe 1 und den folgenden Stufen gehören Personen, denen Kindergeld nach dem EStG oder dem BKGG zusteht oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 EStG oder § 3 oder § 4 BKGG zustehen würde. Die Stufe richtet sich nach der Anzahl der berücksichtugngsfähigen Kinder. Hat neben dem Betroffenen eine andere Person Anspruch auf einen kindbezogenen Anteil nach einem Besoldung- oder Versorgungsgesetz, wird der auf das jeweilige Kind entfallene Betrag dem gewährt, dem auch das Kindergeld gewährt wird oder ohne Berücksichtigung des § 65 EStG oder § 4 BKGG vorrangig zu gewähren wäre. Art. 6 BayBesG (Teilzeitkürzung) findet auf den Betrag keine Anwendung, wenn ein Anspruchsberechtigter vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist oder mehrere Anspruchsberechtigte in Teilzeit beschäftigt sind und dabei zusammen mindestens die regelmäßige Arbeitzeit bei Vollbeschäftigung erreichen (Art. 36 Abs. 5 Satz 6 BayBesG-E).
Zur Stufe 1 und den folgenden Stufen gehören auch Personen, die einen nahen Angehörigen i.S.d. Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit mindestens Pflegegrad 2 nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen haben (Art. 36 Abs. 6 BayBesG-E). Beanspruchen jedoch mehrere Anspruchsberechtigte für die gleiche Person die Stufe, ist der Betrag anteilig zu gewähren (Art. 36 Abs. 6 Satz 2 i.V.m. Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 Satz 2 BayBesG-E). Die Regelung des Art. 36 Abs. 5 Satz 6 BayBesG-E gilt hier jedoch nicht (bei einer Teilzeitbeschäftigung wird der Betrag immer der Teilzeit entsprechend gekürzt). 
Zu den in Art. 36 Abs. 6 BayBesG-E genannten Angehörigen im Sinne des Art. 20 Abs. 5 BayVwVFG zählen unter anderm auch Verwandte in gerader Linie (somit auch Kinder) und der Ehegatte/Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes. 
Dies führt im Falle eines Ehegatten/Lebenspartner dazu, dass ab dem Zeitpunkt, ab dem bei dem in die Wohnung des Berechtigten „aufgenommenen“ Ehegatten/Lebenspartner ein Pflegegrad von 2 oder höher festgestellt wird, eine Zuordnung statt zur Stufe V, zur Stufe 1 nach Art. 36 Abs. 6 BayBesG-E möglich ist. Soweit bereits für ein zu berücksichtigendes Kind bzw. mehrere zu berücksichtigender Kinder die Stufe 1 ff. gewährt wurde, würde sich ab der Einstufung des Ehegatten/Lebenspartners als zu pflegende Person die Stufe erhöhen. 
Anders verhält es sich bei einem wegen Anspruch auf KiG ohnehin zu berücksichtigenden Kindes des Berechtigten, für das ebenfalls ein Pflegegrad von mindestens 2 festgestellt wird. In diesem Fall bleibt es auch nach Feststellung einens Pfelgegrades von mindestens 2 bei dem bereits gewährten OFZ-Anspruch der Stufe 1 ff.. Die Zuordnung zu einer höheren Stufe nach Art. 36 Abs. 6 BayBesG-E wegen Aufnahme eines Angehörigen im Sinne des Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG kommt hier nicht in Betracht. Diese Rechtsauffassung wurde durch das StMFH bestätigt. 

Ist eine Person bereits der Stufe 1 ff. (Art. 36 Abs. 5 – 7 BayBesG-E) zugeordnet, werden keine Beträge aus den Stufen „L“ bzw. „V“ gewährt. Somit werden diese Stufen auch generell von den Stufen 1 ff. weder abgezogen noch hinzu addiert.
In der Versorgung sind die Stufen L und V als ruhegehaltfähige Bezüge (Art. 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BayBeamtVG-E) anzusetzen. Ab Stufe 1 ff. wird der Orts- und Familienzuschlag in voller Höhe neben den Versorgungsbezügen gewährt (Art. 69 Absatz 2 Satz 1 bis 3 BayBeamtVG-E). Auch hier werden die Stufen „L“ bzw. „V“ generell von den Stufen 1 ff. weder abgezogen noch hinzu addiert.
Der Orts- und Familienzuschlag ab der Stufe 1 wird neben dem Ruhegehalt gezahlt (Art. 69 Abs. 2 Satz 1 BayBeamtVG-E). Er wird unter Berücksichtigung der nach den Verhältnissen des verstorbenen Beamten, der Beamtin, des Ruhestandsbeamten oder der Ruhestandsbeamtin für die Bemessung des Orts- und Familienzuschlags in Betracht kommenden Kinder neben dem Witwengeld gezahlt, soweit der Witwer oder die Witwe Anspruch auf Kindergeld für diese Kinder hat oder ohne Berücksichtigung der §§ 64, 65 des Einkommensteuergesetzes (EStG) oder der §§ 3, 4 des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) haben würde (Art. 69 Abs. 2 Satz 2 BayBeamtVG-E). Soweit kein Anspruch neben dem Witwengeld besteht, wird der Orts- und Familienzuschlag ab der Stufe 1 neben dem Waisengeld gezahlt, wenn die Waise bei den Stufen des Orts- und Familienzuschlags zu berücksichtigen ist oder zu berücksichtigen wäre, wenn der Beamte, die Beamtin, der Ruhestandsbeamte oder die Ruhestandsbeamtin noch lebte (Art. 69 Abs. 2 Satz 3 BayBeamtVG-E). Hatte der Versorgungsurheber zum Zeitpunkt seines Todes Anspruch auf Orts- und Familienzuschlag nach Art. 36 Abs. 6 BayBesG und wird die Pflege von dem Witwer, der Witwe oder der Waise fortgeführt, ist die Stufe 1 oder folgende bei der Hinterbliebenenversorgung zu berücksichtigen, solange die Anspruchsvoraussetzungen weiterhin vorliegen (Art. 69 Abs. 2 Satz 4 BayBeamtVG-E).
Sind mehrere Anspruchsberechtigte vorhanden, wird der Orts- und Familienzuschlag ab der Stufe 1 nach Art. 69 Abs. 2 Satz 7 BayBeamtVG-E auf die Anspruchsberechtigten nach der Zahl der auf sie entfallenden Kinder oder Anspruchsberechtigte nach Art. 36 Abs. 6 BayBesG-E zu gleichen Teilen aufgeteilt.
[bookmark: _Toc128746234]Besonderheiten bei berücksichtigungsfähigen Kindern (Zahl- und Zählkinder)
Die Stufe 1 ff. für Kinder (Art. 36 Abs. 5 BayBesG-E) richtet sich auschließlich nach der Anspruchsberechtigung im Sinn des Kindergeldrechts. Wie bisher ist die Entscheidung der Familienkasse bindend. Der jeweilige Kinderstufenbetrag soll nur einmal gewährt werden.
Beträge, die nur auf die Reihenfolge mitbestimmenden Kinder (sog. Zählkinder) entfallenden, sind vom Betrag der für den Betroffenen eigentlich maßgeblichen Stufe abzuziehen.
Der auf das jeweilige Kind entfallende OFZ der künftigen Stufen 1 ff. kann damit auch weiterhin nur einem Betroffenen gewährt werden (in der Regel der Kindergeldbezieher oder die Kindergeldbezieherin).
Zur Erläuterung der Rechenregeln für die Berücksichtigung von Zähl-/Zahlkindern dienen die folgenden Fallbeispiele:
Beamtenehepaar (A, B) in Mietenstufe VII (ohne Berücksichtigung von Erhöhungsbeträgen), 3 Kinder
1. Beamter A erhält für alle Kinder Kindergeld: OFZ: 1.196,29 €
Beamtin B: OFZ: 149,83 €
2. Beamter A erhält für das 2. und 3. Kind das Kindergeld, die Ehefrau für das 1. Kind:
Beamter A: OFZ: 715,77 € (Differenz zwischen Stufe  „1“ [ein Kind] und Stufe  „2“ [zwei Kinder] 210,14 € zzgl. 505,63 € für das 3. Kind)
Beamtin B: OFZ: 480,52 €
3. Beamter A erhält für das 1. und das 3. Kind das Kindergeld, Beamtin B für das 2. Kind:
Beamter A: OFZ: 986,15 € (Stufe  „1“ [ein Kind] 480,52 € zzgl. 505,63 € für das 3. Kind)
Beamtin B: OFZ: 210,14 € (= Differenz Stufe 2: 690,66 € ./. Stufe 1: 480,52)

[bookmark: _Toc128746235]Zuordnung von Personen zu den jeweiligen Stufen
In den folgenden Punkten wird dargelegt anhand welcher Komponenten die Zuordung zu den jeweiligen Stufen erfolgt.
Auf die Anlage „Verwendung IT 0595 für Besitzstand und OFZ-Zahlung“ wird verwiesen.
[bookmark: _Toc128746236]Stufe L
Zur Stufe L gehören alle Betroffenen, die nicht zur Stufe V, zur Stufe 1 oder den folgenden Stufen angehören. Für die Festlegung der Stufe ist grundsätzlich der Familienstand aus dem IT 0002 nicht relevant.
Zahlfälle bei denen kein IT 0595 Subtyp 1 / 15 / 3 bzw. 2 mit Wert „Zahlkind“ vorhanden ist.
Wegen den bisherigen Fällen mit Grund „H1 ledig (Altfall)“ und „H2 gesch. (Altfall)“ im IT 0595 Subtyp 3 wird auf die Anlage „Verwendung IT 0595 für Besitzstand und OFZ-Zahlung“ verwiesen.
Familienstand aus dem IT 0002 Feld „Familienst“ (FATXT) Werte:
· Ledig
· Verw
· Gesch
· Nv
· LPartA
· LPartV
Hinweis Versorgung:
Der Ruhegehaltempfänger (Versorgungsurheber) verstirbt und es ist eine versorgungsberechtigte Witwe vorhanden: Bei der Bemessung des Witwengeldes nach Art. 36 Abs. 1 BayBeamtVG ist der Orts- und Familienzuschlag der Stufe L nach dem Hauptwohnsitz der Witwe zugrunde zu legen. 
Führt der Tod des Versorgungsurheber auch zum Anspruch auf einen entsprechenden OFZ der Stufe 1 ff. für eine oder mehrere Kinder (Waisen), dann wird der OFZ der Stufe 1 ff. gewährt (neben dem Witwengeld oder dem Waisengeld, ggf. Aufteilung) und die Stufe L wird bei der Bemessung des Witwengeldes nicht berücksichtigt. Siehe auch Hinweis unten unter Stufe 1ff..
[bookmark: _Toc128746237]Stufe V
Zur Stufe V gehören, soweit diese nicht zur Stufe 1 oder den folgenden Stufen angehören, verheiratete Betroffene bzw. solche in einer Lebenspartnerschaft nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz. Für die Festlegung der Stufe ist grundsätzlich der Familienstand aus dem IT 0002 nicht relevant.

Familienstand aus dem IT 0002 Feld „Familienst“ (FATXT) Werte:
· verh
· LPArt
Sowie
Betroffene, die nicht zur Stufe 1 oder den folgenden Stufen gehören und eine andere Person, deren Hilfe sie aus gesundheitlichen Gründen bedürfen in ihre Wohnung nicht nur vorübergehend aufgenommen haben.
Familienstand aus dem IT 0002 Feld „Familienst“ (FATXT) Werte:
· Ledig
· Verw
· Gesch
· Nv
· LPartA
· LPartV
Mit IT 0595 Subtyp 1, 15 oder ein Subtyp 3 mit Eintrag „1 voll, 2 halb, 3 variabel“ im Feld „Ehegattenbestandteil“ und Grund „B9 Aufn. andere Person“ die nicht gleichzeitig einen IT 0595 Subtyp 2 mit Wert „Zahlkind“ haben.
[bookmark: _Toc128746238]Stufe 1ff.
Zur Stufe 1 und den folenden Stufen gehören Betroffene, denen Kindergeld nach dem EStG oder dem BKGG zusteht oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 EStG oder § 3 oder § 4 BKGG zustehen würde. Die Stufe richtet sich nach der Zahl der berücksichtungsfähigen Kinder/Angehörigen. Hat neben dem Betroffenen eine andere Person Anspruch auf einen kindbezogenen Anteil nach einem Besoldung- oder Versorgungsgesetz, wird der auf das jeweilige Kind entfallene Betrag dem gewährt, dem auch das Kindergeld gewährt wird oder ohne Berücksichtigung des § 65 EStG oder § 4 BKGG vorrangig zu gewähren wäre. Für die Festlegung der Stufe ist grundsätzlich der Familienstand aus dem IT 0002 nicht relevant.

Familienstand aus dem IT 0002 Feld „Familienst“ (FATXT) Werte:
· Ledig
· Verh
· Verw
· Gesch
· Nv
· Getr
· LPartA
· LPartV
· LPart
Zahlfälle mit IT 0595 Subtyp 2 mit Wert „Zahlkind“.
Hinweis Versorgung:
Der Ruhegehaltempfänger (Versorgungsurheber) verstirbt und es ist eine versorgungsberechtigte Witwe und ein waisengeldberechtigtes Kind bzw. waisengeldberechtigte Kinder vorhanden: Es wird auf die familiären Verhältnisse des Versorgungsurheber abgestellt und der zustehende OFZ der Stufen 1 ff. bei Anspruch der Witwe neben dem Witwengeld oder z. B. bei versorgungsrechtlichen Vollwaisen neben dem Waisengeld gewährt (Art. 69 Abs. 2 Satz 2 und 3 BayBeamtVG-E). Sind mehrere Anspruchsberechtigte vorhanden, wird der OFZ ab der Stufe 1 auf die Anspruchsberechtigen nach der Zahl der auf sie entfallenden Kinder oder Anspruchsberechtigten nach Art. 36 Abs. 6 BayBesG-E zu gleichen Teilen aufgeteilt (Art. 69 Abs. 2 Satz 7 BayBeamtVG).
Besteht für kein Kind mehr Anspruch auf OFZ und somit kein Anspruch mehr auf Stufe 1 ff., wird als Bemessungsgrundlage zur Berechnung des Witwengeldes die Stufe L herangezogen.
Zur Stufe 1 und den folgenden Stufen gehören auch Betroffene, die einen Angehörigen im Sinn des Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit mindestens Pflegegrad 2 nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen haben. Beanspruchen mehrere Anspruchsberechtigte oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen Versorgungsberechtigte einen OFZ aus diesem Grund, ist der Betrag dieser Stufe nach der Zahl der Berechtigten anteilig zu gewähren. Die Stufe richtet sich nach der Zahl der berücksichtigungsfähigen Angehörigen/Kinder. Für die Festlegung der Stufe ist grundsätzlich der Familienstand aus dem IT 0002 nicht relevant.

Familienstand aus IT 0002 Feld „Familienst“ (FATXT) Werte:
· Ledig
· Verh
· Verw
· Gesch
· Nv
· Getr
· LPartA
· LPartV
· LPart
Zahlfälle mit IT 0595 Subtyp 2 mit Eintrag „1 voll, 2 halb, 3 variabel“ im Feld „Ehegattenbestandteil“ und Wert „56 pflegeb. Angeh.“ im Feld „Grund“.
Auch die Abbildung der Sachverhalte nach der neuen Rechtslage ergibt sich aus der Anlage „Verwendung IT 0595 für Besitzstand und OFZ-Zahlung“.
[bookmark: _Toc128746239]Umstellung auf die neuen OFZ-Lohnarten
[bookmark: _Toc128746240]Neue Lohnart 0080 (OFZ Gesamt)
Bei der Anzeige des OFZ im IT 0008 ersetzt die Lohnart 0080 die Lohnarten 0081 – 0083. Die Lohnart 0080 wird ausschließlich hierfür verwendet.
Die neue Lohnart 0080 wird nicht auf dem Entgeltnachweis (Bezügemitteilung) bzw. auf anderen Ausgabeprodukten (z.B. WordSB, Bescheinigungswesen PM 20) ausgewiesen.
[bookmark: _Toc128746241]Neue Lohnart 0081 – 0083 und 0085 (OFZ Stufe L, OFZ Stufe V, OFZ Stufe 1ff. und OFZ Besoldungsausgleich
Die Lohnarten 0081 -  0083 sowie ggf. zusätzlich die Lohnart 0085 ersetzen in ihrer Wirkung die bisherige Lohnart 0050. Diese Lohnarten sind somit, je nach Belegung, auf dem Entgeltnachweis (Bezügemitteilung) bzw. auf anderen Ausgabeprodukten (z.B. WordSB, Bescheinigungswesen PM 20) auszuweisen.
[bookmark: _Toc128746242]Neue Lohnart 7081 (OFZ Stufe L) für den Bereich Versorgung
Die Lohnart 7081 wird für den OFZ der Stufe L neu eingeführt. Diese Lohnart ist somit, je nach Belegung, auf dem Entgeltnachweis (Bezügemitteilung) bzw. auf anderen Ausgabeprodukten (z.B. VADM, WordSB) auszuweisen.
[bookmark: _Toc128746243]Neue Lohnart 7082 (OFZ Stufe V) für den Bereich Versorgung
Die Lohnart 7082 ersetzt in ihrer Wirkung die bisherige Lohnart 7051. Diese Lohnart ist somit, je nach Belegung, auf dem Entgeltnachweis (Bezügemitteilung) bzw. auf anderen Ausgabeprodukten (z.B. VADM, WordSB) auszuweisen.
[bookmark: _Toc128746244]Anpassung der Fällen nach dem BaySchFG (MAG „G und H“)
Gem. § 8 Gesetz zur Neuausrichtung orts- und familienbezogener Besoldungsbestandteile wird Art. 7 Abs. 2 Nrn. 1 u. 2 BaySchFG (Vergütung des Unterrichts durch Lehrkräfte der Kirchen und kirchlichen Genossenschaften an Grundschulen, Mittelschulen und Förderzentren) neu gefasst.
Danach wird den kirchlichen Genossenschaften für die von ihnen zur Verfügung gestellten Lehrkräften/Förderlehrern künftig grundsätzlich auch ein Orts- und Familienzuschlag der Stufe 1 in Ortsklasse I – III gezahlt.
Aufgrund einer Übergangsregelung (Art 59 b BaySchFG) wird jedoch ab Inkrafttreten der OFZ nicht lt. Anlage 5 des o. g. Gesetzes, sondern nach Anlage 5 des BayBesG in der am Tag vor dem Inkrafttreten gültigen Fassung gewährt [=  FZ-Stufe 1 (alt)].
Die Übergangsregelung bestimmt auch die oben bereits dargestellten Erhöhungsschritte. Erst ab 01.08.2025 wird der in Art. 7 Abs. 2 Nrn. 1. u. 2 BaySchFG genannte OFZ-Stufe 1 Ortsklasse I – III tatsächlich auch in voller Höhe gezahlt.
Ab Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuausrichtung ort- und familienbezogener Besoldungsbestandteile bleibt deshalb der Betrag, der bisher mit Lohnart 0053 gewährt wurde und neu über die Lohnart 0084 abgebildet wird, zunächst unverändert [BesGr. bis A8: 142,52 €, übrige BesGr: 149,64 €; entspricht FZ-Stufe 1 (alt)]. In Art.7 BaySchFG ist lediglich von Lehramtsanwärtern/Förderlehrer in Vorbereitungsdienst/Lehrkräften sowie Förderlehrer die Rede, so dass grundsätzlich nur der Betrag für „übrige BesGr.“ relevant ist. Es wurde jedoch festgestellt, dass auch Fälle mit BesGr. A7 und A8 im System vorhanden waren bzw. noch sind, so dass die Beträge auch für diese BesGr. mit den entsprechenden Beträgen gepflegt werden muss.
Ab dem Inkrafttreten des OFZ sollten also für BesGr. A7 bis A8 der Betrag von 142,52 € und für die übrigen BesGr. 149,64 € gepflegt werden.

Dieser wird sich 
· ab 01.08.2023 um ein Drittel der Differenz zwischen BesGr. A7 – A8: 142,52 €, übrige BesGr: 149,64 € und der neuen OFZ-Stufe 1 (Ortsklasse  I – III = 305,34 €) auf aktuell 
· BesGr. A7 – A8: 196,79 €
· übrige BesGr.: 201,54 € erhöhen.
· ab 01.08.2024 um zwei Drittel der Differenz zwischen BesGr. A7 – A8: 142,52 €, übrige BesGr: 149,64 € und der neuen OFZ-Stufe 1 (Ortsklasse  I – III = 305,34 €) auf aktuell 
· BesGr. A7 – A8: 251,07 €
· übrige BesGr.: 253,44 € erhöhen.

Ab 01.08.2025 wird dieser durch den dann gültigen Betrag der OFZ-Stufe 1 (Ortsklasse  I – III), der Anlage 5, ersetzt (aktuell 305,34 €).

Die Lohnart 0084 (bisher Lohnart 0053) ersetzt in ihrer Wirkung die bisherige Lohnart 0050. Diese Lohnart ist somit auf dem Entgeltnachweis (Bezügemitteilung) bzw. auf anderen Ausgabeprodukten (z.B. WordSB, Bescheinigungswesen PM 20) auszuweisen.
Für Mitarbeiterkreis HI gilt Folgendes: 
Tarifgruppe KA10N bis KA13N:
Die Vergütung setzt sich zusammen aus 1/12 des 12,7- bzw. 12,65-fachen des Grundgehalts der jew. Besoldungsgruppe Stufe 7, OFZ neu (Stufe 1 in OKl I – III, Übergangsregelung = 149,64 Euro, ab 01.08.2023 = 201,54 Euro) zuzüglich 25 % Versorgungszuschlag hieraus.
Tarifgruppe KA10 bis KA13:
Die Vergütung setzt sich zusammen aus 1/12 des 13-fachen des Grundgehalts der jew. Besoldungsgruppe Stufe 7, OFZ neu (Stufe 1 in OKl I – III, Übergangsregelung = 149,64 Euro , ab 01.08.2023 = 201,54 Euro); dazu kommt die LoA 0440 (Urlaubsgeld PKE in Höhe von 21,30 Euro). Die LoA 0530 (Versorgungszuschlag) berechnet sich aus den LoA 0001 und 0053 (neu: 0084). 
Die jeweils gültigen Beträge, die als Grundlage für die Berechnung der Bezüge heranzuziehen sind,  werden bei Änderungen aab 01.08.2024 mit einer gesonderten Änderungsanforderung mitgeteilt.
Zur Zeit gelten folgende Beträge (vom 01.12.2022 bis 31.07.2023):
Für die Bildung der LoA 0530 (Versorgungszuschlag) sind die LoA 0001 (Grundgehalt) und 0053 (Familienzuschlag) maßgebende Berechnungsgrundlage
	Tarifgr.
	ab
	GG Stufe 7
	Faktor
	1/12 = Betrag LoA 0001
	FZ Stufe 1
	Faktor
	1/12 = LoA 0053

	KA10N
	01.12.2022
	3.835,46
	12,7
	 4.059,20
	149,64
	12,7
	158,37

	KA11N
	01.12.2022
	4.191,16
	12,7
	 4.435,64
	149,64
	12,7
	158,37

	KA12N
	01.12.2022
	4.583,52
	12,65
	4.831,79
	149,64
	12,65
	157,75

	KA13N
	01.12.2022
	5.109,62
	12,65
	5.386,39
	149,64
	12,65
	157,75



Hinweis: Die Vergütung setzt sich zusammen aus 1/12 des 12,7- bzw. 12,65-fachen des Grundgehalts der jew. Besoldungsgruppe Stufe 7, Familienzuschlag Stufe 1 zuzüglich 25 % Versorgungszuschlag hieraus.

Mitarbeiterkreis HI, Tarifart 91 (KA10 bis KA13) ab 01.12.2022:

	Tarifgruppe
	LoA
	Grundgehalt/St.7
	Faktor
	1/12 = Betrag neue LoA

	KA10
	0001
0053
	3.835,46
149,64
	13
13
	4.155,08
162,11

	KA11
	0001
0053
	4.191,16
149,64
	13
13
	4.540,42
162,11

	KA12
	0001
0053
	4.583,52
149,64
	13
13
	4.965,48
162,11

	KA13
	0001
0053
	5.109,62
149,64
	13
13
	5.535,42
162,11



Die LoA 0440 - Urlaubsgeld PKE beträgt unverändert 21,30 Euro.
Die LoA 0530 - Versorgungszuschlag berechnet sich wie bisher aus den LOA 0001 und 0053.


Ab 01.08.2023 gelten folgende Beträge:
Für die Bildung der LoA 0530 (Versorgungszuschlag) sind die LoA 0001 (Grundgehalt) und 0053 (Familienzuschlag) maßgebende Berechnungsgrundlage. Ab 01.08.2023 erhöht sich der Betrag der Bemessungsgrundlage für die LoA 0053 (neu: 0084) von 149,64 Euro auf 201,54 Euro.

	Tarifgr.
	ab
	GG Stufe 7
	Faktor
	1/12 = Betrag LoA 0001
	FZ Stufe 1
(Bemessungsgrunlage)
	Faktor
	1/12 = LoA 0053

	KA10N
	01.08.2023
	3.835,46
	12,7
	 4.059,20
	201,54
	12,7
	213,30

	KA11N
	01.08.2023
	4.191,16
	12,7
	 4.435,64
	201,54
	12,7
	213,30

	KA12N
	01.08.2023
	4.583,52
	12,65
	4.831,79
	201,54
	12,65
	212,46

	KA13N
	01.08.2023
	5.109,62
	12,65
	5.386,39
	201,54
	12,65
	212,46



Hinweis: Die Vergütung setzt sich zusammen aus 1/12 des 12,7- bzw. 12,65-fachen des Grundgehalts der jew. Besoldungsgruppe Stufe 7, OFZ neu (Stufe 1 in OKl I – III, Übergangsregelung = 192,29 Euro) zuzüglich 25 % Versorgungszuschlag hieraus.

Mitarbeiterkreis HI, Tarifart 91 (KA10 bis KA13) ab 01.08.2023:

	Tarifgruppe
	LoA
	Grundgehalt/St.7
	Faktor
	1/12 = Betrag neue LoA 

	KA10 *)
	0001
0053
	3.835,46
201,54 (Bemessungsgrundlage)
	13
13
	4.155,08
218,34

	KA11
	0001
0053
	4.191,16
201,54 (Bemessungsgrundlage)
	13
13
	4.540,42
218,34

	KA12
	0001
0053
	4.583,52
201,54 (Bemessungsgrundlage)
	13
13
	4.965,48
218,34

	KA13 *)
	0001
0053 
	5.109,62
201,54
(Bemessungsgrundlage)
	13
13
	5.535,42
218,34


Die LoA 0053 ist neu die LoA 0084

*) in KA10 gibt es keine aktiven Fälle mehr, nur noch jeweils 1 Fall in KA11, KA12 und KA13)
 
Die LoA 0440 - Urlaubsgeld PKE beträgt unverändert 21,30 Euro.
Die LoA 0530 - Versorgungszuschlag berechnet sich wie bisher aus den LOA 0001 und 0053.

[bookmark: _Toc128746245]Umstellungsreport
Zur Umstellung der Daten aus dem IT 0595 zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes wird auf die beiliegende Anlage „Matrix Überleitung“ verwiesen.
Im Rahmen der Umstellung soll das Layout geändert werden die kundneigene Datengruppe „Teilzeitberechnung bei Konkurrenzfällen“ wird ab 01.04.2023 nicht mehr fortgeführt bzw. ist zum 01.04.2023 auszublenden. Zahlfälle. Bei denen in der Datengruppe noch Daten enthalten waren, wurde an die Bezügesachbearbeiterr zur Korrektur (entfernen der Daten aus der Datengruppe) gegeben.Um Datenschiefstände künftig zu vermeiden, sollen im Rahmen des Umstellungsreports auch ausgeschiedene Fälle mitgenommen werden (auch wenn sie einem Mitarbeiterkreis zugeordnet sind, der im Konzept unter Nr. 1 nicht genannt ist). 
Die Lohnarten 0054 und 7054 [Familienzuschlag (Diff.)] werden ab dem Umstellungszeitpunkt nicht mehr benötigt. Die Lohnarten waren erforderlich, um die besondere Konkurrenzregelung des Art. 10 BayMinG abbilden zu können. Gem. § 5 des Gesetzes zur Neuausrichtung orts- und familienbezogener Besoldungsbestandteile wird Art. 10 Abs. 1 Nr. 2 BayMinG neu gefasst. Dies für dazu, dass Kabinetsmitglieder einen OFZ nach den für Beamte geltenden Vorschriften erhalten. Somit ist die bisher in Art. 10 Abs. 1 Nr. 2 BayMinG enthaltene besondere Konkurrenzregelung obsolet.
Ab dem Umstellungszeitpunkt können die Lohnarten daher aus dem IT 0008 entfernt werden.
Für Fälle mit dem Wert „H1 ledig (Altfall)“ und „H2 gesch. (Altfall)“ im Feld Grund des IT 0595 Subtyp 3 wird ggf. ein eigener Report benötigt. In diesen Fällen gilt eine Rechtstandswahrung und eine damit verbundene, auch künftige Bezügeanpassung. Diese Fälle werden zum 01.04.2023 mit einer eigenen Lohnart (LoA 7091 (OFZ Rechtstand HStruktG)) im IT 0008 in den Ortsklassen I-VI abgebildet. In der Ortsklasse VII übersteigt der OFZ der Stufe L den bisherigen FZ der Stufe 1. Der IT 0595 Subtyp 3 wird auch bei diesen Fällen, wie in der Anlage „Matrix Überleitung“ beschrieben abgegrenzt.
Neben der Umstellung bzw. Überleitung der Datensätze im IT0595 sind u.a. zur korrekten Anzeige der Mietenstufen im IT0008 vor allem im Zusammenhang mit der maßgeblichen Mietenstufe bei der Witwe bzw. jüngsten Waise bei Hintebliebenen die bisherigen jüngsten Datensätze im IT0008 auf den 1.4.2023 zu kopieren. Dies hat zur Folge, dass im neuen ab dem Zeitpunkt der Rechtsänderung gültigen Datensatz das neue Lohnartenmuster aus der V_T539A für den jeweiligen Mitarbeiterkreis verwendet wird. Hierbei ist jedoch darauf zu achten, dass in den Fällen, in denen zum Zeitpunkt der Überleitung in das Neue Dienstrecht zum 1.1.2011 Lohnarten wegen des Besitzstandes (Art. 100. 101 BayBeamtVG) weiter zu verwenden waren (z.B. LoA 7216 – Allg. Stellenzulage VB Nr. 27) auch nach der Überleitung zum 1.4.2023 weiterhin zur Verfügung stehen müssen und der neue Überleitungsreport die LoA 7S01 nicht zusätzlich mitanlegt bzw. die LoA aus dem neu angelegten Satz des IT0008 löscht.
[bookmark: _Toc128746246]Besitzstand nach Art. 109 Abs. 3 BayBesG-E und Art. 114g Abs. 1 BayBeamtVG-E
Mit Art. 109 Abs. 3 BayBesG und Art. 114g Abs. 1 BayBeamtVG wurden Rechtsgrundlagen geschaffen, um Berechtigten, die zum Inkrafttreten der Neuregelung Anspruch auf einen Familienzuschlag oder eine Ballungsraumzulage bzw. auf beide Leistungen haben, im Wege der Besitzstandswahrung die nach der bisherigen Rechtslage gewährten Leistungen weiter zu gewähren (solange eine der möglichen Anspruchsvoraussetzungen nach der bisherigen Rechtslage vorliegt, der konkrete Grund für die Zahlung ist unerheblich), sofern die betragsmäßige Summe der Leistungen den nach den Art. 35 bis 37 in der jeweils geltenden Fassung zu gewährenden Orts- und Familienzuschlag (OFZ) übersteigt.
Hinweis bezüglich Wegfall des Kasernierungsbetrages nach Art. 35 Abs. 2 BayBesG (alt) bei der Besitzstandsermittlung (Lohnart 1223):
Beim Vergleich des nach neuem Recht zu zahlenden OFZ mit dem zuvor gezahlten Familienzuschlag nach altem Recht ist der Anrechnungsbetrag nach Art. 35 Abs. 2 BayBesG (alt) außer Ansatz zu lassen.
Hinweis bezüglich der Ermittlung der dieskriminierunsfreien Mehrarbeit
Seitens des StMFH wurde folgendes klargestellt: Im Wege der Gesetzesauslegung ergibt sich, dass auch ein fortzuzahlender Familienzuschlag nach Art. 109 Abs. 3 BayBesG-E in die Grundlage für die Berechnung von diskriminierungsfreier Mehrarbeitsvergütung einfließt. Art. 109 Abs. 3 BayBesG-E bezieht sich (u.a.) explizit auf den Familienzuschlag nach Art. 35 bis 37 BayBesG nach altem Recht, bei welchem es sich um eine Besoldungsleistung i.S.d. Art. 2 BayBesG handelt und ordnet an , dass „diese Leistung(en)“ weitergewärht wird (werden), so lange die genannten Voraussetzungen vorliegen. Diens impliziert – auch vom Sinn und Zweck der Übergangsregelung – dass auch in Fällen, in denen künftig über Art. 109 Abs. 3 BayBesG-E jedoch in Verbindung mit dem alten Recht, gewährten Leistungen bei der Berechnung zu berücksichtigen sind.
[bookmark: _Toc128746247]Besitzstandsermittlung
Es ist – ähnlich der Vergleichsrechnung in Art. 109 Abs. 1 BayBesG-E – im Wege einer Gesamtbetrachtung zwischen den im jeweiligen Zeitraum nach der vor dem Inkrafttreten der Neuregelung geltenden Rechtslage zu gewährenden Familienzuschlägen zzgl. der ggf. zu gewährenden Ballungsraumzulage mit dem tatsächlich zu gewährenden Orts- und Familienzuschlag ein Differenzbetrag zu ermitteln, welcher, sofern dieser größer Null ist, zusätzlich zu gewähren ist.
Fälle, die aufgrund einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge am Tag vor dem Tag des Inkrafttretens des Gesetzes keinen Anspruch auf Gewährung eines FZ oder einer BRZ haben, werden hinsichtlich des Besitzstandes so gestellt, als hätte die Beurlaubung am Tag vor dem Tag des Inkrafttretens geendet (Art. 109 Abs. 3 Satz 2 BayBesG-E).

Grundsatz:
Anspruch FZ (alt) + Ballungsraumzulage (alt) = Besitzstand (zum Stichtag)
Besitzstand ./. OFZ (Tag nach Stichtag) = Besitzstandszulage (sofern größer Null)

Für die Ermittlung der Besitzstandszulage gilt folgender Rechenweg:
Besitzstand FZ (alt) 	(LoA 0050 am Stichtag) [footnoteRef:1]) [1:  unter Berücksichtigung 
- der nach dem Stichtag eintretenden Änderungen in den Anspruchsgrundlagen, die für die Feststellung des Besitzstandes auf den Stichtag vorzuziehen sind und
- der sich bereits zum Stichtag auswirkenden rückwirkenden Änderungen.] 

- OFZ (neu) 		(LoA 0080 in der aktuellen Periode)
„Differenz“  	FZ-Besitzstandszulage falls positiver Betrag;
„positive Differenz“ in neue LoA-1 abstellen (zahlungsrelevant; Musterlohnart 0050; fließt deshalb auch in SZ, ATZ-Z und Zuschlag begr. Dienstf. ein; LoA-1 wird auf Bezügemitteilung ausgegeben)
Rechenweg auch bei negativem Betrag fortsetzen
+ Besitzstand BaZ Grundbetrag (LoA 9203 am Stichtag; ggf. auch LoA 9207 (BaZ man.), LoA 9208 (BaZ Besitzstand (alter Besitzstand)) 1)
+ Besitzstand BaZ Kinderzuschlag (LoA 9204 am Stichtag) 1)
Besitzstandszulage gesamt falls positiver Betrag; ein negativer Betrag ist zu verwerfen >>> Ende Berechnung;
positiver Betrag kann, muss aber nicht in eine neue LoA abgestellt werden (es ist keine weitere Verwendung geplant);
- FZ-Besitzstandszulage (nur wenn oben positiver Betrag)
BaZ-Besitzstandszulage falls positiver Betrag;
			positiven Betrag in neue LoA-2 abstellen (zahlungsrelevant analog Ballungsraumzulage; Musterlohnart 9203;
fließt deshalb nicht in SZ, ATZ-Z und Zuschlag begr. Dienstf. ein)
LoA-2 wird auf Bezügemitteilung ausgegeben.

Die detaillierten Berechnung ist auch in  Nr. 2 der Anlage „Ermittlung Besitzstand und Besitzstandszulage“ enthalten.

Wird zum Stichtag kein Anspruch auf eine Besitzstandszulage festgestellt, kann auch bei Änderungen in den Anspruchsverhältnissen nach dem Stichtag keine Besitzstandszulage mehr entstehen. 
Nachträgliche Änderungen, die in einen Zeitraum vor dem Stichtag zurückwirken, sind hingegen hinsichtlich des Anspruchs auf Besitzstandszulage erneut zu prüfen.
Wird zum Stichtag eine Besitzstandszulage festgestellt, wirken sich nach dem Stichtag liegende Änderungen in den Anspruchsverhältnissen (z.B. Wohnsitzwechsel, Änderung Familienstand usw.) ab dem Änderungszeitpunkt auf die Höhe der Besitzstandszulage aus. Dies gilt auch, wenn beurlaubte Fälle mit Anspruch auf Besitzstand im Zeitpunkt der Änderung der Anspruchsverhältnisse weiterhin beurlaubt sind. 
Siehe hierzu Nr. 1 der Anlage „Ermittlung Besitzstand und Besitzstandszulage“.
Mit Art. 114g Absatz 1 BayBeamtVG-E wurde eine Rechtsgrundlage geschaffen, dass am Tag vor dem Tag des Inkrafttreten der Neuregelung zugestandene Familienzuschläge für vor dem Tag des Inkrafttreten des Gesetzes vorhandene Versorgungsempfänger in entsprechender Anwendung des bis zum Tag vor Inkrafttretens des Gesetzes geltenden Rechts solange anstelle des Orts- und Familienzuschlags weiter gewährt werden, bis die Anspruchsvoraussetzungen nach dem am Tag vor dem Inkrafttreten des Gesetzes geltenden Recht nicht mehr vorliegen oder ein höherer Orts- und Familienzuschlag zusteht. Die Zuschläge (Fassung vor Inkrafttreten des Gesetzes) nehmen nicht an den allgemeinen Anpassungen der Versorgungsbezüge nach Art. 4 BayBeamtVG teil. Verstirbt der Versorgungsurheber nach dem Ende des Monats des Inkrafttretens, findet Art. 69 BayBeamtVG Anwendung.
Siehe hierzu Nr. 1 der Anlage „Fallbeispiele Besitzstand und Besitzstandszulage Versorgung“.

Besitzstandswechsel von Besoldung nach Versorgung:
Ein Differenzbetrag nach Art. 109 Abs. 3 BayBesG-E , der vor der Versetzung oder dem Eintritt in den Ruhestand (vor Inkrafttreten der Neuregelung Anspruch auf Familienzuschlag der Stufe 1 und/oder auf Unterschiedsbetrag des Familienzuschlags wegen Besoldung) zuletzt zugestanden hat, wird Ruhestandsbeamten mit folgenden Maßgaben weiter gewährt:
1. Soweit er auf einem am Tag vor dem Tag des Inkrafttreten der neuen Regelung bestehenden Anspruch auf Familienzuschlag der Stufe 1 beruht, gilt er als ruhegehaltfähiger Bezug, 
2. soweit er auf einem am Tag vor dem Tag des Inkrafttreten der neuen Regelung bestehenden Anspruch auf Unterschiedsbetrag des Familienzuschlags zwischen der Stufe 1 und der nach dem Bayerischen Besoldungsgesetz zustehenden Stufe. beruht, wird er neben dem Ruhegehalt weitergezahlt, 
3. soweit er auf einem am Tag vor dem Tag des Inkrafttreten des Gesetzes bestehenden Anspruch auf Ballungsraumzulage nach Art. 94 BayBesG in der am Tag vor dem Tag des Inkrafttreten des Gesetzes geltenden Fassung beruht, bleibt er außer Ansatz. 
Der Differenzbetrag vermindert sich jeweils um den Betrag, um den sich ein daneben zustehender Orts- und Familienzuschlag erhöht. Der Anspruch entfällt, wenn die jeweiligen Anspruchsvoraussetzungen nach dem am Tag vor dem Tag des Inkrafttreten des Gesetzes geltenden Recht nicht mehr vorliegen oder der Orts- und Familienzuschlag die betragsmäßige Summe der Familienzuschläge nach dem am Tag vor dem Tag des Inkrafttreten der neuen Regelung geltenden Recht übersteigt. 
Siehe hierzu Nr. 2 der Anlage „Fallbeispiele Besitzstand und Besitzstandszulage Versorgung“.

Für den Besitzstand werden voraussichtlich neue Lohnarten benötigt:
· Lohnart für Besitzstand aus Ballungsraumzulage (Lohnart 9081)
· Lohnart für Besitzstand aus Familienzuschlag (Lohnart 9080)
· Lohnart für Besitzstand Gesamt (auf diese Lohnart kann ggf. verzichtet werden)
Eine Lohnart 9080 für den Besitzstand auf Beträge des bisherigen FZ (LoA-Bezeichnung „OFZ Besitzstand-FZ“) und eine LoA zur Abbildung des Besitzstandes soweit dieser auf Beträgen der bisherigen Ballungsraumzulage Lohnart 9081 (Besoldung / LoA-Bezeichnung „OFZ Besitzstand BRZ“) beruht.
Für den Versorgungsbereich wird eine neue Lohnart “OFZ Besitzstand (Vers)“ (Lohnart 7090) benötigt. Die Lohnart  „OFZ Besitzstand (Vers) (Lohnart 7090)“ gilt als ruhegehaltfähiger Bezug. 
Die Lohnart für Besitzstand aus Ballungsraumzulage ist im Bereich Versorgung nicht maßgebend, da diese gemäß Art. 114g Abs. 2 Nr. 3 BayBeamtVG außer Ansatz bleibt.
Auf einen am Stichtag ermittelten Besitzstand aus der FZ-Stufe 1 (ohne bestehender Konkurrenz) wird bei nach dem Stichtag eintretenden Änderungen keine nach der bisherigen Rechtslage vorhandene Konkurrenzregelung mehr angewendet. 

Beispiele:
· Beamter verheiratet, Ehegatte zum Stichtag nicht im öffentlichen Dienst. Die Ehefrau tritt nach dem Stichtag als Beamtin in den öffentlichen Dienst ein.  Besitzstand weiterhin Stufe 1 (alt) ohne Konkurrenz.
· Beamter verheiratet, Ehegatte zum Stichtag als Beamtin im öffentlichen Dienst. Die Ehefrau läßt sich nach dem Stichtag aus dem Beamtenverhältnis entlassen.  Besitzstand neu Stufe 1 (alt) ohne Konkurrenz (statt bisher nur „zur Hälfte“ nunmehr „voll“).
· Beamter verheiratet, Ehegatte zum Stichtag als Beamtin im öffentlichen Dienst. Die Ehefrau ist jedoch zum Stichtag beurlaubt. Die Beurlaubung endet nach dem Stichtag.  Besitzstand ist unter Berücksichtigung der nunmehr zum Tragen kommenden Konkurrenz zu ermitteln [FZ-Stufe 1 (alt) nurmehr zu Hälfte].
Zu den ggf. erforderlichen Auswertungen wird auf Nr. 11.4 des Konzeptes verwiesen.
Bei Fällen mit einem Dienstherrenwechsel innerhalb des Geltungsbereichs des BayBesG (z.B. Wechsel von der Landeshauptstadt München zum Freistaat Bayern) ist zu unterscheiden, ob es sich um eine Versetzung und somit ein Fortbestehen des Beamtenverhältnisses handelt, oder ob dem Wechsel eine Entlassung und Neuerenennung zugrunde liegt. Im Falle einer Versetzung wird der beim bisherigen Dienstherrn festgestellte Besitzstand fortgeführt. Im Falle der Entlassung und Neuernennung wird der Besitzstand beim neuen Dienstherrn nicht fortgeführt. Für Fälle, bei denen eine Besitzstandszahlung vom bisherigen Dienstherrn fortzuführen ist, werden für den Bereich Besoldung zwei Lohnarten für eine manuelle Zahlung benötig [Besitzstand FZ manuelle (LoA 0086 „OFZ Besitzstand FZ man.“) und Besitzstand Ballungsraumzulage manuell (LoA 0087 „OFZ Besitzstand BRZ man.“)].
Diese Lohnarten sind dann auch für eine Übersteuerung der maschinellen Zahlung zu verwenden.  Im Bereich Versorgung wird für eine Übersteuerung der maschinellen Besitzstandszahlung durch eine manuelle Besitzstandszahlung die Lohnart 7092 „Besitzstand FZ man. Vers“ zur Vorgabe benötigt.
Zur Ausgestaltung der Lohnarten wird auf das Lohnartenmuster verwiesen.
Bei einem Wechsel des Beschäftigungsverhältnisses von Arbeitnehmer nach Besoldungsrecht zum Beamten und umgekehrt besteht das bisherige Rechtsverhälntis nicht fort, es wird vielmehr ein neues Rechtsverhältnis begründet. Hier ist analog einer Entlassung und Neuernennung vorzugehen, mit der Konsequenz, dass ein Besitzstand/eine Besitzstandszulage entfällt. Diese Rechtsauffasstung wurde durch das StMFH bestätigt.

[bookmark: _Toc128746248]Lohnart für Besitzstand aus Ballungsraumzulage
Berechtigten sowie Dienstanfängern und Dienstanfängerinnen mit dienstlichem Wohnsitz und Hauptwohnsitz (§ 21 Abs. 2 und § 22 des Bundesmeldegesetzes) im Verdichtungsraum München wird zum Ausgleich erhöhter Lebenshaltungskosten eine Ballungsraumzulage gewährt. Der Verdichtungsraum München ist das in Anhang 2 der Anlage zur Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) definierte Gebiet.
Diese bis zum Tag vor dem Tag des Inkrafttreten des Gesetzes geltende Regelung wird durch Art. 109 Abs. 3 BayBesG-E im Grunde durch die Gewährung einer Besitzstandszulage über den Stichtag hinaus fortgeführt. Dafür wird eine neue Lohnart benötigt, die den fortzuzahlenden Besitzstand aus der Ballungsraumzulage abbildet.
Änderungen in den Ansprüchen die sich nach dem Stichtag ergeben, wirken sich auf die Höhe der Besitzstandszulage aus. D.h. der Betrag der Besitzstandszulage kann sich vermindern (z.B. Wegfall Kind bzw. Kinderzuschlag) oder komplett entfallen (z.B. Wegzug aus dem LEP-Bereich).
Nachdem der LEP-Bereich nicht deckungsgleich mit dem Gebiet der Mietenstufe VII ist, kann es sein, dass zwar Anspruch auf Besitzstand aus einer Ballungsraumzulage, nicht gleichzeitig jedoch Anspruch auf OFZ aus der Ortsklasse VII besteht. 
Bei untermonatigem Umzug in oder aus dem LEP-Bereich ist die Ballungsraumzulage und damit auch der auf sie entfallende Besitzstand teilmonatig zu berechnen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass für den OFZ der zum Ersten des Monats vorliegende Wohnsitz (IT0006) maßgeblich ist (Art. 36 Abs. 1 Satz 4 BayBesG-E).
Die Ballungsraumzulage setzt sich zusammen aus dem Grundbetrag (LoA 9203)/Anwärtergrundbetrag bzw. Dienstanfängergrundbetrag und ggf. einem Kinderzuschlag (LoA 9204).
Zu berücksichtigen ist:
Beträge der Ballungsraumzulage werden nur bis zu entsprechenden Grenzbeträgen gezahlt:
· Grenzbetrag bzw. Anwärtergrenzbetrag
· ggf. Kindergrenzbetrag
Auf den Kinderzuschlag findet Art. 6 BayBesG (Kürzung bei Teilzeitbeschäftigung) keine Anwendung.

Prüfung:
· Mitarbeiterkreis (IT 0001)
· Beschäftigungsdienststelle (IT 0001) PB/PTB
· Häkchen im Feld LEP II im IT 0006 (Haken muss vom Sachbearbeiter gesetzt werden)
· der Kinderzuschlag wird über den IT 0118 bzw. ab Abgabe des Zahlfalles an die Bundesagentur für Arbeit über den IT 9117 gesteuert
· IT 9014: dient der manuellen Übersteuerung des maschinellen Ergebnisses (Erzwingen/Verhindern)
· IT 0014: zu LoA 9207 (Ballungsraumzulage manuell), 
· Prüfung auf den Grenzbetrag sowie auf Mindestbetrag im Abrechnungsschema
In Fällen, in denen Art. 94 Abs. 3 Satz 5 zum Tragen gekommen ist, ist bisher eine Ballungsraumzulage nicht zur Auszahlung gelangt (Bagatellgrenze). Bei derartigen Fallgestaltungen wird keine Besitzstandszulage auf die nicht ausgezahlte Ballungsraumzulage gebildet (diese Rechtsauffassung wurde durch das StMFH bestätigt).
[bookmark: _Toc128746249]Lohnart für Besitzstand aus Familienzuschlag
Nachdem der auf den Familienzuschlag entfallende Anteil der Besitzstandszulage bei der Berechnung der Sonderzahlung bzw. der Ermittlung des Zuschlags zur begrenzten Dienstfähigkeit/des Altersteilzeitzuschlages zu berücksichtigen ist, bedarf es einer gesonderten Lohnart, die den auf den FZ entfallenden Anteil der Besitzstandszulage abbildet.
[bookmark: _Toc128746250]Ausprägung der Besitzstandslohnarten
Zur Ausgestaltung der Lohnarten wird auf das Lohnartenmuster verwiesen.
[bookmark: _Toc128746251]aus Ballungsraumzulage Lohnart 9081
Als Kopierlohnart kann die Lohnart 9203 herangezogen werden.
Es handelt sich um steuerpflichtigen laufenden Arbeitslohn.
Dieser unterliegt der Pfändung nach § 850 Abs. 2 ZPO. 
Der Betrag unterliegt der Teilmonatskürzung (z.B. bei untermonatigem Ausscheiden aus dem Dienst).
Die Lohnart ist nicht bei der Berechnung des Alterszeitzeitzuschlages bzw. des Zuschlages zur begrenzten Dienstfähgikgeit einzubeziehen.
[bookmark: _Toc128746252] aus Familienzuschlag Lohnart 9080 bzw. 7090 (Versorgung)
Als Kopierlohnart kann die Lohnart 0050 herangezogen werden.
Als Kopierlohnart für die Versorgung kann die Lohnart 7051 herangezogen werden. Diese Besitzstandslohnart ist weiterhin Bestandteil der ruhegehaltfähigen Bezüge, soweit es der alten FZ-Stufe 1 entspricht.

Es handelt sich um steuerpflichtigen laufenden Arbeitslohn.
Dieser unterliegt der Pfändung nach § 850 Abs. 2 ZPO. 
Der Betrag unterliegt der Teilmonatskürzung (z.B. bei untermonatigem Ausscheiden aus dem Dienst).
Die Lohnart ist bei der Berechnung des Alterszeitzeitzuschlages bzw. des Zuschlages zur begrenzten Dienstfähgikgeit einzubeziehen.

Berücksichtung des Besitzstandes bei der Sonderzahlung:
In der Begründung zu Nr. 10 zu Art. 109 Abs. 3 BayBesG-E (Regelung zur Besitzstandswahrung) wird folgendes ausgeführt: „Der zusätzlich zu gewährende Betrag nach Art. 3 umfasst dabei auch den nach der vor Inkrafttreten des Gesetzes geltenden Rechtslage zu gewährenden Sonderzahlung zum Familienzuschlag.“ 
Dies bedeutet, dass der Anteil der Besitzstandszulage, der auf
· die Ballungsraumzulage entfällt, nicht für die Berechnung der Sonderzahlung herangezogen wird
· den Familienzuschlag enfällt, bei der Berechnung der Sonderzahlung zu berücksichtigen ist.
Diese Rechtsauffassung wurde vom Fachreferat des StMFH (Mail vom 13.10.2022) bestätigt.
Berücksichtigung des Besitzstandes bei den Zuschlägen zur begrenzten Dienstfähigkeit bzw. Alterszeitzeit:
Der Familienzuschlag ist grundsätzlich Bestandteil der Besoldung nach Art. 2 Abs. 2 Nr. 4 BayBesG, die Ballungsraumzulage gehört jedoch zu den sonstigen Leistungen und stellt keinen Besoldungsbestandteil dar. Für die Ermittlung des Zuschlages zur Altersteilzeit wird in Art. 58 Abs. 2 BayBesG auf bestimmte Besoldungsbestandteile des Art. 2 BayBesG verwiesen, auch für die Zuschlagsberechnung nach Art. 59 BayBesG bei begrenzter Dienstfähigkeit wird auf die Besoldung abgestellt. 
Es wird daher davon ausgegangen, dass der Anteil der Besitzstandszulage, der auf 
· die Ballungsraumzulage entfällt, nicht für die Ermittlung des Zuschlags nach Art. 58 bzw. 59 BayBesG herangezogen wird
· den Familienzuschlag entfällt, für die Ermittlung des Zuschlags nach Art. 58 bzw. 59 BayBesG herangezogen wird.
Diese Rechstauffassung wurde vom Fachreferat des StFHM (Mail vom 13.10.2022) bestätigt.
Im übrigen gilt für den Besitzstand nach Nr. 4.4.1 und 4.4.2:
· Zahlungen aufgrund der Regelung zum Besitzstand nehmen nicht an künftigen Anpassungen der Besoldung oder Versorgung teil.
· Ab der Stufe 1 kommt es im Regelfall zu keiner Zahlung einer Besitzstandszulage, da die ab Inkrafttreten des Gesetzes in der niedrigsten Ortsklasse festgelegten Beträge denen des alten Rechts entsprechen. Etwas anderes gilt in Fällen, in denen eine Besitzstandszulage wegen Wegfall einer Ballungsraumzulage gewährt wird.
· Ein Wechsel in den Ortsklassen I bis VII wirkt sich auch auf den OFZ und damit auf die Besitzstandszulage aus. Es muss eine Anpassung erfolgen. Ein Wegzug aus dem LEP-Bereich führt hingegen zu einer Änderung des Besitzstandes und damit ebenfalls zu einer Neuberechnung der Besitzstandszulage.
Die foglenden Fallbeispiele dienen der Erläuterung der Rechenregeln für die Besitzstandszulage:
Fall 1
Beamter 3. QE BesGr. A11, verheiratet, Ehegatte keine Konkurrenz, Wohnort Ortsklasse II
altes Recht bis zum Inkrafttreten des Gesetzes	= FZ Stufe 1 in Höhe von	149,64 €
neues Recht ab Inkrafttreten des Gesetzes		= FZ-Stufe 1 in Höhe von	  77,00 €
= Besitzstand 						         in Höhe von	  72,64 €

Fall 2
Beamter A 3. QE BesGr. A11, Beamtin B 3. QE BesGr. A11, verheiratet, zusammen 100% beschäftigt, beide mit 50% teilzeitbeschäftigt), Wohnort Ortsklasse II
altes Recht bis zum Inkrafttreten des Gesetzes
= FZ Beamter A und Beamtin B Stufe 1 (149,64 €) je zur Hälfte 	in Höhe von 74,82 € (1/2 v. 149,64 €)
neues Recht ab Inkrafttreten des Gesetzes
= FZ Stufe V 								in Höhe von 38,50 € (77,00 € x 50 % jeweils für A und B)
= Besitzstand 							in Höhe von   36,32 € (jeweils bei A und B)

Fall 3
Beamter 3. QE BesGr. A10 Stufe 3, verheiratet, Ehegatte keine Konkurrenz, Wohnort Ortsklasse VI, bisher LEP-Bereich
Altes Recht bis Inkrafttreten des Gesetzes		149,64 € [FZ]
./. Neues Recht ab Inkrafttreten des Gesetzes	121,00 €
Ergibt FZ-Besitzstand					 28,64 € 
+ Besitzstand-BRZ)					136,21 
Gesamtbetrag Besitzstandszulagen		164,82 € 

Fortführung des Beispiels:
Besoldungserhöhung ab 01.01.2024 um 2 %	123,42 €
Besitzstandszulage					162,42 €

Fall 4
Beamter 4. QE BesGr. A13 Stufe 5, verheiratet, Ehegatte keine Konkurrenz, Wohnort Ortsklasse VII, bisher nicht LEP-Bereich
Altes Recht bis Inkrafttreten des Gesetzes		149,64 €
Neues Recht ab Inkrafttreten des Gesetzes		149,83 €
FZ-Besitzstandszulage 				  0,00 €


Beispiele ohne Aufteilung Besitzstand FZ und Ballungsraumzulage:
Beamter X (BesGr. A10), verheiratet (Ehefrau nicht im öffentlichen Dienst), zwei berücksichtigungsfähige Zählkinder und ein Zahlkind, wobei das Zahlkind in der Rangfolge das jüngste Kind ist , Ortsklasse VI, bisher im LEP-Bereich

	
	Betrag in Euro am
Stichtag
	Betrag in Euro nach dem Stichtag

	FZ (OFZ)
Stufe 1
	149,64 
	

490,91 (Stufe 3)

	FZ für das dritte  Kind
	396,51
	

	FZ Erhöhungsbeträge
	

	
15,88

	Ballungsraumzulage
	172,54
	--

	Gesamt
	718,69
	506,79

	Besitzstandszulage
	
	211,90

	Gesamt
	718,69
	718,69



Fortführung des Beispiels:
Wegfall des ersten Zählkindes ab 01.06.2023 wegen Beendigung der Berufsausbildung

	
	Betrag in Euro am
Stichtag
	Betrag in Euro nach dem Stichtag
	Betrag in Euro am 1. Juni 2023

	FZ (OFZ)
Stufe 1
	149,64 
	

490,91 (Stufe 3)
	

241,84 (Stufe 2 ./. Stufe 1)

	FZ für ein Kind
	127,94
	
	

	FZ Erhöhungsbeträge
	
	
15,88
	
15,88

	Ballungsraumzulage
	172,54
	--
	--

	Gesamt
	450,12
	506,79
	257,72

	Besitzstandszulage 
	
	211,90
	192,40

	Gesamt
	450,12
	718,69
	450,12



Fortführung des Beispiels:
Geburt eines weiteren Zahlkindes am 29.08.2023

	
	Betrag in 
Euro am
Stichtag
	Betrag in Euro nach dem Stichtag
	Betrag in Euro am 
1. Juni 2023
	Betrag in Euro am 
1. August 2023

	FZ (OFZ)
Stufe 1
	149,64 
	

490,91 (Stufe 3)
	

241,84
(Stufe 2 ./. Stufe 1)
	

732,75
(Stufe 2 ./. Stufe 1 + Betrag Stufe 3))

	FZ für ein Kind
	127,94
	
	
	

	FZ Erhöhungsbeträge
	
	
15,88
	
15,88
	
31,76

	Ballungsraumzulage
	172,54
	--
	--
	--

	Gesamt
	450,12
	506,79
	257,72
	764,51

	Besitzstandszulage 
	
	211,90
	192,40
	

	Gesamt
	450,12
	718,69
	450,12
	764,51



Wegfall des Besitzstandes ab 01.08.2023.
[bookmark: _Toc128746253]Abschmelzung bzw. Wegfall der Besitzstandszulage
Bei einem weiterhin zustehenden OFZ verringert sich durch die prozentuale Erhöhung des OFZ mit jeder linearen Bezügeanpassung in gleichem Maße die Differenz zwischen der dynamischen Höhe des OFZ und dem Betrag der Besitzstandszulage, so dass sich der Betrag der Besitzstandzulage aufzehrt bis der OFZ den Betrag der Besitzstandszulage erreicht hat bzw. übersteigt und sich eine Zahlung einer Besitzstandszulage erledigt.
Steht nach dem neuen Recht kein OFZ mehr zu, bleibt der Betrag der Besitzstandszulage solange unverändert, bis ggf. ein Anspruch auf einen OFZ entsteht.
Beispie 1 (Abschmelzung):
Beamter verwitwet, Ortsklasse II
FZ Stufe 1 alt : 149,64 EUR
OFZ neu: kein Anspruch mehr!
Besitzstand: Zulage in Höhe von 149,64EUR
Beamter heiratet  OFZ-Stufe V: 77,00EUR
Besitzstandszulage vermindert sich auf 72,64 EUR. Diese wird bei linearen Bezügeanpassungen abgeschmolzen.

Beispiel 2 (Wegfall):
Beamter verwitwet, Ortsklasse II
FZ Stufe 1 alt : 149,64 EUR
OFZ neu: kein Anspruch mehr!
Besitzstand: Zulage in Höhe von 149,64 EUR
Beamter heiratet. Ehefrau nicht im öD bringt ein Kind mit in die Ehe. Das Kind lebt im gemeinsamen Haushalt und es gibt keine andere Person, die einen Anspruch auf OFZ Stufe 1 hat. 
 Anspruch auf OFZ-Stufe 1: 305,34 EUR
Besitzstandszulage fällt weg.

[bookmark: _Toc128746254]Nachzahlung für den Zeitraum vom 01.01.2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes
Aufgrund der mit Art. 109 BayBesG geschaffenen Übergangsbestimmungen zu den orts- und familienbezogenen Besoldungsbestandteilen und dem Art. 114g BayBeamtVG zu den Übergangsbestimmungen zu den orts- und familienbezogenen Versorgungsbestandteilen ist im Zeitraum 01.01.2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes ein Abgleich zwischen der alten Regelung (Familienzuschlag und Ballungsraumzulage) und der neuen Regelung (OFZ) erforderlich. Die Ballungsraumzulage im Sinne des Art. 109 Abs. 1 Satz 4 BayBesG ist für Versorgung nicht relevant (vgl. Art. 114g Abs. 3 BayBeamtVG). Grundlage für den Vergleich sind die Beträge aus der Anlage 11 bzw. für Zeitraume ab 01.01.2023 der Anlage 5, die genaue Festlegungen zur Berechnungsweise siehe unter Punkt 5.2. 
Im Falle eines Dienstherrenwechsels bestehen die Ansprüche gegen den jeweiligen Dienstherren für die Zeiten, in denen dort ein entsprechendes Dienstverhältnis begründet war, wenn die jeweiligen Voraussetzungen vorliegen (Art. 109 Abs. 2 Satz 2 BayBesG-E).
Beim Vergleich des nach neuem Recht zu zahlenden OFZ mit dem zuvor gezahlten Familienzuschlag nach altem Recht ist der Anrechnungsbetrag nach Art. 35 Abs. 2 BayBesG(alt) (Anrechnungsbetrag bei Kasernierung Lohnart 1223) zu berücksichtigen.

Beispiel:
Beamter A5, Ortsklasse I, ledig, zwei Kinder (KiG-Anspruch; die Kinder wohnen im Haushalt des Beamten);    
FZ 2020:
FZ Stufe 3 (alt) incl. Erhöhungsbeträge	 405,95 €
abzüglich Art. 35 Abs. 2 S. 1 BayBesG(alt)	 127,00 €
FZ lt. Art. 35 i. V. m. Art. 36 BayBesG(alt)	 287,95 €
abzüglich
OFZ lt. Anlage 11:
OFZ Stufe 2 incl. Erhöhungsbeträge 	 437,56 €
mtl. Nachzahlungsbetrag für 2020		 149,61 € (437,56 € – 287,95 €)
[bookmark: _Toc128746255]Verwendung der Datenlage zur Ermittlung des Nachzahlungsbetrages
Die aufgrund der bisherigen Datenlage in den IT 0002, IT 0021, IT 0595, IT 0006 bzw. IT 0001 sowie IT 9014 gespeicherten Daten zum Familienstand, Bezugspersonen, Hauptwohnsitz und ggf. dienstlicher Wohnsitz sind als Grundlage für die Ermittlung des Nachzahlungsbetrages für den Zeitraum vom 01.01.2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes heranzuziehen.
Für die Jahre 2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes ist bei der Berechnung des Orts- und Familienzuschlag nach den Art. 35 bis 37 BayBesG-E auf die Tabellen der Anlage 11 bzw. für Zeitraume ab 01.01.2023 auf die Anlage 5 abzustellen.
[image: ]
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[bookmark: _Toc128746256]Ermittlung der Nachzahlung für den Zeitraum vom 01.01.2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes
Art. 109 Abs. 1 BayBesG-E regelt die Nachzahlung orts- und familienbezogener Besoldungsbestandteile für die Haushaltsjahre zwischen Verkündung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 05. Mai 2020 (2 BvL 4/18 und 2 BvL 6/17 u. a.) und dem In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Neuausrichtung orts- und familienbezogener Besoldungsbestandteile vom XX.XX.XXXX (also Zeitraum vom 01.01.2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes).
Die Ermittlung hat im Wege eines monatlichen Vergleichs (Gegenüberstellung) zwischen den in Zeitraum vom 01.01.2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes jeweils tatsächlich gewährten Familienzuschlägen zzgl. der in diesem Zeitraum jeweils tatsächlich gewährten Ballungsraumzulage mit einem für diesen Zeitraum fiktiv nach neuem Recht für den jeweiligen Monat zu gewährenden orts- und familienbezogenen Besoldungsbestandteil zu erfolgen. Ergibt sich aus diesem Vergleich, dass der fiktiv nach neuem Recht zu gewährende Betrag höher ist, so sind diese Beträge für den insgesamt zu bildenden Nachzahlungsbetrag zu berücksichtigen. Die Summe der festgestellten monatlichen Nachzahlungsbeträge ergibt den für den vom 01.01.2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes nachzuzahlenden Gesamtbetrag. 

Unter dem Begriff der Ballungsraumzulage nach der bisherigen Rechtslage ist dabei der Grundbetrag, der Kinderzuschlag, der Anwärtergrundbetrag und der Dienstanfängergrundbetrag zu verstehen.
Ein Abzug von negativen Differenzbeträgen für Monate, in denen das alte Recht besser wäre, hat nicht zu erfolgen.

Die Neuregelung hinsichtlich der Aufnahme von pflegebedürftigen Angehörigen in Art. 36 Abs. 6 BayBesG-E bleibt bei der Vergleichsrechnung außer Betracht (Art. 109 Abs. 1 Satz 3 BayBesG-E). 
Nach Mitteilung des StMFH (Mail vom 09.11.2022) sind von der Übergangsregelungen in Art. 109 BayBesG-E u.a. auch die Zuschläge für Altersteilzeit u. begrenzte Dienstfähigkeit umfasst. Zum einen sind diese in der Formulierung der Vorschrift (anders als bspw. für Nachzahlungen für Zeiträume bis 2019 in Abs. 4 Satz 5 die Vorschriften über die Sonderzahlung explizit für nicht anwendbar erklärt sind, da diese aus Vereinfachungsgründen bei der Bestimmung der festen Beträge für die Widerspruchsfälle bis 2019 bereits eingerechnet ist) nicht vom Anwendungsbereich ausgenommen, zum anderen ist auch kein rechtlicher Grund erkennbar, weshalb die Zuschläge bei den Nachzahlungen nicht gewährt werden könnten.

Auch der auf die jeweiligen Besoldungsbestandteile entfallende Sonderzahlungsanteil ist bei der anzustellenden Vergleichsrechnung zu berücksichtigen. Dies gilt auch für den Bereich Versorgung.

Der monatliche Nachzahlungsbetrag ermittelt sich wie folgt:
OFZ lt. Anlage 11 
./.           FZ alt 
weiter nur falls "Betrag > 0,00"
+         SZ-Anteil ("Betrag > 0,00" x 84,29 % : 12)
Summe OFZ Nachzahlung
./. Ballungsraumzulage (falls gezahlt)
= mtl. Nachzahlungsbetrag
Zur steuerlichen Behandlung und Auszahlung des insgesamt nachzuzahlenden Betrages werden die monatlichen Beträge entsprechend kumuliert und in der Periode des Inkrafttretens des Gesetzes ausgezahlt.

Insgesamt wird auf die Ausführungen in der Anlage „Berechnungsweg OFZ-Nachzahlung“ verwiesen.

Für die Vergleichsermittlung sind für die Werte nach neuem Recht die Tabellen der Anlage 11 der jeweiligen Jahre bzw. für Zeitraume ab 01.01.2023 die Tabelle der Anlage 5 heranzuziehen.
Siehe hierzu die Tabellen unter Nr. 5.1.
Art. 114g Abs. 3 BayBeamtVG regelt die Nachzahlung für Beamte, die nach dem 1. Januar 2020 in den Ruhestand traten oder versetzt wurden. Es gelten Art. 109 Abs. 1 Satz 1 bis 3 sowie Abs. 2 Satz 1 BayBesG entsprechend mit der Maßgabe, dass für die Ermittlung des Differenzbetrages der Orts- und Familienzuschlag erst ab der Stufe 1 anzusetzen ist.
[bookmark: _Toc128746257]Für den Vergleich zu berücksichtigende Komponenten alt
Für den Familienzuschlag (alt) maßgeblich sind die Daten aus dem IT 0595 [Subtyp 1 Ehegattenbestandteil, 15 Ehegattenbestandteil (Partner), 2 Kinderbestandteil und zuschläge sowie 3 Ehegattenbestandteil (nicht verheiratet)].
Auf die Datei „Darstellung IT 0595 für Nachzahlung“ wird verwiesen.
Für die Ballungsraumzulage (alt) (maßgeblich) sind
· der Hauptwohnsitz aus dem IT 0006
· der dienstliche Wohnsitz aus dem IT 0001
· Kinder, für die tatsächlich Kindergeld an den Berechtigten gezahlt wird (IT 0118 bzw. ab Aufgengenübergang an Bundesagentur für Arbeit IT 9117)
· Grenzbetrag nicht überschritten (IT 0008)
· ggf. manuell gezahlte Ballungsraumzulage (Lohnarten 9207) bzw. über IT 9014 mit „erzwingen/verhindern“ gesteuerte Zahlung
[bookmark: _Toc128746258]Für den Vergleich zu berücksichtigende Komponenten OFZ-neu
Für den orts- und Familienzuschlag (neu) maßgeblich
· der Hauptwohsitz des Berechtigten IT 0006
· die „Mietenstufe“ aus dem IT 0008
· der Familienstand aus IT 0002
· die für die OFZ-Zahlung relevanten Daten aus dem IT 0595 Subtype 1, 15, 2 und 3.
[bookmark: _Toc128746259]Besonderheit Versorgung bei dem Vergleich der zu berücksichtigenden Komponenten zwischen Familienzuschlag alt und OFZ neu: 
Beamte (aktiv), die nach dem 1. Januar 2020 in den Ruhestand traten oder versetzt wurden, mit der Maßgabe, dass für die Ermittlung des Differenzbetrages der OFZ erst ab der Stufe 1 anzusetzen ist.
Für den Familienzuschlag (alt) maßgeblich sind die Daten
· aus dem IT 0595 Subtyp 2 Kinderbestandteil und -zuschläge
Für den Orts- und Familienzuschlag (neu) maßgeblich
· die für die OFZ-Zahlung relevanten Daten aus dem IT 0595 Subtyp 2
· der Hauptwohnsitz des Berechtigten IT 0006
· die „Mietenstufe“ aus dem IT 0008
[bookmark: _Toc128746260]Ausprägung des OFZ-Nachzahlungsbetrages:
Bei dem Nachzahlungsbetrag nach Art. 109 Abs. 1 BayBesG-E und Art. 114g Abs. 3 BayBeamtVG-E handelt es sich um einen Einmalbetrag der im Monat des Zuflusses als sonstiger Bezug (§ 39b Abs. 3 Sätze 1 – 8 EStG) bzw. als mehrjähriger sonstiger Bezug (§ 39b Abs. 3 Satz 9 EStG) der Lohnsteuerberechnung zu unterwerfen ist. Voraussetzung für die Versteuerung als mehrjähriger sonstiger Bezug (§ 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG) ist, dass die Nachzahlung sich über zwei Veranlagungszeiträume erstreckt und mehr als zwölf Kalendermonate (Anzahl der tatsächlichen Nachzahlungsmonate) umfasst. Bei einem Wechsel von Besoldung nach Versorgung sind die jeweiligen Zeitraume getrennt zu betrachten.
Bei dem Nachzahlungsbetrag handelt es sich um ein einmalig gezahltes Entgelt das als solches für die SV und ZV zu berücksichtigen ist.
Für den Nachzahlungsbetrag richtet sich die Pfändung nach § 850i ZPO. Im Rahmen der Pfändungsschutzvorschriften der ZPO (§§ 850 ff ZPO) wird der Begriff des Arbeitseinkommens weit verstanden. Daher handelt es sich auch bei dem Nachzahlungsbetrag um Arbeitseinkommen. Es handelt sich aber um eine einmalige, sich nicht wiederholende und in die Zukunft gerichtete Zahlung und nicht um laufendes Entgeld, das für einen bestimmten Zeitraum im Sinn des § 850c ZPO gezahlt wird. Daher ist die Zahlung im Zeitpunkt des Zuflusses zu berücksichtigen und für den Pfändungsschutz auf § 850i ZPO abzustellen. Siehe hierzu die Mail des StMFH vom 25.11.2022.
Der Nachzahlungsbetrag darf nicht zusätzlich in die Sonderzahlungsberechnung einfließen, weil der Sonderzahlungsanteil bereits im Nachzahlungsbetrag enthalten ist.

[bookmark: _Toc128746261]Anstoß der Rückrechnung zum 01.01.2020
Für die Ermittlung des Nachzahlungsbetrages ist bei den betroffenen Personenkreise ein Rückrechnungsanstoß zum 01.01.2020 erforderlich.
In die Rückrechnung sind einzubeziehen:
· laufende Zahlfälle (Status 3) (Besoldungszahlfälle, Arbeitnehmer nach Besoldungsrecht Zahlfälle, die unter den SiGjurVD fallen) bzw. Versorgungsempfänger (Status 2). Bei Versorgungsempfängern (Status 2) werden nur Beamte berücksichtigt, die nach dem 1. Januar 2020 in den Ruhestand traten oder versetzt wurden, mit der Maßgabe, dass für die Ermittlung des Differenzbetrages der Orts- und Familienzuschlag erst ab der Stufe 1 anzusetzen ist.
· ausgeschiedene Zahlfälle (Status 0) mit einem Austritt > 01.01.2020 [beinhaltet auch Zahlfälle mit einem Wechsel zu einem anderen Dienstherrn (Versetzungfälle)] 
· Zahlfälle mit einem Wechsel von einem berechtigten Personenkreis zu einem nicht berechtigten Personenkreis und umgekehrt (AN – BES, BES – AN) mit einer Wertstellung > 01.01.2020
[bookmark: _Toc128746262]Behandlung von Fällen mit diskriminierungsfreier Mehrarbeit im Rahmen der Nachzahlungsermittlung des Art. 109 Abs. 1 BayBesG-E
Bei Teilzeitbeschäftigten erfolgt die Vergütung der Mehrarbeit bis zum Erreichen des Regelstundenmaßes in der Form, dass als Mehrarbeitsvergütung mindestens die zeitanteilige Besoldung zu bezahlen ist („diskriminierungsfreie Mehrarbeit“; [image: PDF]FMS vom 28.07.2008 ). Dies hat die Frage aufgeworfen, ob im Falle der Nachzahlung von Orts- und Familienzuschlag gem. Art. 109 Abs. 1 BayBesG-E auch eine für den Nachzahlungsmonat bereits gezahlte Mehrarbeitsvergütung unter Berücksichtigung des auf den jeweiligen Monat entfallenden OFZ-Nachzahlungsbetrags neu zu berechnen und im Rahmen von Art. 109 Abs. 1 BayBesG-E nachzuzahlen ist. 
Bei der diskriminierungsfreien Mehrarbeitsvergütung handet es sich – anders als beim Zuschlag zur Altersteilzeit bzw. bei begrenzter Dienstfähigkeit – nicht um eine laufende Zahlung, so dass eine Überrechung für diesen Sachverhalt nicht zu erfolgen hat. Diese Rechtsauffassung wurde durch das StMFH bestätigt.
[bookmark: _Toc128746263]Behandlung der Fälle mit einer Gehaltskürzung nach Art. 9 BayDG im Rahmen der Nachzahlungsermittlung des Art. 109 Abs. 1 BayBesG-E
Die Ermittlung des Nachzahlungsbetrages erfolgt im Wege eines monatlichen Vergleichs (Gegenüberstellung) zwischen den in Zeitraum vom 01.01.2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes jeweils tatsächlich gewährten Familienzuschlägen zzgl. der in diesem Zeitraum jeweils tatsächlich gewährten Ballungsraumzulage mit einem für diesen Zeitraum fiktiv nach neuem Recht für den jeweiligen Monat zu gewährenden orts- und familienbezogenen Besoldungsbestandteil. Ergibt sich aus diesem Vergleich, dass der fiktiv nach neuem Recht zu gewährende Betrag höher ist, so sind diese Beträge für den insgesamt zu bildenden Nachzahlungsbetrag zu berücksichtigen. Die Summe der festgestellten monatlichen Nachzahlungsbeträge ergibt den für den vom 01.01.2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes nachzuzahlenden Gesamtbetrag, der als Einmalbetrag auszuzahlen ist. 
Art. 9 Abs. 1 BayDG stellt auf die bruchteilmäßige Verminderung der monatlichen Dienstbezüge ab. So dass davon ausgegangen wird, dass eine Kürzung nach Art. 9 BayDG für den Nachzahlungsbetrag nach Art. 109 Abs. 1 BayBesG-E nicht zur Anwendung kommt. Insofern wird auch die Auffassung vertreten, dass ein „Aufrollen“ der Disziplinarkürzungsbeträge für Monate einer OFZ-Nachzahlung nicht zu erfolgen hat. 
Diese Rechtsauffassung wurde durch das StMH bestätigt.
[bookmark: _Toc128746264]Nachzahlung für Zeiträume vor dem 01.01.2020 bei zeitnaher Geltendmachung
Mit Art. 109 Abs. 4 BayBesG-E wurde eine Rechtsgrundlage geschaffen, um Berechtigten, die, ohne dass über den Anspruch bereits abschließend entschieden worden ist, ein Fehlen der Amtsangemessenheit der Alimentation für ein drittes oder weiteres Kind durch Widerspruch oder Klage geltend gemacht haben, für die Jahre vor 2020 Ansprüche auf eine amtsangemessene Alimentation für dritte und weitere Kinder nachträglich gewähren zu können.
Für Versorgungsempfänger gilt Art. 109 Abs. 4 BayBesG-E entsprechend (Art. 114g Abs. 4 BayBeamtVG-E).
Ein Anspruch besteht nur, soweit im entsprechenden Zeitraum für das jeweilige Kind ein Anspruch auf Familienzuschlag der Stufe 4 oder höher in der jeweils geltenden Fassung des Gesetzes bestand. Die zu gewährenden Erhöhungsbeträge betragen monatlich 313,97 € je drittem oder weiterem Kind.
Teil 3 Abschnitt 6 BayBesG findet auf diesen Betrag keine Anwendung. Aus Vereinfachungsgründen und um die Fehleranfälligkeit im Vollzug zu minimieren, wurde bei der Berechnung der nachträglich zu gewährenden Beträge die auf den Familienzuschlag entfallende Sonderzahlung bereits berücksichtigt.
Im Übrigen sind die Vorschriften zum Familienzuschlag sowie die allgemeinen Vorschriften, insbesondere die Art. 4 Abs. 2 BayBesG (Teilmonatsberechnung) und Art. 6 BayBesG (Teilzeitberechnung), anzuwenden.
Es werden zwei neue Lohnarten für Besoldung benötigt. Es werden auch zwei neue Lohnarten für Versorgung benötigt.
Merkmale der Lohnarten:
Steuerpflichtig (sonstiger Bezug / sonstiger Bezug für mehrere Kalenderjahre)
Für den Nachzahlungsbetrag richtet sich die Pfändung nach § 850i ZPO. Im Rahmen der Pfändungsschutzvorschriften der ZPO (§§ 850 ff ZPO) wird der Begriff des Arbeitseinkommens weit verstanden. Daher handelt es sich auch bei dem Nachzahlungsbetrag um Arbeitseinkommen. Es handelt sich aber um eine einmalige, sich nicht wiederholende und in die Zukunft gerichtete Zahlung und nicht um laufendes Entgeld, das für einen bestimmten Zeitraum im Sinn des § 850c ZPO gezahlt wird. Daher ist die Zahlung im Zeitpunkt des Zuflusses zu berücksichtigen und für den Pfändungsschutz auf § 850i ZPO abzustellen. Siehe hierzu die Mail des StMFH vom 25.11.2022.
Lohnart fließt nicht in Sonderzahlung ein.
Konkurrenz-/Teilzeitvorschriften, Teilmonatsberechnung sind vom Sachbearbeiter im Rahmen der Berechnung zu berücksichtigen.
Die betroffenen Fälle sind den Bezügestellen bekannt und müssen von dort manuell bearbeitet und die Nachzahlung veranlasst werden.
Den betroffenen Zahlungsempfängern ist ein aussagekräftiger Mitteilungstext auf der Bezügemitteilung, mit der die Nachzahlung erfolgt, auszugeben. Ein Mitteilungstext wird zur Verfügung gestellt.
Ggf. ist den Bezügesachbearbeiter eine Excel-Vorlage für Berechnung zu Verfügung stellen.
[bookmark: _Toc128746265]Auswirkungen auf die Nachversicherung
Aktuell gelangen Fälle, deren Nachversicherung bereits abgeschlossen wurde und bei denen sich eine Nachzahlung für den Nachversicherungszeitraum (§ 8 Abs. 2 Satz 2 SGB VI) ergibt, durch die Vorgaben der Sachbearbeiter PSV bzw. BEZ in den Arbeitsvorrat der Sachbearbeiter der Nachversicherung. Diese führen dann eine Nachberechnung der NV durch und es wird ggf. nachgezahlt (via NVADM – Nachversicherungsadministration). Der Nachversicherungsbetrag wird dadurch errechnet, dass sämtliche steuerpflichtigen Bruttobezüge des nachzuversichernden Beschäftigten über die Beschäftigungszeit aufaddiert werden (§ 181 Abs. 2 Satz 1 SGB VI), Beträge für abgelaufene Kalenderjahre mit einem Faktor dynamisiert werden und anschließend diese Gesamtsumme mit dem aktuellen Beitragssatz für die gesetzliche Rentenversicherung multipliziert wird. Arbeitsentgelt sind nach § 14 SGB IV alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung. 
Die durch die Gesetzesänderung bewirkten Nachzahlungen würden sich nur auf solches Arbeitsentgelt nach § 14 SGB IV beziehen [z.B. Familienzuschlag (Art. 2 Abs. 2 Nr. 4, Art. 35 bis 37 BayBesG), Auslandsbesoldung (Art. 2 Abs. 2 Nr. 5, Art. 38 BayBesG), Ballungsraumzulage (Art. 94 BayBesG)]. 
Rechtlich sollte daher eine Nachzahlung für bereits nachversicherte Fälle, welche sich aus der Gesetzesänderung ergibt wie bisher auch behandelt werden können.
Fällt eine Nachzahlung eines nachversicherten Falles auf ein späteres Jahr als die durchgeführte Nachversicherung, so müssen die Sachbearbeiter die Nachberechnung manuell durchführen und dann den entsprechenden Betrag via IHV auszahlen.
Problematisch könnte aber die Arbeitsbelastung der Sachbearbeiter der Nachversicherung werden.
Gewöhnlich wird die Nachberechnung zwar mit Hilfe des Programms NVADM durchgeführt und ausgezahlt. Dies funktioniert jedoch nur, wenn die durchgeführte Nachversicherung und die Nachzahlung im selben Jahr liegen. 
Dies begründet sich darin, dass die Faktoren zur Zahlung der Nachversicherung immer im Zahlungsjahr maßgeblich sind.
Diese Verfahrensweise wurde dem zuständigen Fachreferat im StMFH zur Einschätzung vorgelegt und es bestehen keine Bedenken zum geschilderten Vorgehensweise (Mail Ref. 25 vom 17.10.2022).
[bookmark: _Toc128746266]Besonderheiten für den Bereich Versorgung
[bookmark: _Toc128746267]Mindestversorgung
Es werden neue Mindestversorgungstabellen zum Inkrafttreten des Gesetzes benötigt. Das Fachreferat im StMFH wird diese zur Verfügung stellen.
[bookmark: _Toc128746268]Sonderzahlung
Die anzusetzenden Beträge ergeben sich aus Art. 76 (Grundbetrag) und 77 (Sonderbetrag für Kinder) BayBeamtVG wie bisher, nur anstatt Familienzuschlag ist der Orts- und Familienzuschlag zu berücksichtigen.
[bookmark: _Toc128746269]Ruhensregelungen
Bei den Ruhensregelungen nach Art. 83 bis Art. 85 BayBeamtVG werden die Wörter „Unterschiedsbetrag(s)“ künftig durch die Formulierung „Orts- und Familienzuschlag(s)“ ersetzt. Es steht künftig „Orts- und Familienzuschlag bzw. des Orts- und Familienzuschlags nach Art. 69 Abs. 2“ im BayBeamtVG. Konkret heißt das, dass künftig nicht nur der „Unterschiedsbetrag nach Art. 69 Abs. 2“, sondern der „Orts- und Familienzuschlag nach Art. 69 Abs. 2“ BayBeamtVG, also ab der Stufe 1 bei der Erhöhung der Höchstgrenze voll anzusetzen ist.
Nach Art. 86 Abs. 1 Satz 3 BayBeamtVG ruht künftig der Orts- und Familienzuschlag nach Art. 69 Abs. 2 BayBeamtVG in Höhe von 2,5 v. H. für jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst.  Es werden künftig die 2,5 v. H. für jedes Jahr aus dem Orts- und Familienzuschlag ab der Stufe 1 aus dem vollen Betrag berechnet.
Im Rahmen der Nachzahlung ist, wie in der Besoldung eine monatliche Gegenüberstellung der Beträge erforderlich. Die Höchstgrenze wäre entsprechend dem neuen Orts- und Familienzuschlag zu erhöhen. Wie auch bei der laufenden Zahlung.
[bookmark: _Toc128746270]Versorgungsausgleich
Bei einer Scheidung und einer Ortsklasse des Hauptwohnsitzes in Mietenstufe VII ändert sich der Anspruch auf Orts- und Familienzuschlag von Stufe V auf L. Im Rahmen des Versorgungsausgleich ist die Stufe L zu berücksichtigen. Gemäß § 40 Abs. 5 VerAusglG dürfen nur familienbezogene Bestandteile des Ehezeitanteils, die die Ehegatten auf Grund einer bestehenden Ehe oder für Kinder erhalten, nicht berücksichtigt werden. 
Auf den Kürzungsbetrag wegen Versorgungsausgleich ergeben sich auf Grund der Neuregelung des OFZ gegenüber der bisherigen Handhabung keine Änderungen. Die Neuregelung ist keine Erhöhung im Sinne des Art. 4 BayBeamtVG.
[bookmark: _Toc128746271]Zuschläge nach Art. 71 ff. BayBeamtVG
Es ergibt sich keine Änderung gegenüber der bisherigen Handhabung. Da sich bei der Hinterbliebenenversorgung (Witwe) das zugrundelegende Ruhegehalt ändert (OFZ Stufe L), sind in der Folge die Zuschläge neu zu rechnen.
[bookmark: _Toc128746272]Anteilmäßige Kürzung nach Art. 41 BayBeamtVG
Da es bei der Bemessung der Hinterbliebenenversorgung weiterhin bei einem Ruhegehalt bleibt, ergeben sich hinsichtlich der anteilmäßigen Kürzung keine Änderungen. Gemäß Nr. 41.0.2 S. 3 BayVV-Versorgung bleiben, wie bisher, die Beträge nach Art. 69 Abs. 2 BayBeamtVG (OFZ Stufe 1 ff.) und der Ausgleichsbetrag nach Art. 70 BayBeamtVG außer Betracht.
[bookmark: _Toc128746273]Erstattung
Bei einer Änderung der Familienverhältnisse (Familienstand oder Wegfall OFZ Stufe 1 ff.) ergibt sich keine Neuberechnung. Erstattungsbetrag ermittelt sich aus den verminderten Versorgungsbezügen.
[bookmark: _Toc128746274]Wegfall der Ballungsraumzulage zum Inkrafttreten des Gesetze
Ab dem Inkrafttreten des Gesetzes ist die bisher als Ballungsraumzulage gewährte Zahlung bei den betroffenen Personenkreisen einzustellen.
Unter den Begriff der Ballungsraumzulage nach der bisherigen Rechtslage ist dabei der Grundbetrag, der Kinderzuschlag, der Anwärtergrundbetrag und der Dienstanfängergrundbetrag zu verstehen.
Ob die zugrunde liegende Rechenregel sowie der IT 9014 bzw. Fälle mit manuelle Zahlung einer Ballungsraumzulage (Lohnart 9207) über den Stichtag hinaus fortzuführen sind, hängt davon ab, welche technische Lösung für die Ermittlung des Besitzstandes angeboten wird. 
Soweit eine Fortführung der o.g. Datenhaltung zur Ermittlung des Besitzstandes erforderlich ist, ist dafür Sorge zu tragen, dass keine zahlungsrelevanten Lohnarten mehr gebildet werden.

Zahfälle mit manueller Zahlung einer Ballungsraumzulage mit Lohnart 9207 und einer Wertstellung ab dem Inkrafttreten des Gesetzes sind auszuwerten.
Begründungstexte sind zu überprüfen (ggf. obsolet oder neu einzuführen/abzuändern). Auf die Nr. 15 wird verwiesen.
[bookmark: _Toc128746275]Auswirkungen auf die Auslandsbesoldung
[bookmark: _Toc128746276]Berechnung des Mietzuschusses nach § 54 BbesG 
Fallgestaltung 1 (Beamter vollbeschäftigt, Ehegatte nicht im ö.D.):
Der FZ der Stufe 1 wird bisher voll gezahlt in Höhe von 149,64 €. Dieser wird durch den neuen OFZ der Stufe V (siehe Art. 38 Satz 2 BayBesG-E) ersetzt, abhängig von der Ortsklasse/Mietenstufe, durch die Beträge 77,00 €, 99,00 €, 121,00 € bzw. 149,83 €. 
Da sich der Mietzuschuss aus einer Differenzberechnung aus der Leerraummiete und dem Sockelbetrag mehrer Bezügebestandteile berechnet, wird die Differenz größer, wenn der 2. Subtrahend geringer wird (aufgrund der neuen OFZ-Beträge). Der Mietzuschuss erhöht sich demnach. 
Siehe hierzu Anlage „Auslandsbesoldung“ Fallgestaltung 1.
Fallgestaltung 2 (Beamter vollbeschäftigt, Ehegatten im ö.D., somit Konkurrenz):
Der FZ der Stufe 1 wird bisher zu Hälfte in Höhe von 74,82 € gezahlt. Dieser wird durch den neuen OFZ der vollen Stufe V ersetzt (keine Ehegattenkonkurrenz mehr), abhängig von der Ortsklasse/Mietenstufe, durch die Beträge 77,00 €, 99,00 €, 121,00 € bzw. 149,83 €. 
Dies führt dazu, dass ab der Mietenstufe V mit 99 € die Differenz zwischen Leerraummiete und dem Sockelbetrag geringer wird, da der 2. Subtrahend sich vergrößert. Der Mietzuschuss verringert sich dadurch. 
Ein Ausgleich über einen möglichen weiteren Besitzstand wird aus unser Sicht ausgeschlossen, da der Art. 38 BayBesG in Art. 109 Abs. 3 BayBesG-E keine Erwähnung findet. 
Siehe hierzu Anlage „Auslandsbesoldung“ Fallgestaltung 2.
[bookmark: _Toc128746277]Berechnung des Kaufkraftausgleiches (KKA) nach § 55 BBesG
In die Berechnung des KKA fließt nach § 55 Abs. 3 Satz 2 BBesG auch der Familienzuschlag mit ein. Der FZ wird ab Inkrafttreten des Gesetzes durch den neuen OFZ (Betrag gleich oder höher) ersetzt. Folglich wird der Betrag des Kaufkraftausgleiches ebenfalls größer.
Im Falle eines negativen KKA, der derzeit tatsächlich für den Auslandsdienstort Sarajawo mit mehreren Beamten abgerechnet wird, wird damit zukünftig den entsandten Beamten mehr KKA abgezogen (Anlage Anlage „Auslandsbesoldung“ Fallgestaltung 3).
[bookmark: _Toc128746278]Erforderliche Auswertungen
[bookmark: _Toc128746279]Fälle mit Lohnart 1233 (Einbehaltung von Bezügen)
Zalfälle mit der Lohnart 1233 sind rechtzeitig für die Umstellungsarbeiten für den Sachbearbeiter aufzulisten. Bei Fällen, bei denen sich durch die geänderte Rechtslage ein höherer OFZ ergibt, ist der bisher durch den Sachbearbeiter manuell ermittelte Betrag der Lohnart 1233 neu zu berechnen und zu korrigieren.
[bookmark: _Toc128746280]Zalfälle mit Lohnart 9207 [Ballungsraumzulage (man)]
Zahfälle mit manueller Zahlung einer Ballungsraumzulage über die Lohnart 9207 und einer Wertstellung ab dem Inkrafttreten des Gesetzes sind auszuwerten.
[bookmark: _Toc128746281]Zahlfälle mit eine IT 0595 Subtyp 3 Grund „B8 aufn. Pflegeb. Angeh.“
Fälle mit einem IT 0595 Subtyp 3 Grund „B8 aufn. Pflegeb. Angeh.“ sind für eine Umstellung durch den Sachbearbieter aufzulisten. Die den betroffenen Fällen ist der IT 0595 Subtyp 3 mit Ablauf des Tages vor Inkrafttreten des Gesetzs abzugrenzen und ab dem Inkrafttreten des Gesetzes über einen IT 0595 Subtyp 2 zusammen mit einem korrespondierenden IT 0021 Subtyp 2 neu anzulegen.
[bookmark: _Toc128746282]Fälle mit einer Konkurrenzsituation zu einem Beschäftigten mit einer vergleichbaren Leistung 
Die im Gesetzentwurf enthaltenen Änderungen zum Familienzuschlag beinhalten auch eine Änderung in Bezug auf die Konkurrenzregelung. Die bisher in Art. 36 Abs. 1 Satz 2 BayBesG vorgesehene Konkurrenzregelung wurde aufgegeben.
Auswertung von Fällen IT 0595 Subtyp 1 bzw. 15 mit AG-Konkurrenz „ja“ oder „ja, ohne Bezüge beurlaubt“ und im IT 0021 Subtyp 1 bzw. 15 mit belegtem Feld Vergleichsmitteilung Wert 2 oder mit belegtem Feld Vergelichsmitteilung Wert 1 (Vergleichsmitteilung über VIVA-PN) und einem Abrechnungskreis Arbeitnehmer.

Die bisher in Art. 36 Abs. 6 BayBesG vorgesehene Konkurrenzregelung hat sich dahingehend geändert, dass künftig eine Konkurrenzsituation besteht, wenn der andere Berechtigte ebenfall einen Anspruch nach einem Besoldungs- oder Versorgungsgesetz hat.
Auswertung von Fällen IT 0595 Subtyp 2 mit AG-Konkurrenz „ja“ oder „ja, ohne Bezüge beurlaubt“ und im IT 0021 Subtyp 2 mit belegtem Feld Vergleichsmitteilung Wert 2 oder mit belegtem Feld Vergelichsmitteilung Wert 1 (Vergleichsmitteilung über VIVA-PN) und einem Abrechnungskreis Arbeitnehmer.
[bookmark: _Toc128746283]Wegfall Anrechnung nach Art. 35 Abs. 2 BayBesG (alt)
Abgrenzen der Lohnart 1223 im IT 0008 (Anrechnung Kasernierung) zum Inkrafttreten des Gesetzes. Auf die Nr. 4 und 5 des Konzeptes wird hingewiesen.
[bookmark: _Toc128746284]Mitteilungstext für die Bezügemitteilung im Monat der Umsetzung
Bei den von der Umstellung betroffenen Personen ist im Monat der maschinellen Umstellung ein Mitteilungstext auf der Bezügemitteilung auszugeben
· zur laufenden Änderung mit ggf. zusätzlicher Zahlung eines Besitzstandes
· bei Fällen mit einer rückwirkenden Ermittlung eines Nachzahlungsbetrages nach Art. 109 Abs. 3 Abs. 1 BayBesG-E bzw. Art. 114g Abs. 3 BayBeamtVG
· bei Fällen mit einer Nachzahlung für Zeiträume vor dem 01.01.2020 bei zeitnaher Geltendmachung
Die Mitteilungstexte sind noch festzulegen. Ggf. ist ein Beiblatt mit der Berechnung der Nachzahlung bzw. der Besitzstandsermittlung der Bezügemitteilung beizufügen. Das Berechnungsblatt ist auch in BORA einzustellen.
Nach Mitteilung des StMFH (Mail vom 27.02.2023) soll um Nachfragen bei den Bezügestellen hinsichtlich des Nachzahlungszeitpunkts zu vermeiden bzw. zumindest zu minimieren, im Monat der Umstellung folgender Text auf der Bezügemitteilung für Mai 2023 auszugeben:
„Mit dem Gesetz zur Neuausrichtung orts- und familienbezogener Besoldungsbestandteile vom ……. März 2023 (GVBl. Nr. ……/2023, S. …..) werden die familienbezogenen Besoldungsbestandteile den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts entsprechend systematisch neu ausgerichtet und die Besoldung dabei wieder stärker von den tatsächlichen Lebensverhältnissen abhängig gemacht. Nähere Informationen hierzu sind auf der Website des Landesamtes für Finanzen unter der Adresse …….. veröffentlicht.
Nachzahlungen erfolgen für alle Betroffenen rückwirkend zum 1. Januar 2020 von Amts wegen. Sofern ein Anspruch besteht wird mit den Bezügen für den Monat Juni 2023 eine entsprechende Nachzahlung erfolgen.“
Wenn technisch möglich, sollte der Text nur auf den Bezügemitteilungen angedruckt werden, deren Empfänger von der Umstellung betroffen sind (z.B. nicht bei einem ledigen Beamten in Würzburg). 

[bookmark: _Toc128746285]Auswirkungen auf den Entgeltbeleg
Die Ortsklasse (Mietenstufe) sowie die Besitzstandszulage (gesondert nach Anteil auf FZ und Anteil auf Ballungsraumzulage) sollte auf dem Entgeltbeleg an geeigneter Stelle ausgewiesen werden.
Es ist zu überlegen, ob bei Veränderungen (z.B. in den Ortsklassen bzw Stufen) maschinelle Begründungstexte zur Verfügung gestellt werden (analog der bisherigen Ballungsraumzulage).
Dieser Punkt wird zu gegebener Zeit näher ausgeführt.
[bookmark: _Toc128746286]Auswirkungen auf das Altersteilzeitberechnungsblatt
Das Alterszeitzeitberechnungsblatt, das durch die Sachbearbeiter über die Transaktion ZPY_ATZ_Blatt auf Abruf für die Bezügeempfänger erstellt werden kann, ist auf die geänderte Rechtslage anzupassen. Statt dem bisherigen Familienzuschlag fließt nunmehr der Orts- und Familienzuschlag in die Berechnung ein, und ist als solche auch auf dem Berechnungsblatt auszugeben. Auch eine ggf. ermittelte Besitzstandzulage auf eine Familienzuschlag ist mit auszugeben.
Auszug aus dem derzeitigen Altersteilzeitberechnungsblatt:
[image: ]
[bookmark: _Toc128746287]Begründungstexte für den IT 0128
Die vorhandenen Begründungstexte sind zu prüfen und ggf. anzupassen oder zu löschen bzw. neue einzuführen.



Der Anpassungsbedarf bei den Begründungsschlüsseln wurde mit Anfo. 52/2023 (CR 1*29491) dargestellt und ist umzusetzen.
[bookmark: _Toc128746288]Prüfung der derzeitigen Plausibilitäten 
Die derzeitigen Plausibilitäten sind zu überprüfen und ggf. anzupassen bzw. neue einzuführen.
Dieser Punkt wird zu gegebener Zeit näher ausgeführt.
[bookmark: _Toc128746289] Plausibilitäten aus IT 0002
[bookmark: _Toc128746290]Plausibilitäten aus IT 0006
[bookmark: _Toc128746291]Plausibilitäten aus IT 0012
[bookmark: _Toc128746292]Prüfung Abgleich Familienstand und Steuerklasse
Diese Prüfung wurde mit CR 3*11505 eingestellt.
[bookmark: _Toc128746293]Plausibilitäten aus IT 0021
[bookmark: _Toc128746294]Plausibilitäten aus IT 0595
[bookmark: _Toc128746295]Prüfung IT 0595 zu IT 9117 und umgekehrt
Im Rahmen des Kindergeldabrufverfahrens mit der Bundesagentur für Arbeit wurden Meldungen in der ZPAT_Meldungen eingerichtet, die wechselseitig aufeinander abprüfen:
· B/PL-H/91 Prüfung IT 0595 Subtyp 2 zu IT 9117 
· B/PL-H/164 Prüfung IT 9117 zu IT 0595 Subtyp 2
· B/PL-H/94 Prüfen Datenspliett IT 0021 / IT 9117 
[bookmark: _Toc128746296]Einrichten von neuen Plausibilitäten
[bookmark: _Toc128746297]Plausibilität bei IT 0595 - Besoldungsausgleich
Nach Anlage 5 Satz 3 BayBesG-E wird bei Besoldungsgruppen A3 – A11, soweit die Besoldung aus der höheren Besoldungsgruppe hinter der aus der niedrigeren Besoldungsgruppe zurückbleibt ein Besoldungsausgleich gewährt. Diese Leistung wird künftig über die neue Lohnart 0085 abgebildet. Diese Lohnart soll jedoch nicht als Vorschlagslohnart zur Verfügung gestellt werden, da nur sehr wenige Fälle betroffen sein können. Als Ersatz wird eine PL-H-Meldung eingerichtet. Hierfür wurde bereits die Anforderung 013/2023 (CR 1*29374) erstellt.
[bookmark: _Toc128746298] Eingabeplausibilität bei IT 0595 Subtyp 1/15
Mit Inkrafttreten des Gesetzes wird die bisherige Konkurrenzregelung für Beschäftigte im öffentlichen Dienst aufgegeben. Ab Inkrafttreten des Gesetzes ist daher im IT 0595 für den Subtyp 1 bzw. 15 im Feld „AG Ehegatte“ grundsätzliche der Wert „nein“ und im Feld „Ehegattenbestendteil“ der Wert „voll“ zu belegen.
Um abweichende Vorgaben zu verhindern, ist eine Eingabeplausibilität einzuführen. Beim Speichern der abweichenden Vorgabe ist diese mit der Meldung:
Für den IT 0595 Subgtyp 1 bzw. 15 ist im Feld „AG Ehegatte“ nur der Wert „nein“ und im Feld „Ehegattenbestendteil“ leidglich der Wert „voll“ zulässig.
[bookmark: _Toc128746299] Eingabeplausibilität IT 0006 
In Fällen, in denen die maschinell ermittelte Mietenstufe über den IT 0008 (Feld IBBEG) übersteuert wurde, und im IT 0006 Subtyp 1 bzw. Subtyp 91 eine geänderte Anschrift vorgegeben wird, ist eine Warnmeldung für den Sachbearbeiter auszugeben.
Folgender Text sollte ausgegeben werden:
„Die maschinell ermittelte Mietenstufe wurde durch Vorgebe im IT 0008 übersteuert. Bitte IT 0008 prüfen und ggf. anpassen.“
[bookmark: _Toc128746300]Da dieses Thema von der Priorität nicht so hoch eingeschätzt wird, wird hierfür eine gesonderte Anforderung erstellt.Personalmaßnahmen
Die Personalmaßnahmen sind zu Überprüfung und ggf. erforderliche Anpassung vorzunehmen.
Dieser Punkt wird zu gegebener Zeit näher ausgeführt.
[bookmark: _Toc128746301]Prüfung des Mitteilungsverfahrens mit der Bundesagentur für Arbeit
Im Rahmen der Umstellungsarbeiten sind auch die Abhängigkeiten beim Mitteilungsverfahren mit der Bundesagentur für Arbeit zu prüfen. Derzeit werden die Sachbearbeiter über Änderungsmitteilung der Bundesagentur für Arbeit über die ZPAT_Meldungen informiert und es sind ggf. Anpassungen im IT 9117 bzw. dem derzeitigen Subtypen des IT 0595 vorzunehmen. Künftig ist zusätzlich auf ggf. eingeführte neue Subtypen des IT 0595 abzufragen.
Gem. Art. 36 Abs. 6 BayBesG-E gehören zum Stufe 1 und den folgenden Stufen auch Beamte, die einen Angehörigen im Sinne des Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit mindestens Pflegegrad 2 nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen haben. Diese betroffenen Personen sind künftig über den IT 0595 Subtyp 2 mit einem korresponierenden IT 0021 Subtyp 2 fortzuführen.
Die Funktionalitäten in Bezug auf das Abrufverfahren mit der Bundesagentur für Arbeit dürfen sich durch die Änderung nicht negativ auswirken. Dies kann dadurch gewährleistet werden, wenn im IT 0021 Subtyp 2 Feld „Kindverhältn.“ der zusätzliche Wert „10 Pflegeb. Angeh.“ ausgebracht wird. Ist dieser Wert vom Sachbearbeiter ausgewählt, sind die kundeneigenen Datengruppen „Kindergeldnummer Bundesagentur für Arbeit (BA)“ und „Kindergeldbezieher“ als nicht eingabebereit zu steuern.
Auch ggf. derzeit bereits bestehende Plausibilitäten zwischen dem IT 9117 und dem IT 0595 Subtyp 2 könnten, um negative Auswirkungen zu verhindern, über diese Differenzierung gesteuert werden.
[bookmark: _Toc128746302]Neugestaltung der Formblätter/Formulare
Die vorhanden Formblätter im Formularcenter bzw. in WordSB sind auf einen Änderungsbedarf zu überprüfen ggf. zu ändern und bei Bedarf neue Formblätter/Formulare einzuführen bzw. nicht mehr erforderliche zu entfernen.
Betroffene Formblätter im Formularcenter:
· Baustein zu den Angaben zum Familienzuschlag in den Personalbögen
· Erklärungen zum Bezug bzw. zur Überprüfung von familienbezogenen Leistungen (FL-Erklärung, F-Erklärung mit Merkblatt sowie E-Erklärung)
· Mitteilung über bezügerelevante Daten
· Erklärung zum Hauptwohnsitz mit Merkblatt
Betroffene Formblätter/Formulare in WordSB:
Zentrale Formblätter/Formulare
Vergleichsmitteilung Z300
Informationsschreiben Z301
Amtsangemessene Alimentation kinderreicher Beamter (Anhörung) Z320
Gleichgestellte Tätigkeit Art. 36 Abs. 7 BayBesG Z360
Erklärung zum OZ/SoZ/Familienzuschlag Z510
Überprüfungsaktion – Fehlende Angaben Z701
Anschreiben E-Erklärung - Fehlende Angaben Z702
Anschreiben Überprüfungsaktion Z703
Anschreiben Ergänzende Leistung – Nachweis Hauptwohnsitz Z901
Erklärungen zum Bezug bzw. zur Überprüfung von familienbezogenen Leistungen (FL-Erklärung X_Z705, F-Erklärung mit Merkblatt X-Z706-1 bis X_Z706-6 sowie E-Erklärung X_Z703) 
Rückantwort – Nachweis Hauptwohnsitz X_Z901
Versorgung Formblätter/Formulare:
Berechung der rgf. Dienstzeit aufgrund Ermess.Vorschriften V011
Änderung Fam.stand V031
Änderungsmitteilung für Beihilfe/Dienstunfallfürsorge V036
Abgabenachricht an VE bei Wohnsitzwechsel V040
Vergl.mitteilung V065
Waisengeldgewährung 18. Lj. V215
WaiG-Bescheid Weitergewährung 18. LJ. V240
WaiG-Bescheid an Waise bei Wegfall Vollmacht V241
Weitergewährung FZ-UB über Altersgrenze V252
Vorübergehende Einstellung FZ-UB V253
Übergangsgeld V320
Bescheinigung Brutto/NettoVb V470
Bescheinigung Brutto/NettoVb (Monat/Jahr) V471
Weiterbewilligung FZ über das 18 Lj. hinaus V705
Bescheid über Aufhebung der kinderbezogenen Leistungen V750
Rückantwort - Änderung des Familienstandes X_V031
Merkblatt (Hinweise und Anzeigepflichten für Waise) X_V240
Hinweise und Anzeigepflichten für Waise X_V241
Dieser Punkt wird zu gegebener Zeit näher ausgeführt.
1L2	Stand: 28.10.2022	Seite 5 von 57
image2.emf
2022_12_08_Wohngel

d-Plus-Gesetz bgbl.pdf


2022_12_08_Wohngeld-Plus-Gesetz bgbl.pdf


Gesetz 
zur Erhöhung des Wohngeldes und zur Änderung anderer Vorschriften 


(Wohngeld-Plus-Gesetz)


Vom 5. Dezember 2022


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen:


Artikel 1


Änderung des 
Wohngeldgesetzes


Das Wohngeldgesetz vom 24. September 2008 
(BGBl. I S. 1856), das zuletzt durch Artikel 88 des Ge-
setzes vom 20. August 2021 (BGBl. I S. 3932) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:


1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:


a) Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst:


„§ 12 Höchstbeträge für Miete und Belas-
tung sowie Entlastung bei den Heiz-
kosten und die Klimakomponente“.


b) Nach der Angabe zu § 26 wird folgende An-
gabe eingefügt:


„§ 26a Vorläufige Zahlung des Wohngeldes“.


c) Nach der Angabe zu § 30 wird folgende An-
gabe eingefügt:


„§ 30a Bagatellgrenze bei Rückforderungen“.


d) Nach der Angabe zu § 42c wird folgende An-
gabe eingefügt:


„§ 42d Übergangsregelung aus Anlass des 
Wohngeld-Plus-Gesetzes“.


2. In § 9 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „der 
Höchstbetrag nach § 12 Abs. 1“ durch die Wörter 
„die Summe aus dem Höchstbetrag nach § 12 
Absatz 1 und der Klimakomponente nach § 12 
Absatz 7 “ ersetzt.


3. In § 10 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „den 
nach § 12 Abs. 1 maßgebenden Höchstbetrag“ 
durch die Wörter „die Summe aus dem Höchst-
betrag nach § 12 Absatz 1 und der Klimakompo-
nente nach § 12 Absatz 7“ ersetzt.


4. § 11 wird wie folgt geändert:


a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:


„(1) Die bei der Berechnung des Wohngel-
des zu berücksichtigende Miete oder Belas-
tung ist die Summe aus


1. der Miete oder Belastung, die sich nach § 9 
oder § 10 ergibt, soweit sie nicht nach Ab-
satz 2 oder Absatz 3 in dieser Berechnungs-
reihenfolge außer Betracht bleibt, jedoch 
nur bis zur Höhe der Summe, die sich aus 
dem Höchstbetrag nach § 12 Absatz 1 und 
der Klimakomponente nach § 12 Absatz 7 
ergibt, und


2. dem Gesamtbetrag zur Entlastung bei den 
Heizkosten nach § 12 Absatz 6.


Im Fall des § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 ist 
die Summe aus dem Höchstbetrag nach § 12 
Absatz 1, dem Gesamtbetrag zur Entlastung 
bei den Heizkosten nach § 12 Absatz 6 und 
der Klimakomponente nach § 12 Absatz 7 zu 
berücksichtigen.“


b) Absatz 3 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefasst:


„In diesem Fall sind nur der Anteil des Höchst-
betrages nach § 12 Absatz 1, der Anteil des 
Gesamtbetrages zur Entlastung bei den Heiz-
kosten nach § 12 Absatz 6 und der Anteil des 
Betrages der Klimakomponente nach § 12 Ab-
satz 7 zu berücksichtigen, der jeweils dem 
Anteil der zu berücksichtigenden Haushalts-
mitglieder an der Gesamtzahl der Haushalts-
mitglieder entspricht. Für die Ermittlung des 
Höchstbetrages nach § 12 Absatz 1, des Ge-
samtbetrages zur Entlastung bei den Heizkos-
ten nach § 12 Absatz 6 und des Betrages der 
Klimakomponente nach § 12 Absatz 7 ist je-
weils die Gesamtzahl der Haushaltsmitglieder 
maßgebend.“


5. § 12 wird wie folgt geändert:


a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:


„§ 12


Höchstbeträge für Miete 
und Belastung sowie Entlastung bei 


den Heizkosten und die Klimakomponente“.
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b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„nach Absatz 1“ die Wörter „oder einer ent-
sprechenden strukturellen Änderung der 
höchstens zu berücksichtigenden Miete oder 
Belastung“ eingefügt.


c) Absatz 6 wird durch die folgenden Absätze 6 
und 7 ersetzt:


„(6) Der folgende monatliche Gesamtbetrag 
zur Entlastung bei den Heizkosten als Summe 
aus dem Betrag zur Entlastung bei den Heiz-
kosten auf Grund der CO2-Bepreisung und 
dem Betrag der dauerhaften Heizkostenkom-
ponente ist vorbehaltlich des § 11 Absatz 3 
nach der Anzahl der zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder zu berücksichtigen:


Anzahl 
der zu 


berücksich-
tigenden 


Haushalts-
mit- 


glieder


Betrag zur 
Entlastung 


bei den 
Heizkosten 
auf Grund 
der CO2- 


Bepreisung 
in Euro


Betrag 
der dauer-


haften 
Heiz- 


kosten-
kompo-
nente in 


Euro


Gesamt-
betrag zur 
Entlastung 


bei den 
Heizkosten 


in Euro


1 14,40 96 110,40


2 18,60 124 142,60


3 22,20 148 170,20


4 25,80 172 197,80


5 29,40 196 225,40


Mehr-
betrag 
für jedes 
weitere 
zu berück-
sichtigende 
Haushalts-
mitglied


3,60 24 27,60


(7) Der folgende monatliche Betrag ist vor-
behaltlich des § 11 Absatz 3 nach der Anzahl 
der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder 
als Klimakomponente zu berücksichtigen:


Anzahl der zu 
berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder


Als Klimakomponente 
zu berücksichtigender 


Zuschlag zu den 
Höchstbeträgen nach 
§ 12 Absatz 1 in Euro


1 19,20


2 24,80


3 29,60


4 34,40


5 39,20


Mehrbetrag für jedes 
weitere zu berück-
sichtigende Haus-
haltsmitglied


4,80“.


6. § 15 Absatz 2 wird wie folgt geändert:


a) In Satz 2 werden die Wörter „jeweils zu einem 
Drittel in den drei Jahren“ durch die Wörter „zu 
einem Zwölftel in den zwölf Monaten“ ersetzt.


b) In Satz 3 werden die Wörter „drei Jahren“ 
durch die Wörter „einem Jahr“ ersetzt.


7. In § 19 Absatz 3 wird die Angabe „51 Euro“ durch 
die Angabe „57 Euro“ ersetzt.


8. § 24 wird wie folgt geändert:


a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:


„(1) Zuständig für die Durchführung dieses 
Gesetzes sind die nach Landesrecht zuständi-
gen Stellen. Die Landesregierung kann diese 
Befugnis nach Satz 1 auf die für die Ausfüh-
rung des Wohngeldgesetzes zuständige 
oberste Landesbehörde übertragen. Die nach 
Satz 1 bestimmte Stelle ist eine Wohngeld-
behörde im Sinne dieses Gesetzes. § 69 des 
Ersten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unbe-
rührt.“


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:


aa) Dem Wortlaut wird folgender Satz voran-
gestellt:


„Die Entscheidung über den Wohngeldan-
trag ist durch die Wohngeldbehörde 
schriftlich zu erlassen.“


bb) In Satz 4 wird die Angabe „Satz 2“ durch 
die Angabe „Satz 3“ ersetzt.


9. § 25 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:


„Der Bewilligungszeitraum kann unter Berück-
sichtigung der zu erwartenden maßgeblichen Ver-
hältnisse verkürzt, geteilt oder bei voraussichtlich 
gleichbleibenden Verhältnissen auf bis zu 24 Mo-
nate verlängert werden.“


10. Nach § 26 wird folgender § 26a eingefügt:


„§ 26a


Vorläufige Zahlung des Wohngeldes


(1) Eine vorläufige Zahlung des Wohngeldes 
kann erfolgen, wenn zur Feststellung des Wohn-
geldanspruchs voraussichtlich längere Zeit erfor-
derlich ist und mit hinreichender Wahrscheinlich-
keit ein Anspruch auf Wohngeld besteht. Grund-
lage der vorläufigen Zahlung sind ausschließlich 
die für das Wohngeld maßgeblichen Berech-
nungsgrößen nach § 4.


(2) Die Entscheidung über die vorläufige Zah-
lung des Wohngeldes steht unter dem Vorbehalt 
der endgültigen Entscheidung über Wohngeld. 
Der Bewilligungsbescheid muss den Hinweis ent-
halten, dass die Zahlung unter Vorbehalt der end-
gültigen Entscheidung über Wohngeld und der 
möglichen Rückforderung von zu viel gezahltem 
Wohngeld erfolgt.


(3) Die endgültige Entscheidung über Wohn-
geld kann auch im Zusammenhang mit der Ent-
scheidung über einen Weiterleistungsantrag er-
folgen. Der Zeitpunkt der Antragstellung für die 
vorläufige Zahlung gilt auch als Zeitpunkt der An-
tragstellung für die endgültige Entscheidung über 
Wohngeld. Über den Wohngeldanspruch ist end-
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gültig zu entscheiden, sofern die vorläufige Ent-
scheidung nicht der endgültigen Entscheidung 
entspricht. Ergeht innerhalb eines Jahres nach 
Ablauf des Bewilligungszeitraums keine endgül-
tige Entscheidung, gilt eine vorläufig bewilligte 
Zahlung als endgültig festgesetzt. Dies gilt nicht, 
wenn die wohngeldberechtigte Person innerhalb 
der Frist nach Satz 4 eine endgültige Entschei-
dung beantragt oder wenn die Wohngeldbehörde 
Kenntnis von Tatsachen erlangt, dass der Wohn-
geldanspruch nicht oder nur in geringerer Höhe 
als die vorläufige Zahlung besteht und sie über 
den Wohngeldanspruch innerhalb eines Jahres 
seit Kenntniserlangung von diesen Tatsachen, 
spätestens aber nach Ablauf von zehn Jahren 
nach der Bekanntgabe der vorläufigen Zahlung, 
endgültig entscheidet.


(4) Das vorläufig gezahlte Wohngeld ist auf das 
endgültig zu leistende Wohngeld anzurechnen. 
Übersteigt das vorläufig gezahlte das endgültig 
zu leistende Wohngeld, so ist der übersteigende 
Betrag zu erstatten. § 30a gilt entsprechend.“


11. § 27 wird wie folgt geändert:


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:


aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:


aaa) In Nummer 2 werden die Wörter „der 
Beträge“ durch die Wörter „des Ge-
samtbetrages“ ersetzt und wird die 
Angabe „15 Prozent“ durch die An-
gabe „10 Prozent“ ersetzt.


bbb) In Nummer 3 wird die Angabe 
„15 Prozent“ durch die Angabe 
„10 Prozent“ ersetzt.


bb) In Satz 2 werden die Wörter „der Beträge“ 
durch die Wörter „des Gesamtbetrages“ 
ersetzt und wird die Angabe „15 Prozent“ 
durch die Angabe „10 Prozent“ ersetzt.


cc) In Satz 3 wird die Angabe „15 Prozent“ 
durch die Angabe „10 Prozent“ ersetzt.


b) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 wer-
den jeweils die Wörter „der Beträge“ durch die 
Wörter „des Gesamtbetrages“ ersetzt.


11a. Nach § 30 wird folgender § 30a eingefügt:


„§ 30a


Bagatellgrenze bei Rückforderungen


Zur Erprobung einer Bagatellgrenze wird nach 
Aufhebung der Bewilligung oder Feststellung der 
Unwirksamkeit eines Wohngeldbescheides durch 
die Wohngeldbehörde bis zu einer Höhe von 
50 Euro von einer Erstattung überzahlten Wohn-
geldes abgesehen. Dies gilt auch in Fällen einer 
Aufrechnung oder Verrechnung. Die Erprobung 
dauert bis zum 31. Dezember 2024.“


12. In § 36 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Bun-
desministerium des Innern, für Bau und Heimat“ 
durch die Wörter „Bundesministerium für Woh-
nen, Stadtentwicklung und Bauwesen“ ersetzt.


12a. § 39 wird wie folgt geändert:


a) Nach Absatz 1 Satz 4 wird folgender Satz ein-
gefügt:


„Bis einschließlich 2025 fließen daneben auch 
die Einschätzungen der Länder zu den Wirkun-
gen der dauerhaften Heizkostenkomponente 
nach § 12 Absatz 6 und der Klimakomponente 
nach § 12 Absatz 7 ein.“


b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:


„(3) Zum Zwecke der Evaluierung berichten 
die Länder nach Ablauf von zwei Jahren 
spätestens bis zum 31. März 2025 gegenüber 
dem Bundesministerium für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen über die maßgeb-
lichen Kennzahlen der Experimentierklausel 
des § 30a.“


13. Nach § 42c wird folgender § 42d eingefügt:


„§ 42d


Übergangsregelung aus 
Anlass des Wohngeld-Plus-Gesetzes


(1) Ist Wohngeld vor dem 1. Januar 2023 be-
willigt worden und liegt mindestens ein Teil des 
Bewilligungszeitraums nach dem 31. Dezember 
2022, so ist abweichend von § 41 Absatz 2 von 
Amts wegen über die Leistung des Wohngeldes 
für den Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum 
Ende des bisherigen Bewilligungszeitraums neu 
zu entscheiden. Bei der Entscheidung nach Satz 1 
sind die §§ 11, 12 und 19 dieses Gesetzes und 
die sich aus der Anlage zu § 1 Absatz 3 der 
Wohngeldverordnung in der ab dem 1. Januar 
2023 geltenden Fassung ergebenden Mietenstu-
fen anzuwenden. Ergibt sich aus der Entschei-
dung nach Satz 1 kein höheres Wohngeld, ver-
bleibt es bis zum Ende des bisherigen Bewil-
ligungszeitraums bei dem bereits bewilligten 
Wohngeld.


(2) Ist bei der Entscheidung nach Absatz 1 
Satz 1 nicht berücksichtigt worden, dass sich 
die Anzahl der zu berücksichtigenden Haushalts-
mitglieder, die zu berücksichtigende Miete oder 
Belastung oder das Gesamteinkommen geändert 
hat oder das Wohngeld zweckwidrig verwendet 
wird, so ist die Entscheidung nur rechtswidrig, 
wenn gleichzeitig die Voraussetzungen des § 27 
vorliegen. Im Übrigen bleibt § 45 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch unberührt. Wird die 
Entscheidung nach Absatz 1 Satz 1 unter den 
Voraussetzungen des § 45 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch zurückgenommen, so wird der 
bisherige Bewilligungsbescheid wieder wirksam. 
Die §§ 27 und 28 bleiben unberührt.


(3) Ist Wohngeld vor dem 1. Januar 2023 be-
willigt worden und liegt mindestens ein Teil des 
Bewilligungszeitraums nach dem 31. Dezember 
2022 und ist über einen Antrag nach § 27 Absatz 1 
oder in einem Verfahren nach § 27 Absatz 2 neu 
zu entscheiden, so ist für die Zeit bis zum 31. De-
zember 2022 nach dem bis dahin geltenden 
Recht und ab dem 1. Januar 2023 nach neuem 
Recht zu entscheiden.
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(4) Der Bewilligungsbescheid nach Absatz 1 
Satz 1 muss auf die besonderen Entscheidungs-
grundlagen der Absätze 1 und 2 hinweisen, ins-
besondere darauf, dass eine Entscheidung nach 
§ 27 oder § 28 Absatz 2 oder die Mitteilung über 
die Unwirksamkeit nach § 28 Absatz 1 oder Ab-
satz 3 dem Bewilligungsbescheid noch folgen 
kann und dass ab dem Zeitpunkt der Änderung 
der Verhältnisse, der auch vor dem 1. Januar 
2023 liegen kann, das Wohngeld wegfallen oder 
sich verringern kann.


(5) Ist bis zum 31. Dezember 2022 über einen 
Wohngeldantrag nach § 22 noch nicht entschie-
den, so ist für die Zeit bis zum 31. Dezember 2022 
nach dem bis dahin geltenden Recht und für die 
darauf folgende Zeit nach dem neuen Recht zu 
entscheiden. Ist in den Fällen des Satzes 1 das 
ab dem 1. Januar 2023 zu bewilligende Wohngeld 
geringer als das für Dezember 2022 zu bewilli-
gende Wohngeld, so verbleibt es auch für den Teil 
des Bewilligungszeitraums ab dem 1. Januar 
2023 bei dem für Dezember 2022 zu bewilligen-
den höheren Wohngeld.


(6) Ist über einen nach dem 31. Dezember 
2022 gestellten Wohngeldantrag nach § 22 zu 
entscheiden und beginnt der Bewilligungszeit-
raum vor dem 1. Januar 2023, so ist Absatz 5 ent-
sprechend anzuwenden. § 24 Absatz 2 und § 27 
bleiben unberührt.“


14. § 43 wird wie folgt geändert:


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:


aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:


aaa) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon ersetzt.


bbb) Nach Nummer 3 werden die folgen-
den Nummern 4 bis 6 eingefügt:


„4. die Werte für „M“ (Anlage 3) auf 
Grund der Entwicklung der bun-
desweiten Bruttokaltmieten, ge-
messen durch den Teilindex für 
Nettokaltmiete und Wohnungs-
nebenkosten des Verbraucher-
preisindex für Deutschland des 
Statistischen Bundesamtes;


5. die Werte für „Y“ (Anlage 3) auf 
Grund der bundesweiten Ent-
wicklung der Verbraucherpreise, 
gemessen durch den Verbrau-
cherpreisindex für Deutschland 
des Statistischen Bundesamtes;


6. das zusätzliche Wohngeld für das 
13. und jedes weitere zu berück-
sichtigende Haushaltsmitglied 
nach § 19 Absatz 3 auf Grund 
der bundesweiten Entwicklung 
der Verbraucherpreise, gemessen 
durch den Verbraucherpreisindex 
für Deutschland des Statistischen 
Bundesamtes.“


bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:


„Die erste Fortschreibung der Werte für 
„M“ und „Y“ (Anlage 3) und des zusätz-


lichen Wohngeldes für das 13. und jedes 
weitere zu berücksichtigende Haushalts-
mitglied nach § 19 Absatz 3 erfolgt zum 
1. Januar 2025.“


b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:


aa) In Satz 1 wird die Angabe „1. Januar 2022“ 
durch die Angabe „1. Januar 2025“ ersetzt.


bb) In Satz 2 wird die Angabe „1. Januar 2022“ 
durch die Angabe „1. Januar 2025“, die 
Angabe „2020“ durch die Angabe „2023“ 
und die Angabe „2018“ durch die Angabe 
„2021“ ersetzt.


c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:


aa) In Satz 1 wird die Angabe „1. Januar 2022“ 
durch die Angabe „1. Januar 2025“ ersetzt.


bb) In Satz 2 wird die Angabe „1. Januar 2022“ 
durch die Angabe „1. Januar 2025“, die 
Angabe „2020“ durch die Angabe „2023“ 
und die Angabe „2018“ durch die Angabe 
„2021“ ersetzt.


cc) In Satz 3 wird das Wort „sechste“ durch 
das Wort „siebte“ ersetzt.


d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:


aa) In Satz 1 wird die Angabe „1. Januar 2022“ 
durch die Angabe „1. Januar 2025“ ersetzt.


bb) In Satz 2 wird die Angabe „1. Januar 2022“ 
durch die Angabe „1. Januar 2025“, die 
Angabe „2020“ durch die Angabe „2023“ 
und die Angabe „2018“ durch die Angabe 
„2021“ ersetzt.


e) Absatz 7 wird durch die folgenden Absätze 7 
bis 10 ersetzt:


„(7) Die Werte für „M“ (Anlage 3) werden am 
1. Januar 2025 und dann alle zwei Jahre zum 
1. Januar um den Prozentsatz erhöht oder ver-
ringert, um den sich der vom Statistischen 
Bundesamt festgestellte Teilindex nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 verändert hat. Für 
die Veränderung am 1. Januar 2025 ist die Er-
höhung oder Verringerung des Jahresdurch-
schnitts des Teilindex nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 maßgeblich, die im Jahr 2023 ge-
genüber dem Jahr 2021 eingetreten ist. Die 
sich danach ergebenden Beträge sind bei ei-
nem Nachkommawert unter 0,50 Euro auf den 
nächsten vollen Euro-Betrag abzurunden so-
wie bei einem Nachkommawert ab 0,50 Euro 
auf den nächsten vollen Euro-Betrag aufzurun-
den; die gerundeten Beträge ergeben die 
neuen Werte für „M“ (Anlage 3).


(8) Die Werte für „Y“ (Anlage 3) werden am 
1. Januar 2025 und dann alle zwei Jahre zum 
1. Januar um den Prozentsatz erhöht oder ver-
ringert, um den sich der vom Statistischen 
Bundesamt festgestellte Verbraucherpreisin-
dex nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 verändert 
hat. Für die Veränderung am 1. Januar 2025 ist 
die Erhöhung oder Verringerung des Jahres-
durchschnitts des Verbraucherpreisindex nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 maßgeblich, die im 
Jahr 2023 gegenüber dem Jahr 2021 eingetre-
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ten ist. Die sich danach ergebenden Beträge 
sind bei einem Nachkommawert bis unter 0,50 
Euro auf den nächsten vollen Euro-Betrag ab-
zurunden sowie bei einem Nachkommawert ab 
0,50 Euro auf den nächsten vollen Euro-Betrag 
aufzurunden; die gerundeten Beträge ergeben 
die neuen Werte für „Y“ (Anlage 3).


(9) Der Wert für das zusätzliche Wohngeld 
für das 13. und jedes weitere zu berücksichti-
gende Haushaltsmitglied nach § 19 Absatz 3 
wird am 1. Januar 2025 und dann alle zwei 
Jahre zum 1. Januar um den Prozentsatz er-
höht oder verringert, um den sich der vom Sta-
tistischen Bundesamt festgestellte Verbrau-
cherpreisindex nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 
verändert hat. Für die Veränderung am 1. Ja-
nuar 2025 ist die Erhöhung oder Verringerung 
des Jahresdurchschnitts des Verbraucher-
preisindex nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 
maßgeblich, die im Jahr 2023 gegenüber dem 


Jahr 2021 eingetreten ist. Die sich danach er-
gebenden Beträge sind bei einem Nachkom-
mawert bis unter 0,50 Euro auf den nächsten 
vollen Euro-Betrag abzurunden sowie bei ei-
nem Nachkommawert ab 0,50 Euro auf den 
nächsten vollen Euro-Betrag aufzurunden; die 
gerundeten Beträge ergeben die neuen Werte 
für das zusätzliche Wohngeld für das 13. und 
jedes weitere zu berücksichtigende Haushalts-
mitglied nach § 19 Absatz 3.


(10) Für die Fortschreibungen nach dem 
1. Januar 2025 gelten die Absätze 4 bis 9 ent-
sprechend.“


15. § 44 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:


„Bei der Entscheidung sind die Berechnungsgrö-
ßen des Wohngeldes nach § 43 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 6 in der ab dem Inkrafttreten der 
aktuellen Fortschreibung geltenden Fassung an-
zuwenden.“


16. Die Anlagen 2 und 3 werden wie folgt gefasst:


„Anlage 2 
(zu § 19 Absatz 1)


Werte für „a“, „b“ und „c“


Die in die Formel nach § 19 Absatz 1 Satz 1 einzusetzenden, nach der Anzahl der zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder unterschiedenen Werte „a“, „b“ und „c“ sind der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen:


1 
Haushalts- 


mitglied


2 
Haushalts- 
mitglieder


3 
Haushalts- 
mitglieder


4 
Haushalts- 
mitglieder


5 
Haushalts- 
mitglieder


6 
Haushalts- 
mitglieder


a 4,000E-2 3,000E-2 2,000E-2 1,000E-2 0 – 1,000E-2


b 4,991E-4 3,716E-4 3,035E-4 2,251E-4 1,985E-4 1,792E-4


c 4,620E-5 3,450E-5 2,780E-5 2,000E-5 1,950E-5 1,880E-5


7 
Haushalts- 
mitglieder


8 
Haushalts- 
mitglieder


9 
Haushalts- 
mitglieder


10 
Haushalts- 
mitglieder


11 
Haushalts- 
mitglieder


12 
Haushalts- 
mitglieder


a – 2,000E-2 – 3,000E-2 – 4,000E-2 – 6,000E-2 – 9,000E-2 – 1,200E-1


b 1,657E-4 1,648E-4 1,432E-4 1,300E-4 1,188E-4 1,152E-4


c 1,870E-5 1,870E-5 1,880E-5 1,880E-5 2,220E-5 2,510E-5


Hierbei bedeuten: E-1 geteilt durch           10,


E-2 geteilt durch         100,


E-4 geteilt durch     10 000,


E-5 geteilt durch   100 000.


Anlage 3 
(zu § 19 Absatz 2)


Rechenschritte und Rundungen


1. Werte für „M“ und „Y“, die unterhalb der folgenden Tabellenwerte liegen, werden durch diese ersetzt:


1 
Haushalts- 


mitglied


2 
Haushalts- 
mitglieder


3 
Haushalts- 
mitglieder


4 
Haushalts- 
mitglieder


5 
Haushalts- 
mitglieder


6 
Haushalts- 
mitglieder


M 52 64 76 88 99 99


Y 350 600 800 1 000 1 200 1 400
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7 
Haushalts- 
mitglieder


8 
Haushalts- 
mitglieder


9 
Haushalts- 
mitglieder


10 
Haushalts- 
mitglieder


11 
Haushalts- 
mitglieder


12 
Haushalts- 
mitglieder


M 111 123 135 146 180 286


Y 1 600 1 800 2 000 2 200 2 400 2 600


2. Das ungerundete monatliche Wohngeld ergibt sich durch Einsetzen der Werte für „a“, „b“, „c“ (Anlage 2) 
und für „M“ und „Y“ in die Formel nach § 19 Absatz 1 Satz 1 und durch Ausführen der vier folgenden 
Rechenschritte:


Berechnung der Dezimalzahlen


z1 = a + b · M + c ∙ Y,


z2 = z1 ∙ Y,


z3 = M – z2,


z4 = 1,15 ∙ z3.


Hierbei sind die Dezimalzahlen als Festkommazahlen mit zehn Nachkommastellen zu berechnen.


3. Dieses ungerundete monatliche Wohngeld ist bis unter 0,50 Euro auf den nächsten vollen Euro-Betrag 
abzurunden sowie von 0,50 Euro an auf den nächsten vollen Euro-Betrag aufzurunden.“


Artikel 2


Änderung des 
Wohnungslosenberichterstattungsgesetzes


Das Wohnungslosenberichterstattungsgesetz vom 
4. März 2020 (BGBl. I S. 437) wird wie folgt geändert:


1. In § 7 Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales“ durch die 
Wörter „in der Bundesregierung für die Berichter-
stattung über die Wohnungslosigkeit federführend 
zuständige Bundesministerium“ ersetzt.


2. § 8 wird wie folgt geändert:


a) In Absatz 1 werden die Wörter „Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales“ durch die Wörter „in 
der Bundesregierung für die Berichterstattung 
über die Wohnungslosigkeit federführend zu-
ständigen Bundesministeriums“ ersetzt.


b) In Absatz 2 werden die Wörter „Das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales“ durch die 
Wörter „Die Bundesregierung“ ersetzt, werden 
die Wörter „, erstmals im Jahr 2022,“ gestrichen 
und wird das Wort „seine“ durch das Wort „ihre“ 
ersetzt.


Artikel 3


Änderung des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch


Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende – in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 
(BGBl. I S. 921) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:


1. Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe ange-
fügt:


„§ 85 Übergangsregelung aus Anlass des Wohn-
geld-Plus-Gesetzes“.


2. Folgender § 85 wird angefügt:


„§ 85


Übergangsregelung aus 
Anlass des Wohngeld-Plus-Gesetzes


Abweichend von § 12a Satz 1 sind Leistungs-
berechtigte für am 31. Dezember 2022 laufende Be-
willigungszeiträume oder Bewilligungszeiträume, 
die in der Zeit vom 1. Januar 2023 bis 30. Juni 2023 
beginnen, nicht verpflichtet, Wohngeld nach dem 
Wohngeldgesetz in Anspruch zu nehmen.“


Artikel 4


Änderung des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch


Das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, 
BGBl. I S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:


1. In dem Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu § 131 
wie folgt gefasst:


„§ 131 Übergangsregelung aus Anlass des Wohn-
geld-Plus-Gesetzes“.


2. § 131 wird wie folgt gefasst:


„§ 131


Übergangsregelung aus 
Anlass des Wohngeld-Plus-Gesetzes


(1) Abweichend von § 2 sind Leistungsberech-
tigte für am 31. Dezember 2022 laufende Bewilli-
gungszeiträume oder Bewilligungszeiträume, die in 
der Zeit vom 1. Januar 2023 bis 30. Juni 2023 be-
ginnen, nicht verpflichtet, Wohngeld nach dem 
Wohngeldgesetz in Anspruch zu nehmen.


(2) § 95 Satz 1 findet in den Fällen nach Absatz 1 
keine Anwendung.“
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Artikel 5


Änderung der 
Wohngeldverordnung


In der Wohngeldverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2722), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1369) geändert worden ist, wird die Anlage wie 
folgt gefasst:


„Anlage 
(zu § 1 Absatz 3)


Mietenstufen der Gemeinden 
nach Ländern ab 1. Januar 2023


Soweit die zu einem Kreis gehörenden Gemeinden in den Tabellen nicht ge-
sondert aufgeführt sind, gilt die Mietenstufe des Kreises für diese Gemeinden.


Zu Grunde liegen Daten der Wohngeldstatistik zum 31. Dezember 2019 und 
31. Dezember 2020 einschließlich der bis zum 31. März 2021 erfolgten rück-
wirkenden Bewilligungen.


Relevanter Gebietsstand ist der 31. März 2021, der für die 10 000-Einwohner- 
Schwelle relevante Stichtag der Bevölkerung ist der 30. September 2020.


Land: Baden-Württemberg


Gemeinde Mietenstufe


Aalen, Stadt III


Achern, Stadt II


Albstadt, Stadt II


Altensteig, Stadt II


Ammerbuch IV


Appenweier II


Asperg, Stadt V


Aulendorf, Stadt II


Backnang, Stadt IV


Bad Dürrheim, Stadt III


Bad Friedrichshall, Stadt IV


Bad Krozingen, Stadt V


Bad Mergentheim, Stadt III


Bad Rappenau, Stadt III


Bad Säckingen, Stadt IV


Bad Saulgau, Stadt II


Bad Urach, Stadt IV


Bad Waldsee, Stadt II


Bad Wildbad, Stadt II


Bad Wurzach, Stadt II


Baden-Baden, Stadt IV


Baiersbronn II


Balingen, Stadt II


Besigheim, Stadt V


Biberach an der Riß, Stadt III


Bietigheim-Bissingen, Stadt V


Birkenfeld III


Blaubeuren, Stadt III
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Gemeinde Mietenstufe


Blaustein, Stadt V


Blumberg, Stadt I


Böblingen, Stadt VI


Bopfingen, Stadt II


Brackenheim, Stadt III


Breisach am Rhein, Stadt IV


Bretten, Stadt III


Bretzfeld II


Bruchsal, Stadt III


Brühl III


Buchen (Odenwald), Stadt II


Bühl, Stadt III


Burladingen, Stadt I


Calw, Stadt IV


Crailsheim, Stadt II


Denkendorf V


Denzlingen IV


Ditzingen, Stadt V


Donaueschingen, Stadt II


Donzdorf, Stadt II


Dossenheim V


Durmersheim IV


Eberbach, Stadt II


Ebersbach an der Fils, Stadt IV


Edingen-Neckarhausen III


Ehingen (Donau), Stadt III


Ellwangen (Jagst), Stadt III


Emmendingen, Stadt IV


Endingen am Kaiserstuhl, Stadt III


Engen, Stadt III


Eningen unter Achalm IV


Eppelheim, Stadt V


Eppingen, Stadt III


Erbach, Stadt III


Esslingen am Neckar, Stadt V


Ettenheim, Stadt II


Ettlingen, Stadt IV


Fellbach, Stadt V


Filderstadt, Stadt V


Freiberg am Neckar, Stadt VI


Freiburg im Breisgau, Stadt VI


Freudenstadt, Stadt III


Friedrichshafen, Stadt V


Friesenheim II
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Gemeinde Mietenstufe


Gärtringen IV


Gaggenau, Stadt III


Gaildorf, Stadt II


Geislingen an der Steige, Stadt III


Gengenbach, Stadt III


Gerlingen, Stadt VI


Gernsbach, Stadt III


Gerstetten I


Giengen an der Brenz, Stadt II


Göppingen, Stadt III


Gottmadingen III


Graben-Neudorf III


Grenzach-Wyhlen V


Gundelfingen V


Haigerloch, Stadt I


Heddesheim III


Heidelberg, Stadt V


Heilbronn, Stadt IV


Hemsbach, Stadt III


Herbolzheim, Stadt III


Herbrechtingen, Stadt II


Herrenberg, Stadt V


Hockenheim, Stadt III


Holzgerlingen, Stadt VI


Horb am Neckar, Stadt II


Isny im Allgäu, Stadt III


Karlsbad III


Karlsdorf-Neuthard III


Karlsruhe, Stadt IV


Kehl, Stadt III


Kenzingen, Stadt IV


Kernen im Remstal V


Ketsch IV


Kirchheim unter Teck, Stadt V


Korb V


Königsbach-Stein II


Konstanz, Universitätsstadt V


Korntal-Münchingen, Stadt VI


Kornwestheim, Stadt VI


Kraichtal, Stadt I


Künzelsau, Stadt III


Ladenburg, Stadt IV


Lahr/Schwarzwald, Stadt III


Laichingen, Stadt III
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Gemeinde Mietenstufe


Langenau, Stadt III


Lauda-Königshofen, Stadt I


Laupheim, Stadt III


Leimen, Stadt IV


Leinfelden-Echterdingen, Stadt VI


Leingarten, Stadt IV


Leonberg, Stadt VI


Leutenbach IV


Leutkirch im Allgäu, Stadt II


Linkenheim-Hochstetten III


Lorch, Stadt III


Lörrach, Stadt V


Ludwigsburg, Stadt VI


Malsch III


Mannheim, Universitätsstadt V


Marbach am Neckar, Stadt V


Markdorf, Stadt V


Markgröningen, Stadt IV


Meckenbeuren IV


Meßstetten, Stadt II


Metzingen, Stadt V


Möglingen V


Mössingen, Stadt IV


Mosbach, Stadt III


Mühlacker, Stadt III


Müllheim, Stadt IV


Münsingen, Stadt II


Murrhardt, Stadt II


Nagold, Stadt IV


Neckargemünd, Stadt III


Neckarsulm, Stadt IV


Neuenburg am Rhein, Stadt V


Neuenstadt am Kocher, Stadt II


Neuhausen auf den Fildern V


Niefern-Öschelbronn III


Nürtingen, Stadt IV


Nußloch V


Oberderdingen III


Oberkirch, Stadt II


Oberndorf am Neckar, Stadt II


Obersulm III


Öhringen, Stadt IV


Östringen, Stadt II


Offenburg, Stadt III
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Gemeinde Mietenstufe


Oftersheim IV


Ostfildern, Stadt V


Pfinztal III


Pforzheim, Stadt IV


Pfullendorf, Stadt II


Pfullingen, Stadt IV


Phillipsburg, Stadt II


Plochingen, Stadt V


Radolfzell am Bodensee, Stadt IV


Rastatt, Stadt III


Ravensburg, Stadt V


Remchingen II


Remseck am Neckar, Stadt V


Remshalden III


Renningen, Stadt V


Reutlingen, Stadt IV


Rheinfelden (Baden), Stadt IV


Rheinau, Stadt II


Riedlingen, Stadt II


Rielasingen-Worblingen IV


Rottenburg am Neckar, Stadt IV


Rottweil, Stadt III


Rudersberg II


Rutesheim, Stadt V


Sachsenheim, Stadt IV


Salem III


Sandhausen IV


St. Georgen i. Schwarzwald, Stadt II


Sankt Leon-Rot III


Schopfheim, Stadt III


Schorndorf, Stadt IV


Schönaich IV


Schramberg, Stadt II


Schwäbisch Gmünd, Stadt III


Schwäbisch Hall, Stadt III


Schwaigern, Stadt III


Schwetzingen, Stadt IV


Schwieberdingen VI


Sigmaringen, Stadt II


Sindelfingen, Stadt IV


Singen (Hohentwiel), Stadt IV


Sinsheim, Stadt III


Spaichingen, Stadt III


Steinheim an der Murr, Stadt IV
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Gemeinde Mietenstufe


Stockach, Stadt II


Straubenhardt II


Stutensee, Stadt III


Stuttgart, Landeshauptstadt VI


Süßen, Stadt III


Sulz am Neckar, Stadt II


Tamm VI


Tauberbischofsheim, Stadt I


Teningen III


Tettnang, Stadt V


Titisee-Neustadt, Stadt II


Tübingen, Universitätsstadt VII


Ubstadt-Weiher III


Überlingen, Stadt IV


Uhingen, Stadt III


Ulm, Universitätsstadt IV


Vaihingen an der Enz, Stadt III


Villingen-Schwenningen, Stadt III


Waghäusel, Stadt III


Waiblingen, Stadt V


Waldbronn IV


Waldshut-Tiengen, Stadt III


Walldorf, Stadt IV


Walldürn, Stadt I


Wangen im Allgäu, Stadt III


Weil am Rhein, Stadt V


Weil der Stadt, Stadt V


Weilheim an der Teck, Stadt III


Weil im Schönbuch VI


Weingarten, Baden III


Weingarten, Stadt V


Weinsberg, Stadt IV


Weinstadt, Stadt V


Welzheim, Stadt III


Wendlingen am Neckar, Stadt IV


Wernau (Neckar), Stadt V


Wertheim, Stadt II


Wiesloch, Stadt IV


Wildberg, Stadt II


Winnenden, Stadt V


Kreis Mietenstufe


Alb-Donau-Kreis II


Biberach II
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Kreis Mietenstufe


Bodenseekreis IV


Böblingen V


Breisgau-Hochschwarzwald IV


Calw II


Emmendingen II


Enzkreis III


Esslingen IV


Freudenstadt I


Göppingen II


Heidenheim II


Heilbronn III


Hohenlohekreis I


Karlsruhe II


Konstanz III


Lörrach III


Ludwigsburg IV


Main-Tauber-Kreis I


Neckar-Odenwald-Kreis I


Ortenaukreis II


Ostalbkreis II


Rastatt II


Ravensburg II


Rems-Murr-Kreis III


Reutlingen III


Rhein-Neckar-Kreis II


Rottweil I


Schwäbisch-Hall I


Schwarzwald-Baar-Kreis II


Sigmaringen I


Tübingen IV


Tuttlingen II


Waldshut II


Zollernalbkreis I


Land: Bayern


Gemeinde Mietenstufe


Abensberg, Stadt III


Aichach, Stadt III


Altdorf, Markt III


Altdorf bei Nürnberg, Stadt II


Altötting, Stadt II


Altusried, Markt I


Alzenau i. Ufr., Stadt II


Amberg, Stadt II
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Gemeinde Mietenstufe


Ansbach, Stadt III


Aschaffenburg, Stadt IV


Augsburg, Stadt V


Bad Abbach, Markt III


Bad Aibling, Stadt V


Bad Kissingen, Stadt II


Bad Neustadt a. d. Saale, Stadt I


Bad Reichenhall, Stadt III


Bad Staffelstein, Stadt I


Bad Tölz, Stadt V


Bad Windsheim, Stadt II


Bad Wörishofen, Stadt III


Bamberg, Stadt III


Bayreuth, Stadt III


Bobingen, Stadt IV


Bogen II


Bruckmühl, Markt IV


Buchloe, Stadt IV


Burgau, Stadt II


Burghausen, Stadt III


Burgkirchen a. d. Alz I


Burglengenfeld, Stadt II


Burgthann III


Cadolzburg, Markt III


Cham, Stadt I


Coburg, Stadt II


Dachau, Stadt VII


Deggendorf, Stadt II


Diedorf, Markt IV


Dießen a. Ammersee, Markt V


Dillingen a. d. Donau, Stadt II


Dingolfing, Stadt II


Dinkelsbühl, Stadt I


Donauwörth, Stadt II


Dorfen, Stadt IV


Ebersberg, Stadt VI


Eching VII


Eckental, Markt III


Eggenfelden, Stadt II


Eichenau VII


Eichstätt, Stadt III


Erding, Stadt VI


Ergolding, Markt IV


Erlangen, Stadt IV
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Gemeinde Mietenstufe


Erlenbach am Main, Stadt II


Essenbach, Markt II


Feldkirchen-Westerham V


Feucht, Markt IV


Feuchtwangen, Stadt II


Forchheim, Stadt III


Freilassing, Stadt III


Freising, Stadt VII


Friedberg, Stadt III


Fürstenfeldbruck, Stadt VII


Fürth, Stadt IV


Füssen, Stadt III


Gaimersheim, Markt V


Garching bei München, Stadt VII


Garmisch-Partenkirchen, Markt VI


Gauting VI


Geisenfeld, Stadt III


Gemünden am Main, Stadt I


Geretsried, Stadt IV


Germering, Stadt VII


Gersthofen, Stadt III


Gilching VII


Goldbach, Markt III


Gräfelfing VII


Grafing bei München, Stadt VII


Gröbenzell VII


Großostheim, Markt II


Grünwald VII


Günzburg, Stadt II


Gunzenhausen, Stadt I


Haar VII


Hallbergmoos VII


Hammelburg, Stadt I


Haßfurt, Stadt II


Hauzenberg, Stadt I


Herrsching a. Ammersee V


Hersbruck, Stadt III


Herzogenaurach, Stadt IV


Hilpoltstein, Stadt II


Hirschaid, Markt I


Höchstadt a. d. Aisch, Stadt III


Höhenkirchen-Siegertsbrunn VII


Hösbach, Markt II


Hof, Stadt I
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Gemeinde Mietenstufe


Holzkirchen, Markt VI


Illertissen, Stadt III


Immenstadt i. Allgäu, Stadt III


Ingolstadt V


Ismaning VI


Karlsfeld VII


Karlstadt, Stadt II


Kaufbeuren, Stadt III


Kaufering, Markt IV


Kelheim, Stadt III


Kempten (Allgäu), Stadt IV


Kirchheim bei München VI


Kirchseeon, Markt VI


Kissing IV


Kitzingen, Stadt II


Königsbrunn, Stadt IV


Kolbermoor, Stadt IV


Kronach, Stadt II


Krumbach (Schwaben), Stadt II


Kulmbach, Stadt I


Landau an der Isar, Stadt I


Landsberg a. Lech, Stadt VI


Landshut, Stadt IV


Langenzenn, Stadt III


Lappersdorf, Markt III


Lauf a. d. Pegnitz, Stadt IV


Lauingen (Donau), Stadt II


Lenggries III


Lichtenfels, Stadt I


Lindau (Bodensee), Stadt V


Lindenberg i. Allgäu, Stadt III


Lohr am Main, Stadt II


Mainburg, Stadt III


Maisach VI


Manching, Markt V


Markt Indersdorf, Markt VI


Markt Schwaben, Markt VII


Marktheidenfeld, Stadt II


Marktoberdorf, Stadt III


Marktredwitz, Stadt I


Maxhütte-Haidhof, Stadt II


Meitingen, Markt III


Memmingen, Stadt III


Mering, Markt IV
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Gemeinde Mietenstufe


Miesbach, Stadt IV


Mindelheim, Stadt III


Mömbris, Markt I


Moosburg an der Isar, Stadt VI


Mühldorf am Inn, Stadt III


Münchberg, Stadt I


München VII


Murnau am Staffelsee, Markt VI


Neubiberg VII


Neuburg an der Donau, Stadt IV


Neufahrn bei Freising VII


Neumarkt i. d. Oberpfalz, Stadt III


Neusäß, Stadt IV


Neustadt an der Aisch, Stadt II


Neustadt an der Donau, Stadt II


Neustadt bei Coburg, Stadt I


Neutraubling, Stadt IV


Neu-Ulm, Stadt V


Nördlingen, Stadt II


Nürnberg, Stadt V


Oberasbach, Stadt IV


Oberhaching VII


Oberschleißheim VII


Ochsenfurt, Stadt II


Olching VII


Osterhofen, Stadt I


Ottobrunn VII


Passau, Stadt III


Pegnitz, Stadt II


Peißenberg, Markt IV


Peiting, Markt III


Penzberg, Stadt IV


Pfaffenhofen a. d. Ilm, Stadt IV


Pfarrkirchen, Stadt II


Planegg VII


Plattling, Stadt II


Pocking, Stadt I


Poing VI


Prien am Chiemsee, Markt IV


Puchheim VII


Raubling III


Regen, Stadt I


Regensburg, Stadt V


Regenstauf, Markt II
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Gemeinde Mietenstufe


Roding, Stadt I


Rödental, Stadt I


Röthenbach a. d. Pegnitz, Stadt III


Rosenheim V


Roßtal, Markt II


Roth, Stadt II


Rothenburg ob der Tauber, Stadt I


Schongau, Stadt III


Schrobenhausen, Stadt II


Schwabach, Stadt III


Schwabmünchen, Stadt III


Schwandorf, Stadt II


Schweinfurt, Stadt II


Selb, Stadt I


Senden, Stadt IV


Simbach a. Inn, Stadt I


Sonthofen, Stadt III


Stadtbergen, Markt IV


Starnberg, Stadt VII


Stein, Stadt IV


Stephanskirchen IV


Straubing, Stadt II


Sulzbach-Rosenberg, Stadt I


Taufkirchen II


Taufkirchen (Vils) V


Traunreut, Stadt III


Traunstein, Stadt III


Treuchtlingen, Stadt I


Trostberg, Stadt II


Unterföhring VII


Unterhaching VII


Unterschleißheim VII


Vaterstetten VII


Vilsbiburg, Stadt II


Vilshofen a. d. Donau, Stadt I


Vöhringen, Stadt IV


Waldkirchen, Stadt I


Waldkraiburg, Stadt II


Wasserburg am Inn, Stadt IV


Weiden i. d. Oberpfalz, Stadt I


Weilheim i. OB, Stadt V


Weißenburg i. Bayern, Stadt I


Weißenhorn, Stadt III


Wendelstein, Markt IV
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Gemeinde Mietenstufe


Werneck, Markt I


Wolfratshausen, Stadt VI


Wolnzach, Markt III


Würzburg, Stadt IV


Zirndorf, Stadt III


Kreis Mietenstufe


Aichach-Friedberg III


Altötting I


Amberg-Sulzbach I


Ansbach I


Aschaffenburg II


Augsburg II


Bad Kissingen I


Bad Tölz-Wolfratshausen IV


Bamberg I


Bayreuth I


Berchtesgadener Land III


Cham I


Coburg I


Dachau V


Deggendorf I


Dillingen a. d. Donau I


Dingolfing-Landau I


Donau-Ries I


Ebersberg VI


Eichstätt III


Erding IV


Erlangen-Höchstadt III


Forchheim I


Freising IV


Freyung-Grafenau I


Fürth II


Fürstenfeldbruck VI


Garmisch-Partenkirchen IV


Günzburg I


Haßberge I


Hof I


Kelheim I


Kitzingen I


Kronach I


Kulmbach I


Landsberg a. Lech III


Landshut II
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Kreis Mietenstufe


Lichtenfels I


Lindau (Bodensee) II


Main-Spessart I


Miesbach IV


Miltenberg I


Mühldorf a. Inn I


München VII


Neuburg-Schrobenhausen II


Neumarkt i. d. Oberpfalz I


Neustadt/Aisch-Bad Windsheim I


Neustadt a. d. Waldnaab I


Neu-Ulm III


Nürnberger Land II


Oberallgäu II


Ostallgäu I


Passau I


Pfaffenhofen a. d. Ilm III


Regen I


Regensburg II


Rhön-Grabfeld I


Rosenheim IV


Roth II


Rottal-Inn I


Schwandorf I


Schweinfurt I


Starnberg V


Straubing-Bogen I


Tirschenreuth I


Traunstein II


Unterallgäu I


Weilheim-Schongau III


Weißenburg-Gunzenhausen I


Würzburg II


Wunsiedel im Fichtelgebirge I


Land: Berlin


Gemeinde Mietenstufe


Berlin, Stadt IV


Land: Brandenburg


Gemeinde Mietenstufe


Ahrensfelde-Blumberg II


Angermünde, Stadt II


Bad Freienwalde (Oder), Stadt I
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Gemeinde Mietenstufe


Beelitz, Stadt II


Bad Belzig II


Bernau bei Berlin, Stadt III


Blankenfelde-Mahlow IV


Brandenburg a. d. Havel, Stadt II


Brieselang IV


Cottbus, Stadt II


Dallgow-Döberitz V


Eberswalde, Stadt III


Eisenhüttenstadt, Stadt II


Erkner, Stadt IV


Falkensee, Stadt IV


Finsterwalde, Stadt II


Forst (Lausitz), Stadt I


Frankfurt (Oder), Stadt II


Fredersdorf-Vogelsdorf IV


Fürstenwalde/Spree, Stadt II


Glienicke/Nordbahn VI


Guben, Stadt I


Hennigsdorf, Stadt III


Hohen Neuendorf IV


Hoppegarten V


Jüterbog, Stadt I


Kleinmachnow V


Kloster Lehnin III


Königs Wusterhausen, Stadt III


Lauchhammer, Stadt I


Lübben/Spreewald, Stadt II


Lübbenau/Spreewald, Stadt I


Luckenwalde, Stadt II


Ludwigsfelde, Stadt III


Michendorf V


Mühlenbecker Land III


Nauen, Stadt III


Neuenhagen bei Berlin III


Neuruppin, Stadt II


Oberkrämer III


Oranienburg, Stadt III


Panketal IV


Perleberg, Stadt I


Petershagen/Eggersdorf III


Potsdam, Stadt IV


Prenzlau, Stadt II


Pritzwalk, Stadt I
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Gemeinde Mietenstufe


Rangsdorf III


Rathenow, Stadt I


Rüdersdorf bei Berlin II


Schöneiche bei Berlin IV


Schönefeld IV


Schorfheide II


Schwedt/Oder, Stadt II


Schwielowsee IV


Senftenberg, Stadt II


Spremberg, Stadt II


Stahnsdorf IV


Strausberg, Stadt II


Teltow, Stadt IV


Templin, Stadt II


Velten, Stadt III


Wandlitz IV


Wittstock/Dosse, Stadt I


Werder (Havel), Stadt IV


Wildau IV


Wittenberge, Stadt I


Zehdenick, Stadt I


Zeuthen III


Zossen II


Kreis Mietenstufe


Barnim II


Dahme-Spreewald II


Elbe-Elster I


Havelland II


Märkisch-Oderland I


Oberhavel I


Oberspreewald-Lausitz I


Oder-Spree III


Ostprignitz-Ruppin I


Potsdam-Mittelmark II


Prignitz I


Spree-Neiße I


Teltow-Fläming I


Uckermark I


Land: Bremen


Gemeinde Mietenstufe


Bremen, Stadt IV


Bremerhaven II
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Land: Hamburg


Gemeinde Mietenstufe


Hamburg, Freie und Hansestadt VI


Land: Hessen


Gemeinde Mietenstufe


Alsfeld, Stadt I


Altenstadt II


Arolsen, Stadt I


Asslar, Stadt III


Babenhausen, Stadt III


Bad Camberg, Stadt II


Bad Hersfeld, Kreisstadt I


Bad Homburg v.d. Höhe, Stadt VII


Bad Nauheim, Stadt V


Bad Orb, Stadt III


Bad Schwalbach, Kreisstadt IV


Bad Soden am Taunus, Stadt VI


Bad Soden-Salmünster, Stadt II


Bad Vilbel, Stadt VI


Bad Wildungen, Stadt I


Baunatal, Stadt III


Bebra, Stadt I


Bensheim, Stadt IV


Biedenkopf, Stadt I


Biebertal III


Bischofsheim IV


Borken (Hessen), Stadt I


Braunfels, Stadt III


Bruchköbel, Stadt III


Büdingen, Stadt II


Bürstadt, Stadt II


Büttelborn IV


Buseck II


Butzbach, Stadt III


Darmstadt, Stadt VI


Dautphetal I


Dieburg, Stadt V


Dietzenbach, Stadt VI


Dillenburg, Stadt II


Dreieich, Stadt VI


Egelsbach IV


Eichenzell I


Eltville am Rhein, Stadt V


Eppstein, Stadt V
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Gemeinde Mietenstufe


Erbach, Kreisstadt III


Erlensee IV


Eschborn, Stadt VI


Eschwege, Kreisstadt I


Felsberg, Stadt I


Flörsheim am Main, Stadt VI


Frankenberg (Eder), Stadt I


Frankfurt am Main, Stadt VI


Freigericht III


Friedberg (Hessen), Stadt IV


Friedrichsdorf, Stadt VI


Fritzlar, Stadt I


Fürth II


Fulda, Stadt II


Fuldatal I


Geisenheim, Stadt IV


Gelnhausen, Stadt IV


Gernsheim III


Giessen, Universitätsstadt V


Ginsheim-Gustavsburg IV


Gladenbach, Stadt II


Griesheim, Stadt V


Groß-Gerau, Stadt V


Groß-Umstadt, Stadt III


Groß-Zimmern IV


Grünberg, Stadt I


Gründau II


Hadamar, Stadt I


Haiger, Stadt I


Hainburg III


Hanau, Stadt V


Hattersheim am Main, Stadt VI


Heppenheim (Bergstr.), Stadt III


Herborn, Stadt II


Hessisch Lichtenau, Stadt I


Heusenstamm, Stadt VI


Hochheim am Main, Stadt V


Höchst i. Odenwald III


Hofgeismar, Stadt I


Hofheim am Taunus, Stadt V


Homberg (Efze), Stadt I


Hünfeld, Stadt I


Hünstetten II


Hüttenberg II
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Gemeinde Mietenstufe


Hungen, Stadt II


Idstein, Stadt III


Karben, Stadt IV


Kassel, Stadt III


Kaufungen II


Kelkheim (Taunus), Stadt VI


Kelsterbach, Stadt IV


Kirchhain, Stadt I


Königstein im Taunus, Stadt VII


Korbach, Stadt I


Kriftel V


Kronberg im Taunus, Stadt VI


Künzell II


Lampertheim, Stadt III


Langen (Hessen), Stadt VI


Langenselbold, Stadt III


Langgöns II


Lauterbach (Hessen), Stadt I


Lich, Stadt II


Limburg an der Lahn, Stadt II


Linden, Stadt III


Lohfelden II


Lollar III


Lorsch, Stadt III


Maintal, Stadt V


Marburg, Stadt V


Melsungen, Stadt I


Michelstadt, Stadt III


Mörfelden-Walldorf, Stadt V


Moerlenbach II


Mühlheim am Main, Stadt V


Mühltal VI


Münster IV


Nauheim IV


Neu-Anspach IV


Neuhof I


Neu-Isenburg, Stadt VI


Neustadt I


Nidda, Stadt II


Nidderau, Stadt III


Niedernhausen IV


Niestetal II


Ober-Ramstadt, Stadt V


Obertshausen, Stadt V


2184 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2022 Teil I Nr. 48, ausgegeben zu Bonn am 8. Dezember 2022 


Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de







Gemeinde Mietenstufe


Oberursel (Taunus), Stadt VI


Oberzent I


Oestrich-Winkel, Stadt IV


Offenbach am Main, Stadt VI


Petersberg II


Pfungstadt, Stadt IV


Pohlheim, Stadt II


Raunheim, Stadt VII


Reinheim, Stadt IV


Reiskirchen II


Riedstadt IV


Rodenbach III


Rodgau, Stadt V


Rödermark, Stadt V


Rosbach v. d. Höhe, Stadt IV


Rossdorf V


Rotenburg a. d. Fulda, Stadt I


Rüsselsheim, Stadt V


Schauenburg I


Schlüchtern, Stadt II


Schöneck IV


Schotten, Stadt I


Schwalbach am Taunus, Stadt VI


Schwalmstadt, Stadt I


Seeheim-Jugenheim IV


Seligenstadt, Stadt III


Solms, Stadt I


Stadtallendorf, Stadt II


Steinau an der Straße, Stadt II


Steinbach (Taunus) IV


Taunusstein, Stadt IV


Trebur V


Usingen, Stadt IV


Vellmar, Stadt II


Viernheim, Stadt III


Wächtersbach, Stadt II


Wald-Michelbach I


Weilburg, Stadt I


Weiterstadt, Stadt V


Wettenberg III


Wetzlar, Stadt III


Wiesbaden, Landeshaupstadt VI


Witzenhausen, Stadt I


Wolfhagen, Stadt I
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Kreis Mietenstufe


Bergstraße II


Darmstadt-Dieburg IV


Fulda I


Giessen II


Groß-Gerau IV


Hersfeld-Rotenburg I


Hochtaunuskreis IV


Kassel I


Lahn-Dill-Kreis I


Limburg-Weilburg I


Main-Kinzig-Kreis II


Main-Taunus-Kreis VII


Marburg-Biedenkopf I


Odenwaldkreis II


Offenbach III


Rheingau-Taunus-Kreis III


Schwalm-Eder-Kreis I


Vogelsbergkreis I


Waldeck-Frankenberg I


Werra-Meißner-Kreis I


Wetteraukreis II


Land: Mecklenburg-Vorpommern


Gemeinde Mietenstufe


Anklam, Stadt II


Bad Doberan, Stadt III


Bergen auf Rügen, Stadt II


Boizenburg/Elbe, Stadt II


Demmin, Stadt I


Greifswald, Stadt III


Grevesmühlen, Stadt II


Güstrow, Stadt II


Hagenow, Stadt I


Ludwigslust, Stadt I


Neubrandenburg, Stadt II


Neustrelitz, Stadt II


Parchim, Stadt II


Ribnitz-Damgarten, Stadt II


Rostock, Hansestadt III


Schwerin, Landeshauptstadt II


Stralsund, Stadt II


Waren (Müritz), Stadt II


Wismar, Stadt III


Wolgast, Stadt II
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Kreis Mietenstufe


Mecklenburgische Seenplatte I


Landkreis Rostock II


Vorpommern-Rügen II


Nordwestmecklenburg II


Vorpommern-Greifswald I


Ludwigslust-Parchim I


Land: Niedersachsen


Gemeinde Mietenstufe


Achim, Stadt III


Adendorf IV


Aerzen, Flecken I


Alfeld (Leine), Stadt I


Apen I


Aurich, Stadt I


Bad Bentheim, Stadt II


Bad Essen I


Bad Fallingbostel, Stadt I


Bad Harzburg, Stadt II


Bad Iburg, Stadt II


Bad Lauterberg im Harz, Stadt I


Bad Münder am Deister, Stadt I


Bad Nenndorf II


Bad Pyrmont, Stadt I


Bad Salzdetfurth, Stadt II


Bad Zwischenahn II


Barsinghausen, Stadt II


Barßel I


Bassum, Stadt II


Belm II


Bergen, Stadt I


Beverstedt I


Bissendorf I


Bohmte I


Bovenden, Flecken III


Brake (Unterweser), Stadt II


Bramsche, Stadt I


Braunschweig, Stadt IV


Bremervörde, Stadt II


Buchholz i. d. Nordheide, Stadt VI


Bückeburg, Stadt I


Burgdorf, Stadt III


Burgwedel III


Buxtehude, Stadt V
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Gemeinde Mietenstufe


Celle, Stadt III


Clausthal-Zellerfeld I


Cloppenburg, Stadt II


Cremlingen II


Cuxhaven, Stadt II


Damme, Stadt I


Delmenhorst, Stadt III


Diepholz, Stadt I


Dinklage, Stadt I


Dissen am Teutoburger Wald II


Drochtersen II


Duderstadt, Stadt I


Edemissen II


Edewecht II


Einbeck, Stadt I


Emden, Stadt II


Emsbueren I


Emstek I


Friedeburg I


Friedland II


Friesoythe, Stadt I


Ganderkesee II


Garbsen, Stadt IV


Garrel I


Geeste I


Geestland, Stadt II


Gehrden, Stadt III


Georgsmarienhütte, Stadt II


Gifhorn, Stadt III


Goslar, Stadt II


Göttingen, Stadt IV


Gronau (Leine), Stadt I


Grossefehn I


Grossenkneten II


Hagen im Bremischen I


Hagen am Teutoburger Wald I


Hambühren I


Hameln, Stadt II


Hannover, Landeshauptstadt V


Haren (Ems), Stadt I


Harsefeld, Flecken III


Harsum II


Hasbergen II


Haselünne, Stadt I
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Gemeinde Mietenstufe


Hatten II


Helmstedt, Stadt I


Hemmingen IV


Herzberg am Harz, Stadt I


Hessisch Oldendorf, Stadt I


Hildesheim, Stadt III


Hilter am Teutoburger Wald I


Holzminden, Stadt I


Hude (Oldenburg) I


Ihlow I


Ilsede II


Isernhagen III


Jever, Stadt I


Jork IV


Königslutter am Elm, Stadt II


Krummhörn I


Laatzen, Stadt IV


Langelsheim, Stadt I


Langenhagen, Stadt IV


Langwedel, Flecken II


Leer (Ostfriesland), Stadt II


Lehre III


Lehrte, Stadt III


Lengede II


Lilienthal III


Lingen (Ems), Stadt I


Lohne (Oldenburg), Stadt II


Löningen, Stadt I


Loxstedt I


Lüneburg, Stadt IV


Melle, Stadt I


Meppen, Stadt I


Moormerland I


Hann. Münden, Stadt I


Munster, Stadt II


Neuenhaus, Stadt I


Neu Wulmstorf VI


Neustadt am Rübenberge, Stadt II


Nienburg (Weser), Stadt II


Norden, Stadt II


Nordenham, Stadt II


Nordhorn, Stadt II


Nordstemmen II


Northeim, Stadt II
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Gemeinde Mietenstufe


Oldenburg (Oldenburg), Stadt IV


Osnabrück, Stadt IV


Osterholz-Scharmbeck, Stadt II


Osterode am Harz, Stadt I


Ostrhauderfehn I


Ottersberg, Flecken II


Oyten III


Papenburg, Stadt I


Pattensen, Stadt III


Peine, Stadt III


Quakenbrück, Stadt II


Rastede II


Rehburg-Loccum, Stadt I


Rhauderfehn I


Rinteln, Stadt I


Ritterhude III


Ronnenberg, Stadt IV


Rosdorf III


Rosengarten IV


Rotenburg (Wümme), Stadt II


Salzgitter, Stadt II


Sarstedt, Stadt II


Sassenburg I


Saterland I


Scheeßel I


Schiffdorf I


Schneverdingen, Stadt II


Schöningen, Stadt I


Schortens I


Schüttorf, Stadt I


Schwanewede II


Seelze, Stadt III


Seesen, Stadt I


Seevetal V


Sehnde, Stadt III


Soltau, Stadt II


Springe, Stadt II


Stade, Stadt IV


Stadthagen, Stadt II


Steinfeld (Oldenburg) I


Stelle IV


Stuhr II


Südbrookmerland I


Südheide I
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Gemeinde Mietenstufe


Sulingen, Stadt II


Syke, Stadt II


Tostedt III


Twistringen, Stadt I


Uelzen, Stadt II


Uetze II


Uplengen I


Uslar, Stadt I


Varel, Stadt I


Vechelde I


Vechta, Stadt II


Verden (Aller), Stadt II


Wallenhorst I


Walsrode, Stadt II


Wardenburg II


Wedemark III


Weener, Stadt I


Wendeburg I


Wennigsen (Deister) II


Werlte I


Westerstede, Stadt I


Westoverledingen I


Weyhe III


Wiefelstede II


Wiesmoor I


Wietmarschen I


Wildeshausen, Stadt II


Wilhelmshaven, Stadt II


Winsen (Aller) II


Winsen (Luhe), Stadt IV


Wittingen, Stadt I


Wittmund, Stadt I


Wolfenbüttel, Stadt III


Wurster Nordseeküste I


Wolfsburg, Stadt IV


Wunstorf, Stadt III


Zetel I


Zeven, Stadt II


Kreis Mietenstufe


Aurich I


Celle I


Cloppenburg I


Cuxhaven I
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Kreis Mietenstufe


Diepholz I


Emsland I


Friesland I


Gifhorn I


Göttingen I


Goslar I


Grafschaft Bentheim I


Hameln-Pyrmont I


Harburg III


Helmstedt I


Hildesheim I


Holzminden I


Leer I


Lüchow-Dannenberg I


Lüneburg II


Nienburg (Weser) I


Northeim I


Oldenburg I


Osnabrück I


Osterholz I


Peine I


Rotenburg (Wümme) I


Schaumburg I


Soltau-Fallingbostel (Heidekreis) I


Stade II


Uelzen I


Vechta I


Verden I


Wesermarsch I


Wittmund I


Wolfenbüttel I


Land: Nordrhein-Westfalen


Gemeinde Mietenstufe


Aachen, Stadt IV


Ahaus, Stadt II


Ahlen, Stadt II


Aldenhoven III


Alfter IV


Alpen III


Alsdorf, Stadt II


Altena, Stadt I


Altenberge II


Anröchte I
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Gemeinde Mietenstufe


Arnsberg, Stadt I


Ascheberg II


Attendorn, Stadt II


Bad Berleburg, Stadt I


Bad Driburg, Stadt I


Bad Honnef, Stadt IV


Bad Laasphe, Stadt I


Bad Lippspringe, Stadt II


Bad Münstereifel, Stadt II


Bad Oeynhausen, Stadt II


Bad Salzuflen, Stadt II


Bad Sassendorf II


Bad Wünnenberg, Stadt I


Baesweiler, Stadt II


Balve, Stadt I


Beckum, Stadt II


Bedburg, Stadt II


Bedburg-Hau II


Bergheim, Stadt III


Bergisch-Gladbach, Stadt V


Bergkamen, Stadt III


Bergneustadt, Stadt II


Bestwig I


Beverungen, Stadt I


Bielefeld, Stadt III


Billerbeck, Stadt II


Blomberg, Stadt I


Bocholt, Stadt III


Bochum, Stadt III


Bönen II


Bonn, Stadt V


Borchen I


Borken, Stadt II


Bornheim, Stadt IV


Bottrop, Stadt III


Brakel, Stadt I


Brilon, Stadt I


Brüggen II


Brühl, Stadt V


Bünde, Stadt I


Büren, Stadt I


Burbach II


Burscheid, Stadt IV


Castrop-Rauxel, Stadt III
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Gemeinde Mietenstufe


Coesfeld, Stadt II


Datteln, Stadt II


Delbrück, Stadt II


Detmold, Stadt II


Dinslaken, Stadt III


Dormagen, Stadt IV


Dorsten, Stadt II


Dortmund, Stadt III


Drensteinfurt, Stadt II


Drolshagen, Stadt II


Dülmen, Stadt II


Düren, Stadt II


Düsseldorf, Stadt VI


Duisburg, Stadt III


Eitorf II


Elsdorf III


Emmerich am Rhein, Stadt II


Emsdetten, Stadt II


Engelskirchen III


Enger, Widukindstadt I


Ennepetal, Stadt III


Ennigerloh, Stadt I


Ense I


Erftstadt, Stadt III


Erkelenz, Stadt II


Erkrath, Stadt IV


Erwitte, Stadt I


Eschweiler, Stadt III


Espelkamp, Stadt II


Essen, Stadt III


Euskirchen, Stadt III


Extertal I


Finnentrop I


Frechen, Stadt IV


Freudenberg, Stadt II


Fröndenberg/Ruhr, Stadt II


Gangelt II


Geilenkirchen, Stadt II


Geldern, Stadt II


Gelsenkirchen, Stadt II


Gescher, Stadt II


Geseke, Stadt I


Gevelsberg, Stadt II


Gladbeck, Stadt II


2194 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2022 Teil I Nr. 48, ausgegeben zu Bonn am 8. Dezember 2022 


Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de







Gemeinde Mietenstufe


Goch, Stadt II


Grefrath, Sport- und Freizeitgemeinde II


Greven, Stadt II


Grevenbroich, Stadt III


Gronau (Westfalen), Stadt II


Gütersloh, Stadt III


Gummersbach, Stadt II


Haan, Stadt IV


Hagen, Stadt II


Halle (Westfalen), Stadt II


Haltern am See, Stadt III


Halver, Stadt III


Hamm, Stadt II


Hamminkeln, Stadt II


Harsewinkel, Stadt II


Hattingen, Stadt III


Havixbeck III


Heiligenhaus, Stadt IV


Heinsberg, Stadt II


Hemer, Stadt II


Hennef (Sieg), Stadt IV


Herdecke, Stadt III


Herford, Stadt II


Herne, Stadt II


Herten, Stadt II


Herzebrock-Clarholz II


Herzogenrath, Stadt III


Hiddenhausen II


Hilchenbach, Stadt II


Hilden, Stadt V


Hille I


Hörstel, Stadt I


Hövelhof, Sennegemeinde I


Höxter, Stadt I


Holzwickede III


Horn-Bad Meinberg, Stadt I


Hückelhoven, Stadt II


Hückeswagen, Stadt III


Hüllhorst I


Hünxe II


Hürth, Stadt V


Ibbenbüren, Stadt II


Iserlohn, Stadt II


Isselburg, Stadt I
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Gemeinde Mietenstufe


Issum II


Jüchen III


Jülich, Stadt II


Kaarst, Stadt V


Kalkar, Stadt II


Kall II


Kalletal I


Kamen, Stadt III


Kamp-Lintfort, Stadt III


Kempen, Stadt III


Kerken II


Kerpen, Kolpingstadt IV


Kevelaer, Stadt II


Kierspe, Stadt II


Kirchhundem I


Kirchlengern I


Kleve, Stadt III


Köln, Stadt VI


Königswinter, Stadt IV


Korschenbroich, Stadt III


Kranenburg II


Krefeld, Stadt IV


Kreuzau II


Kreuztal, Stadt II


Kürten III


Lage, Stadt I


Langenfeld (Rheinland), Stadt IV


Langerwehe I


Leichlingen (Rheinland), Stadt IV


Lemgo, Stadt II


Lengerich, Stadt II


Lennestadt, Stadt II


Leopoldshöhe II


Leverkusen, Stadt IV


Lichtenau, Stadt I


Lindlar II


Linnich, Stadt II


Lippetal I


Lippstadt, Stadt II


Löhne, Stadt II


Lohmar, Stadt IV


Lotte II


Lübbecke, Stadt I


Lüdenscheid, Stadt III
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Gemeinde Mietenstufe


Lüdinghausen, Stadt II


Lünen, Stadt III


Marienheide II


Marl, Stadt III


Marsberg, Stadt I


Mechernich, Stadt II


Meckenheim, Stadt III


Meerbusch, Stadt V


Meinerzhagen, Stadt II


Menden (Sauerland), Stadt II


Meschede, Stadt I


Mettingen I


Mettmann, Stadt IV


Minden, Stadt II


Möhnesee I


Mönchengladbach, Stadt III


Moers, Stadt III


Monheim am Rhein, Stadt VI


Monschau, Stadt II


Morsbach I


Much III


Mülheim an der Ruhr, Stadt IV


Münster, Stadt IV


Netphen II


Nettetal, Stadt II


Neuenkirchen I


Neuenrade, Stadt II


Neukirchen-Vluyn, Stadt III


Neunkirchen II


Neunkirchen-Seelscheid III


Neuss, Stadt IV


Niederkassel, Stadt IV


Niederkrüchten II


Niederzier II


Nörvenich II


Nottuln II


Nümbrecht II


Oberhausen, Stadt II


Ochtrup, Stadt I


Odenthal III


Oelde, Stadt I


Oer-Erkenschwick, Stadt II


Oerlinghausen, Stadt II


Olfen, Stadt II
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Gemeinde Mietenstufe


Olpe, Stadt II


Olsberg, Stadt I


Ostbevern II


Overath IV


Paderborn, Stadt II


Petershagen, Stadt I


Plettenberg, Stadt I


Porta Westfalica, Stadt I


Preußisch Oldendorf, Stadt I


Pulheim, Stadt V


Radevormwald, Stadt auf der Höhe III


Raesfeld I


Rahden, Stadt I


Ratingen, Stadt V


Recke I


Recklinghausen, Stadt III


Rees, Stadt II


Reichshof I


Reken I


Remscheid, Stadt III


Rheda-Wiedenbrück, Stadt III


Rhede, Stadt II


Rheinbach, Stadt III


Rheinberg, Stadt III


Rheine, Stadt II


Rietberg, Stadt I


Rösrath V


Rommerskirchen IV


Rosendahl I


Ruppichteroth II


Rüthen, Stadt I


Salzkotten, Stadt I


Sankt Augustin, Stadt IV


Sassenberg, Stadt II


Schalksmühle II


Schermbeck II


Schleiden, Stadt I


Schloß Holte-Stukenbrock II


Schmallenberg, Stadt I


Schwalmtal II


Schwelm, Stadt III


Schwerte, Hansestadt a. d. Ruhr III


Selfkant II


Selm, Stadt II
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Gemeinde Mietenstufe


Senden II


Sendenhorst, Stadt II


Siegburg, Stadt IV


Siegen, Universitätsstadt III


Simmerath II


Soest, Stadt II


Solingen, Klingenstadt III


Spenge, Stadt I


Sprockhövel, Stadt III


Stadtlohn, Stadt II


Steinfurt, Stadt II


Steinhagen II


Steinheim, Stadt I


Stemwede I


Stolberg (Rheinland), Kupferstadt III


Straelen, Stadt II


Sundern (Sauerland), Stadt I


Swisttal III


Telgte, Stadt III


Tönisvorst, Stadt III


Troisdorf, Stadt IV


Übach-Palenberg, Stadt II


Unna, Stadt III


Velbert, Stadt III


Velen I


Verl II


Versmold, Stadt I


Viersen, Stadt III


Vlotho, Stadt I


Voerde (Niederrhein), Stadt III


Vreden, Stadt I


Wachtberg IV


Wadersloh I


Waldbröl, Stadt II


Waltrop, Stadt II


Warburg, Hansestadt I


Warendorf, Stadt II


Warstein, Stadt I


Wassenberg, Stadt II


Weeze II


Wegberg, Stadt II


Weilerswist III


Welver I


Wenden I
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Gemeinde Mietenstufe


Werdohl, Stadt I


Werl, Stadt II


Wermelskirchen, Stadt III


Werne, Stadt II


Werther (Westf.), Stadt I


Wesel, Stadt III


Wesseling, Stadt IV


Westerkappeln I


Wetter (Ruhr), Stadt III


Wickede (Ruhr) II


Wiehl, Stadt II


Willich, Stadt IV


Wilnsdorf I


Windeck I


Winterberg, Stadt I


Wipperfürth, Stadt II


Witten, Stadt III


Wülfrath, Stadt III


Würselen, Stadt III


Wuppertal, Stadt III


Xanten, Stadt III


Zülpich, Stadt II


Kreis Mietenstufe


Städteregion Aachen II


Borken I


Coesfeld I


Düren II


Ennepe-Ruhr-Kreis II


Euskirchen I


Gütersloh II


Heinsberg I


Herford I


Hochsauerlandkreis I


Höxter I


Kleve II


Lippe I


Märkischer Kreis II


Paderborn I


Siegen-Wittgenstein I


Steinfurt I


Warendorf I


Wesel II
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Land: Rheinland-Pfalz


Gemeinde Mietenstufe


Alzey, Stadt III


Andernach, Stadt II


Bad Dürkheim, Stadt III


Bad Kreuznach, Stadt III


Bad Neuenahr-Ahrweiler, Stadt III


Bendorf, Stadt II


Betzdorf, Stadt I


Bingen am Rhein, Stadt III


Bitburg, Stadt II


Bobenheim-Roxheim II


Böhl-Iggelheim III


Boppard, Stadt I


Diez, Stadt II


Frankenthal (Pfalz), Stadt III


Germersheim, Stadt III


Grafschaft II


Grünstadt, Stadt II


Hassloch II


Herxheim b. Landau/Pfalz II


Idar-Oberstein, Stadt I


Ingelheim am Rhein, Stadt IV


Kaiserslautern, Stadt II


Koblenz, Stadt III


Konz, Stadt II


Lahnstein, Stadt II


Landau i. d. Pfalz, Stadt III


Limburgerhof III


Ludwigshafen am Rhein, Stadt IV


Mainz, Stadt VI


Mayen, Stadt II


Montabaur, Stadt II


Morbach I


Mülheim-Kärlich, Stadt I


Mutterstadt II


Neustadt (a. d. Weinstr.), Stadt III


Neuwied, Stadt II


Nieder-Olm, Stadt IV


Pirmasens, Stadt I


Remagen, Stadt III


Schifferstadt, Stadt III


Sinzig, Stadt II


Speyer, Stadt III


Trier, Stadt III
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Gemeinde Mietenstufe


Wittlich, Stadt II


Wörth am Rhein, Stadt III


Worms, Stadt III


Zweibrücken, Stadt I


Kreis Mietenstufe


Ahrweiler I


Altenkirchen (Westerwald) I


Alzey-Worms II


Bad Dürkheim II


Bad Kreuznach I


Bernkastel-Wittlich I


Birkenfeld I


Bitburg-Prüm I


Cochem-Zell I


Vulkaneifel I


Donnersbergkreis I


Germersheim II


Kaiserslautern I


Kusel I


Rhein-Pfalz-Kreis III


Mainz-Bingen III


Mayen-Koblenz I


Neuwied I


Südwestpfalz I


Rhein-Hunsrück-Kreis I


Rhein-Lahn-Kreis I


Südliche Weinstraße II


Trier-Saarburg I


Westerwaldkreis I


Land: Saarland


Gemeinde Mietenstufe


Beckingen I


Bexbach, Stadt I


Blieskastel, Stadt I


Dillingen/Saar, Stadt II


Eppelborn I


Heusweiler II


Homburg, Stadt II


Illingen I


Kirkel II


Kleinblittersdorf II


Lebach, Stadt I


Losheim am See I
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Gemeinde Mietenstufe


Mandelbachtal I


Merzig, Kreisstadt II


Mettlach I


Neunkirchen, Stadt I


Ottweiler, Stadt I


Püttlingen, Stadt I


Quierschied I


Rehlingen-Siersburg II


Riegelsberg II


Saarbrücken, Landeshauptstadt III


Saarlouis, Stadt II


Saarwellingen I


Sankt Ingbert, Stadt II


Sankt Wendel, Stadt I


Schiffweiler I


Schmelz I


Schwalbach II


Spiesen-Elversberg I


Sulzbach/Saar, Stadt II


Tholey I


Überherrn II


Völklingen, Stadt II


Wadern, Stadt I


Wadgassen II


Kreis Mietenstufe


Merzig-Wadern I


Neunkirchen I


Saarlouis I


Saar-Pfalz-Kreis I


Sankt Wendel I


Regionalverband Saarbrücken I


Land: Sachsen


Gemeinde Mietenstufe


Annaberg-Buchholz, Stadt I


Aue-Bad Schlema I


Auerbach/Vogtl., Stadt I


Bannewitz III


Bautzen, Stadt I


Bischofswerda, Stadt II


Borna, Stadt I


Burgstädt, Stadt I


Chemnitz, Stadt I


Coswig, Stadt II
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Gemeinde Mietenstufe


Crimmitschau, Stadt I


Delitzsch, Stadt II


Dippoldiswalde, Stadt I


Döbeln, Stadt I


Dresden, Stadt III


Ebersbach-Neugersdorf, Stadt I


Eilenburg, Stadt II


Flöha, Stadt I


Frankenberg/Sachsen, Stadt I


Freiberg, Stadt II


Freital, Stadt II


Frohburg I


Glauchau, Stadt II


Görlitz, Stadt I


Grimma, Stadt I


Großenhain, Stadt I


Heidenau, Stadt II


Hohenstein-Ernstthal I


Hoyerswerda, Stadt I


Kamenz, Stadt I


Klipphausen II


Leipzig, Stadt II


Lichtenstein/Sa., Stadt I


Limbach-Oberfrohna, Stadt I


Löbau, Stadt I


Marienberg, Stadt I


Markkleeberg, Stadt III


Markranstädt, Stadt II


Meerane, Stadt I


Meißen, Stadt II


Mittweida, Stadt I


Mülsen I


Neustadt i. Sa., Stadt I


Nossen, Stadt I


Oelsnitz/Vogtland, Stadt I


Oelsnitz/Erzgeb., Stadt I


Olbernhau, Stadt I


Oschatz, Stadt II


Pirna, Stadt II


Plauen, Stadt I


Radeberg, Stadt II


Radebeul, Stadt II


Reichenbach/Vogtl., Stadt I


Riesa, Stadt I
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Gemeinde Mietenstufe


Schkeuditz, Stadt II


Schneeberg, Stadt I


Schwarzenberg/Erzgeb., Stadt I


Stollberg/Erzgeb., Stadt II


Taucha, Stadt III


Torgau, Stadt I


Weinböhla II


Weißwasser/O.L., Stadt I


Werdau, Stadt I


Wilsdruff, Stadt II


Wurzen, Stadt I


Zittau, Stadt I


Zwickau, Stadt I


Zwönitz, Stadt I


Kreis Mietenstufe


Erzgebirgskreis I


Mittelsachsen I


Vogtlandkreis I


Zwickau I


Bautzen I


Görlitz I


Meißen I


Sächsische Schweiz - Osterzgebirge I


Leipzig I


Nordsachsen I


Land: Sachsen-Anhalt


Gemeinde Mietenstufe


Aschersleben, Stadt II


Bad Dürrenberg, Stadt III


Bernburg (Saale), Stadt III


Bitterfeld-Wolfen, Stadt III


Blankenburg (Harz), Stadt I


Braunsbedra, Stadt II


Burg, Stadt II


Coswig (Anhalt), Stadt I


Dessau-Roßlau, Stadt III


Eisleben, Lutherstadt III


Gardelegen, Hansestadt II


Genthin, Stadt II


Gommern, Stadt II


Gräfenhainichen, Stadt II


Halberstadt, Stadt II


Haldensleben, Stadt III
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Gemeinde Mietenstufe


Halle (Saale), Stadt III


Hettstedt, Stadt III


Hohe Börde II


Jessen (Elster), Stadt II


Köthen (Anhalt), Stadt III


Landsberg, Stadt II


Leuna, Stadt III


Magdeburg, Landeshauptstadt III


Merseburg, Stadt III


Möckern, Stadt I


Muldestausee II


Naumburg (Saale), Stadt III


Oberharz am Brocken II


Oebisfelde-Weferlingen III


Oschersleben (Bode), Stadt II


Osterwieck, Stadt I


Quedlinburg, Stadt II


Querfurt, Stadt II


Salzatal II


Salzwedel, Hansestadt II


Sandersdorf-Brehna III


Sangerhausen, Stadt III


Schkopau III


Schönebeck (Elbe), Stadt III


Staßfurt, Stadt II


Stendal, Hansestadt II


Südliches Anhalt, Stadt II


Tangerhütte, Stadt III


Tangermünde, Stadt II


Teutschenthal II


Thale, Stadt II


Wanzleben-Börde, Stadt II


Weißenfels, Stadt III


Wernigerode, Stadt III


Wittenberg, Lutherstadt III


Wolmirstedt, Stadt II


Zeitz, Stadt II


Zerbst/Anhalt, Stadt II


Kreis Mietenstufe


Anhalt-Bitterfeld II


Salzlandkreis II


Wittenberg II


Burgenlandkreis II
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Kreis Mietenstufe


Mansfeld-Südharz II


Saalekreis II


Börde II


Jerichower Land II


Stendal II


Harz I


Altmarkkreis-Salzwedel I


Land: Schleswig-Holstein


Gemeinde Mietenstufe


Ahrensburg, Stadt VI


Altenholz IV


Bad Bramstedt, Stadt III


Bad Oldesloe, Stadt IV


Bad Schwartau, Stadt IV


Bad Segeberg, Stadt IV


Bargteheide, Stadt VI


Barmstedt IV


Barsbüttel VI


Brunsbüttel, Stadt I


Büdelsdorf III


Eckernförde, Stadt IV


Elmshorn, Stadt IV


Eutin, Stadt III


Flensburg, Stadt III


Fehmarn, Stadt III


Geesthacht, Stadt V


Glinde, Stadt V


Glückstadt, Stadt II


Halstenbek VI


Handewitt II


Harrislee III


Heide, Stadt II


Henstedt-Ulzburg V


Husum, Stadt III


Itzehoe, Stadt III


Kaltenkirchen, Stadt IV


Kiel, Landeshauptstadt V


Kronshagen IV


Lauenburg/Elbe, Stadt IV


Lübeck, Stadt IV


Malente III


Mölln, Stadt III


Neumünster, Stadt III
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Gemeinde Mietenstufe


Neustadt in Holstein, Stadt III


Niebüll II


Norderstedt, Stadt VI


Pinneberg, Stadt V


Preetz, Stadt IV


Quickborn, Stadt V


Ratekau IV


Ratzeburg, Stadt III


Reinbek, Stadt VI


Rellingen VI


Rendsburg, Stadt III


Scharbeutz IV


Schenefeld, Stadt VII


Schleswig, Stadt III


Schwentinental V


Schwarzenbek, Stadt IV


Stockelsdorf IV


Sylt V


Tornesch V


Uetersen, Stadt IV


Wedel, Stadt VI


Wentorf bei Hamburg VI


Kreis Mietenstufe


Dithmarschen I


Herzogtum Lauenburg II


Nordfriesland I


Ostholstein III


Pinneberg IV


Plön III


Rendsburg-Eckernförde II


Schleswig-Flensburg I


Segeberg II


Steinburg II


Stormarn IV


Land: Thüringen


Gemeinde Mietenstufe


Altenburg, Stadt I


Apolda, Stadt I


Arnstadt, Stadt II


Bad Frankenhausen/Kyff I


Bad Salzungen, Stadt I


Bad Langensalza, Stadt I


Bleicherode, Stadt I
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Gemeinde Mietenstufe


Eisenach, Stadt II


Eisenberg, Stadt I


Erfurt, Stadt III


Gera, Stadt I


Gotha, Stadt II


Greiz, Stadt I


Heilbad Heiligenstadt, Stadt II


Hildburghausen, Stadt I


Ilmenau, Stadt II


Jena, Stadt III


Leinefelde-Worbis I


Meiningen, Stadt II


Mühlhausen/Thüringen, Stadt I


Nordhausen, Stadt II


Pößneck, Stadt II


Rudolstadt, Stadt II


Saalfeld/Saale, Stadt II


Schleusingen, Stadt II


Schmalkalden, Kurort, Stadt I


Schmölln, Stadt I


Sömmerda, Stadt II


Sondershausen, Stadt II


Sonneberg, Stadt I


Suhl, Stadt II


Waltershausen, Stadt I


Weimar, Stadt III


Zella-Mehlis, Stadt II


Zeulenroda Triebes, Stadt I


Kreis Mietenstufe


Eichsfeld I


Nordhausen I


Wartburgkreis I


Unstrut-Hainich-Kreis I


Kyffhäuserkreis I


Schmalkalden-Meiningen I


Gotha I


Sömmerda I


Hildburghausen I


Ilm-Kreis I


Weimarer Land II


Sonneberg I


Saalfeld-Rudolstadt I


Saale-Holzland-Kreis I
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Kreis Mietenstufe


Saale-Orla-Kreis I


Greiz I


Altenburger Land I


Gemeinsame Mietenstufe: Mietenstufe


Inseln ohne Festlandanschluss V“.


Artikel 6


Inkrafttreten


Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Bundesgesetz-
blatt zu verkünden.


Berlin, den 5. Dezember 2022


D e r  B u n d e s p r ä s i d e n t
S t e i n m e i e r


D e r  B u n d e s k a n z l e r
O l a f  S c h o l z


D i e  B u n d e s m i n i s t e r i n  
f ü r  W o h n e n ,  S t a d t e n t w i c k l u n g  u n d  B a u w e s e n


K l a r a  G e y w i t z
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		Nummer		Bezeichnung		Bereich		Erstellungsdatum		Kurztitel 1		Inhalt		Bemerkung

		00011		EINTRITT/WIEDEREINTRITT ARBEITNEHMER		AN		8/13/07		EINSTELLUNG		Einstellung zum *1* bei *2*.

		00012		KOSTENERSTATTUNG		AN		8/13/07		KOSTENERSTATTUNG		Vollzug der Mitteilung vom *1* zur Zahlung des Kostenersatzes.

		00021		WECHSEL ZUSTÄNDIGKEIT		AN/BES/VERS		9/24/07		WECHSEL ZUST.		Die Zuständigkeit Ihrer Bezügestelle hat sich geändert. Bitte beachten Sie bei künftigen Anfragen das neue Geschäftszeichen.

		00031		WECHSEL AN - BES		AN/BES		8/13/07		ORG WECHSEL		Auf Grund Ihrer Ernennung zum Beamten erhalten Sie eine Besoldung. Die Zahlung der Arbeitnehmerbezüge wird eingestellt. Die Zuständigkeit Ihrer Bezügestelle hat sich geändert. Bitte beachten Sie bei künftigen Anfragen das neue Geschäftszeichen.

		00032		WECHSEL BES - AN		AN/BES		8/13/07		ORG WECHSEL		Auf Grund Ihres Arbeitsvertrages erhalten Sie Arbeitnehmerbezüge. Die Zahlung der Besoldung wird eingestellt. Die Zuständigkeit Ihrer Bezügestelle hat sich geändert. Bitte beachten Sie bei künftigen Anfragen das neue Geschäftszeichen.

		00034		WECHSEL AN - AN		AN		8/13/07		ORG WECHSEL		Sie wurden als *1* bei *2* eingestellt.

		00044		WIEDEREINTRITT BESOLDUNG/REAKTIVIERUNG		BES/VERS		8/13/07		WIEDEREINTRITT		Sie wurden mit Wirkung vom *1* reaktiviert. Die Zahlung der Bezüge wird zum gleichen Zeitpunkt aufgenommen. Ab dem genannten Zeitpunkt stehen die Versorgungsbezüge nicht mehr zu.

		00046		WITTERUNGSBEDINGTE KÜNDIGUNG		AN		8/13/07		KÜNDIGUNG		Ein eventuell überzahlter Lohn wird bei Wiedereintritt in einer Summe vom laufenden Lohn einbehalten.

		00051		ELTERNZEIT MIT TEILZEIT		AN/BES		8/13/07		TEILZEIT/ELTERNZ		Sie sind während der Elternzeit teilzeitbeschäftigt.

		00052		ELTERNZEIT OHNE TEILZEIT		AN/BES		8/13/07		TEILZ.O.ELTERNZ.		Sie befinden sich in Elternzeit.

		00056		GRUNDWEHR-/ZIVILDIENST		AN/BES		8/13/07		GWD ZVD		Sie leisten Grundwehr- bzw. Zivildienst.

		00057		PFLICHTWEHRÜBUNG		AN/BES		8/13/07		PFLICHTWEHRÜBUNG		Sie wurden zu einer Wehrübung einberufen. Bei Arbeitnehmern verringert verringert sich während dieser Zeit der Beitragssatz zur Krankenversicherung.

		00061		ERNENNUNG/BEFÖRDERUNG		BES		8/13/07		ERNENNUNG		Sie wurden mit Wirkung vom *1* zur/zum *2* ernannt.

		00071		ARBEITSZEITÄNDERUNG		AN/BES		8/14/07		ARBEITSZEITÄND.		Änderung der Arbeitszeit

		00081		ZAHLUNGSAUFNAHME NACH RUHENDER BEZÜGEZAHLUNG		AN/BES		8/14/07		ZAHLUNGSAUFN.		Nach vorausgegangenem Wegfall wird die Zahlung Ihrer Bezüge wieder aufgenommen.

		00091		AUSTRITT ARBEITNEHMER		AN		8/14/07		AUSTRITT AN		Zahlungseinstellung wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

		00093		ENTLASSUNG BEAMTER		BES		8/14/07		ENTLASSUNG BEAMT		Die Zahlung Ihrer Bezüge wird zum *1* eingestellt.

		00095		ENDE PERS.KOSTENERSATZ BEAMTE		BES		8/14/07		ENDE PKERSATZ		Die Zahlung der Bezüge wird mit Ablauf *1* eingestellt.

		97		RUHESTAND/ENTPFL. HOCHSCHULLEHRER		BES/VERS		9/24/07		RUHESTAND/ENTPFL		Die Zuständigkeit Ihrer Bezügestelle hat sich geändert. Bitte beachten Sie bei künftigen Anfragen das neue Geschäftszeichen. Ab Ruhestandsbeginn steht die Bezügezahlung bis zur Festsetzung der Versorgungsbezüge unter dem Vorbehalt der Rückforderung.

		00110		AUFNAHME ZAHLUNG DES RUHEGEHALTS		VERS		6/13/08		ZAHL.AUFNAHME		Aufnahme der Zahlung Ihres Ruhegehalts ab *1*. Bescheid mit Festsetzung ist/wird gesondert zugeleitet.

		00112		AUFNAHME ZAHLUNG DES WITWENGELDES		VERS		6/16/08		ZAHL.AUFNAHME		Aufnahme der Zahlung Ihres Witwengeldes ab *1*. Bescheid mit Festsetzung ist/wird gesondert zugeleitet.

		00114		AUFNAHME ZAHLUNG DES WAISENGELDES		VERS		6/16/08		ZAHL.AUFNAHME		Aufnahme der Zahlung des *1*-Waisengeldes ab *2*. Bescheid mit Festsetzung ist/wird gesondert zugeleitet.

		00115		AUFNAHME ZAHLUNG DES HALBWAISENGELDES IN HÖHE VOLLWAISENGELD		VERS		6/16/08		ZAHL.AUFNAHME		Aufnahme der Zahlung des Halbwaisengeldes ab *1* in Höhe des Vollwaisengeldes. Bescheid mit Festsetzung ist/wird gesondert zugeleitet.

		00116		AUFNAHME ZAHLUNG DES UNTERHALTSBEITRAGES		VERS		6/16/08		ZAHL.AUFNAHME		Aufnahme der Zahlung Ihres Unterhaltsbeitrages gem. *1* ab *2*. Bescheid mit Festsetzung ist/wird gesondert zugeleitet.

		00118		AUFNAHME ZAHLUNG DES WIEDERAUFGELEBTEN WIG - AUFLÖSUNG EHE		VERS		6/16/08		ZAHL.AUFNAHME		Aufnahme der Zahlung Ihres wiederaufgelebten Witwengeldes ab *1*. Die Ehe wurde am *2* durch *3* aufgelöst. Bescheid mit Festsetzung ist/wird gesondert zugeleitet.

		00119		AUFNAHME ZAHLUNG DES WIEDERAUFGELEBTEN WIG		VERS		6/16/08		ZAHL.AUFNAHME		Aufnahme der Zahlung Ihres wiederaufgelebten Witwengeldes ab *1*. Bescheid mit Festsetzung ist/wird gesondert zugeleitet.

		00120		WIEDERAUFNAHME ZAHLUNG DES VERSORGUNGSBEZUGS		VERS		6/17/08		ZAHL.AUFNAHME		Wiederaufnahme der Zahlung Ihres vorübergehend eingestellten Versorgungsbezugs ab *1*. Seinerzeitige Zahlungseinstellung mit Wirkung vom *2*. Bescheid mit Festsetzung ist/wird gesondert zugeleitet.

		00124		AUFNAHME ZAHLUNG DES ÜBERGANGSGELDES		VERS		6/17/08		ZAHL.AUFNAHME		Aufnahme der Zahlung Ihres Übergangsgeldes ab *1*. Bescheid mit Festsetzung ist/wird gesondert zugeleitet.

		00131		WEITERGEWÄHRUNG DES WAISENGELDES		VERS		6/17/08		WAIG_WEITERGEW.		Weitergewährung Ihres Waisengeldes ab *1* aufgrund Ihres Antrages vom *2*.

		00133		WIEDERGEWÄHRUNG DES WAISENGELDES		VERS		6/17/08		WAIG_WIEDERGEW.		Weitergewährung Ihres Waisengeldes ab *1* aufgrund Ihres Antrages vom *2*.

		00140		WEGFALL DES WAISENGELDES		VERS		6/17/08		WAIG_WEGFALL		Wegfall Ihres Waisengeldes ab *1*.

		00150		STERBEGELD GEM. ART. 33 ABS. 1 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		STG ART.33 ABS.1		Sterbegeld gem. Art. 33 Abs. 1 BayBeamtVG. Der Beamte/Ruhestandsbeamte ist am *1* verstorben. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		00150		STERBEGELD GEM. § 18 ABS. 1 BEAMTVG		VERS		6/17/08		STERBEGELD		Sterbegeld gem. § 18 Abs. 1 BeamtVG. Der Beamte/Ruhestandsbeamte ist am *1* verstorben. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		00151		STERBEGELD GEM. ART. 33 ABS. 3 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		STG ART.33 ABS.3		Sterbegeld gem. Art. 33 Abs. 3 BayBeamtVG Grund: *1*. Der Beamte/Ruhestandsbeamte ist am *2* verstorben. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		00151		STERBEGELD GEM. § 18 ABS. 2 ZIFF. 1 BEAMTVG		VERS		6/17/08		STERBEGELD		Sterbegeld gem. § 18 Abs. 2 Ziff. 1 BeamtVG Grund: *1*. Der Beamte/Ruhestandsbeamte ist am *2* verstorben. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		00152		STERBEGELD GEM. § 18 ABS. 2 ZIFF. 2 BEAMTVG		VERS		6/17/08		STERBEGELD		Sterbegeld gem. § 18 Abs. 2 Ziff. 2 BeamtVG (Kostensterbegeld). Der Beamte / Ruhestandsbeamte ist am *1* verstorben. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		00153		STERBEGELD GEM. ART. 33 ABS. 4 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		STG ART.33 ABS.4		Sterbegeld gem. Art. 33 Abs. 4 BayBeamtVG. Die Witwe/der Witwer ist am *1* verstorben. Die Waise erhält Waisengeld/ Unterhaltsbeitrag. Häusliche Gemeinschaft hat bestanden. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		00153		STERBEGELD GEM. § 18 ABS. 3 BEAMTVG		VERS		6/17/08		STERBEGELD		Sterbegeld gem. § 18 Abs. 3 BeamtVG. Die Witwe ist am *1* verstorben. Die Waise erhält WaiG/ Unterhaltsbeitrag. Häusliche Gemeinschaft hat bestanden. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		00170		WITWENABFINDUNG GEM. ART. 37 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		WITWENABFINDUNG		Witwenabfindung gem. Art. 37 BayBeamtVG. Sie haben am *1* geheiratet.

		00170		WITWENABFINDUNG GEM. § 21 BEAMTVG		VERS		6/17/08		WITWENABFINDUNG		Witwenabfindung gem. § 21 BeamtVG. Sie haben am <H>*1*</> geheiratet.

		00172		EINBEHALTUNG DER GEWÄHRTEN WITWENABFINDUNG		VERS		6/17/08		EINBEH. WITW.ABF		Auf das Witwengeld ist die im Zeitpunkt der Wiederverheiratung gewährte Abfindung in angemessenen monatlichen Teilbeträgen i.H.v. *1* ab *2* anzurechnen (Art. 44 Abs. 5 S. 4 BayBeamtVG).

		00190		EINSTELLUNG DER ZAHLUNG DES VERSORGUNGSBEZUGS WEGEN TOD DES VE		VERS		6/17/08		ZAHL.EINSTELLUNG		Einstellung der Zahlung des Versorgungsbezugs ab *1*.Der Versorgungsempfänger ist am *2* verstorben.

		00192		EINSTELLUNG DER ZAHLUNG DES VERSORGUNGSBEZUGS		VERS		6/17/08		ZAHL.EINSTELLUNG		Einstellung der Zahlung des Versorgungsbezugs ab *1*. Grund: *2*.

		00198		EINSTELLUNG DER ZAHLUNG DES ÜBERGANGSGELDES		VERS		6/17/08		ZAHL.EINSTELLUNG		Einstellung der Zahlung Ihres Übergangsgeldes ab: *1*. Grund: *2*.

		05210		BUCHUNGSSTELLE - ÄNDERUNG BEI ANSTELLUNG				3/30/04				Sie wurden mit Wirkung vom *1* angestellt (bisher Beamtin z.A. / Beamter z.A.). Amtsbezeichnung: *2*.

		05218		ÄNDERUNG DER DIENSTSTELLE AUS SONSTIGEN GRÜNDEN				3/31/04				Sie sind nunmehr beschäftigt bei <H>*1*</> (Dienststelle).

		06009		ÄNDERUNG DES VERTRETERS DES VERSORGUNGSEMPFÄNGERS		VERS		6/17/08		BEVOLLMÄCHTIGTER		Änderung des Vertreters des Versorgungsberechtigten.

		07002		TZ - ÜBERZAHLUNG - EINBEHALTUNGSRATE		AN/BES		8/14/07		ÜBERZAHLUNG		Sie sind ab *1* mit *2* der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit teilzeitbeschäftigt. Die dadurch entstandene Überzahlung wird von Ihren Bezügen einbehalten.

		07005		TEILZEIT - SCHULBEREICH (WISSENSCH. + SONST. FÄCHER)		AN/BES		8/20/07		TEILZEIT SCHULB.		Sie sind mit *1* Wochenstunden in wissenschaftlichen und *2* Wochenstunden in sonstigen Fächern ab *3* teilzeitbeschäftigt. Das Regelstundenmaß beträgt *4* bzw. *5* Wochenstunden.

		08001		STUFE BEI EINSCHLÄGIGER BERUFSERFAHRUNG		AN		8/20/07		STUFE/BERUFSERF.		Zeiten einer einschlägigen Berufserfahrung wurden Ihnen angerechnet. Ihr Tabellenentgelt wird daher nach Stufe *1* abgerechnet. Berücksichtigungsfähige Restzeit: *2*

		08002		STUFE OHNE EINSCHLÄGIGE BERUFSERFAHRUNG		AN		8/29/07		STUFE OHNE B.ERF		Zeiten einer einschlägigen Berufserfahrung wurden Ihnen nicht angerechnet. Ihr Tabellenentgelt wird daher nach Stufe 1 abgerechnet.

		08003		STUFENZUORDNUNG MIT VORZEITEN		AN		8/20/07		STUFE M.VORZEIT.		Auf Grund Ihrer Vorzeiten werden Sie der Stufe *1* Ihrer Entgeltgruppe zugeordnet. Berücksichtigungsfähige Restzeit: *2*

		08005		VERTRAGSVERLÄNGERUNG		AN		8/20/07		VERTRAGSVERL.		Vertragsverlängerung vom *1* bis *2*.

		08009		UNTERSCHIEDSBETRAG IM GG BEI BEA. A. P. ART. 108 ABS. 9 BAYBESG		BES		11/12/10		UNTERSCHIEDSBET.		Auf der Grundlage des Art. 108 Abs. 9 BayBesG  wird Ihnen ab der Ernennung zum Beamten auf Probe für eine Übergangszeit ein Unterschiedsbetrag im Grundgehalt gezahlt. 

		08010		UMGRUPPIERUNG		AN/BES		9/24/07		UMGRUPPIERUNG		Höher-/Herabgruppierung zum *1*.

		08011		ANSPRUCH AUF ZULAGE		AN/BES		8/20/07		ANSPR.AUF ZULAGE		Sie haben Anspruch auf *1*.

		08012		ANSPRUCH AUF ZULAGE AB		AN/BES		8/29/07		ANSPR.AUF ZUL.AB		Sie haben ab *1* Anspruch auf *2*.

		08015		WEGFALL ZULAGE		AN/BES		8/20/07		WEGFALL ZULAGE		Sie haben keinen Anspruch mehr auf *1*.

		08016		WEGFALL ZULAGE AB		AN/BES		8/20/07		WEGFALL ZUL. AB		Sie haben ab *1* keinen Anspruch mehr auf *2*.

		08020		BEZÜGEERHÖHUNG TROTZ SCHÄDL. AUSSCHEIDEN		AN		5/9/19		BEZ. SCHÄDL. AUS		Nachzahlung der Bezügeerhöhung ab 01.01.2019 aufgrund Ihres Antrags vom TT.MM.JJJJ. Die erhöhten Beträge werden im Vorgriff auf die Änderungstarifverträge unter dem Vorbehalt der Rückforderung und unter Ausschluss der Berufung auf den Wegfall der Bereicherung gezahlt.

		08021		LOHNSTEUERFREIE VERGÜTUNG		AN/BES		8/20/07		LOHNST.FR. VERG.		Die Vergütung unterliegt nicht dem Lohnsteuerabzug, jedoch der Einkommensteuererklärungspflicht.

		08030		ZAHLUNG STRUKTURAUSGLEICH		AN		3/4/13		STRUKTURAUSGL.		Aufgrund Ihres Antrags vom *1* besteht Anspruch auf Strukturausgleich nach § 12 TVÜ-Länder; die Zahlung erfolgt rückwirkend ab *2*.


		08031		ANSPRUCH AUF STRUKTURAUSGLEICH - BETRAG IST ABGESCHMOLZEN		AN		3/4/13		STRUKTURAUSGL.AB		Aufgrund Ihres Antrags vom *1* besteht grundsätzlich Anspruch auf Strukturausgleich nach § 12 TVÜ-Länder; aufgrund von Anrechnungsvorschriften ist dieser mittlerweile allerdings auf 0,00 Euro abgeschmolzen.


		08050		POOLZAHLUNG		AN/BES		8/20/07		POOLZAHLUNG		Poolzahlung Mitversteuerung und Mitversicherung Monat *1* / Quartal *2* in Höhe von *3* EUR

		08060		FORTZAHLUNG NACH ART. 21 BAYBESG		VERS		12/4/13		ART. 21 BAYBESG		Laut Mitteilung Ihrer Personal verwaltenden Dienststelle wurde Ihnen aus dienstlichen Gründen ab *1* ein anderes Amt verliehen.
Die *2* wird ab diesem Zeitpunkt nach Art. 21 Absatz 1 Satz 3 BayBesG fortgezahlt.

		08100		WIEDERAUFNAHME DER ZAHLUNG		AN		8/20/07		WIEDERAUFN.ZAHL.		Ab *1* wurde die Zahlung Ihrer Bezüge wieder aufgenommen.

		08101		ZAHLUNGSAUFNAHME NACH UNTERBRECHUNG		AN		8/20/07		ZAHLUNGSAUFN.N.U		Nach vorausgegangener Unterbrechung wurde die Zahlung Ihrer Bezüge wieder aufgenommen.

		08201		BESITZSTAND - ZAHLUNGSAUFNAHME		AN		8/20/07		ZAHLUNGSAUFN.BES		Der Besitzstand für Ihr Kind *1* wird ab *2* gezahlt.

		08202		BESITZSTAND - ZAHLUNGSEINSTELLUNG		AN		8/20/07		ZAHLUNGSEINST.B		Der Besitzstand für Ihr Kind *1* wird ab *2* nicht (mehr) gezahlt.

		08204		BESITZSTAND - ZAHLUNGSAUFNAHME WG. KIG		AN		8/20/07		ZAHLUNGSA.WG.KIG		Sie erhalten nach Auskunft der Familienkasse Kindergeld für das Kind *1*. Deshalb wird auch die Zahlung des Besitzstandes aufgenommen.

		08205		BESITZSTAND - ZAHLUNGSEINSELLUNG WG. KIG		AN		8/20/07		ZAHLUNGSE.WG.KIG		Sie erhalten nach Auskunft der Familienkasse kein Kindergeld für das Kind *1*. Die Zahlung des Besitzstandes  wird deshalb ebenfalls eingestellt.

		08301		AUSGLEICHSZULAGE ART. 52 BAYBESG		BES		10/29/10		AUSGLEICHSZULAGE		Sie erhalten ab *1* eine Ausgleichszulage nach Art. 52 BayBesG. Grund: *2*. Die Ausgleichszulage berechnet sich  wie folgt: *3*

		08301		AUSGLEICHSZULAGE § 13 BBESG		BES		8/20/07		AUSGLEICHSZULAGE		Sie erhalten ab *1* eine Ausgleichszulage nach § 13 Abs. *2*  BBesG. Grund: *3*. Die Ausgleichszulage berechnet sich wie folgt: *4*

		08305		AUSGLEICHSBEZÜGE § 11 A SVG		BES		8/20/07		AUSGLEICHSBEZÜGE		Sie erhalten Ausgleichsbezüge nach § 11 a des Soldatenversorgungsgesetzes. Die Ausgleichsbezüge berechnen sich wie folgt: *1*

		08501		ANTEILIGE BEZÜGE - BEGRENZTE DIENSTFÄHIGKEIT		BES		8/20/07		ANTEILIGE BEZÜGE		Bei Ihnen wurde eine begrenzte Dienstfähigkeit festgestellt. Die Bezüge werden mindestens in Höhe des Ruhegehaltes gezahlt, das die bei Versetzung in den Ruhestand erhalten würden. 

		08502		FIKT. RUHEGEHALT ÜBERSTEIGT ANTEILIG GEK. BEZÜGE		BES		8/20/07		FIKT.RUHEGEHALT		Das fiktiv festgesetzte Ruhegehalt übersteigt die anteilig gekürzten Bezüge. Die Differenz wird als Zulage gezahlt. 

		08503		BEABSICHTIGTE NEUREGELUNG ZUR BEGRENZTEN DIENSTFÄHIGKEIT		BES		11/27/14		BEGR. DIENSTF.		Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 27. März 2014 entschieden, dass begrenzt dienstfähige Beamtinnen und Beamte besser besoldet werden müssen als in gleichem Umfang Teilzeitbeschäftigte. Dies ist nach der derzeit geltenden Rechtslage nicht in allen Fällen gewährleistet. Die Besoldung bei begrenzter Dienstfähigkeit soll daher rückwirkend zum 1. April 2014 neu geregelt werden.
Bis zum Abschluss des hierfür erforderlichen Gesetzgebungsverfahrens (voraussichtlich etwa Mitte des Jahres 2015) muss die Besoldung bei begrenzter Dienstfähigkeit auf Grundlage des derzeit geltenden Rechts berechnet werden. Nach der Verkündung der Neuregelung wird die Besoldung bei begrenzter Dienstfähigkeit jedoch von Amts wegen überprüft und neu berechnet. Ein Antrag ist nicht erforderlich, so dass für Sie kein Handlungsbedarf besteht.

		08505		KÜRZUNG BEZÜGE GEM. BAYDZ		BES		8/20/07		KÜRZUNG BEZÜGE		Ihre Bezüge werden gemäß dem Bayerischen Disziplinargesetz ab *1* bis *2* um *3* v.H. gekürzt. Die Verfügung wurde Ihnen am *4* zugestellt.  

		08506		BESOLDUNG BEI BEGRENZTER DIENSTFÄHIGKEIT		BES		6/12/15		BES. BEI BEGR.D		Bei Ihnen wurde eine begrenzte Dienstfähigkeit festgestellt. Die zeitanteilig gekürzte Besoldung wird daher um einen Zuschlag nach Art. 59 BayBesG ergänzt. Dieser beträgt 50 v. H. des Unterschiedsbetrages zwischen der anteiligen Besoldung und der Besoldung, die nach der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu zahlen wäre.

Bei Ihnen wurde eine begrenzte Dienstfähigkeit festgestellt. Die zeitanteilig gekürzte Besoldung wird daher um einen Zuschlag nach Art. 59 BayBesG ergänzt. Dieser beträgt 50 v. H. des Unterschiedsbetrages zwischen der anteiligen Besoldung und der Besoldung, die nach der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu zahlen wäre.

		08507		BESOLDUNG BEI BEGRENZTER DIENSTFÄHIGKEIT MIT TZ		BES		6/12/15		BES. BEGR.D TZ		Bei Ihnen wurde eine begrenzte Dienstfähigkeit festgestellt. Die zeitanteilig gekürzte Besoldung wird daher um einen Zuschlag nach Art. 59 BayBesG ergänzt. Dieser beträgt 50 v. H. des Unterschiedsbetrages zwischen der anteiligen Besoldung und der Besoldung, die nach der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu zahlen wäre. Aufgrund der zusätzlich bewilligten Teilzeitbeschäftigung erfolgt eine Kürzung des Zuschlags nach Art. 59 entsprechend dem Verhältnis zwischen der wegen begrenzter Dienstfähigkeit verringerten Arbeitszeit und der insgesamt reduzierten Arbeitszeit.

Bei Ihnen wurde eine begrenzte Dienstfähigkeit festgestellt. Die zeitanteilig gekürzte Besoldung wird daher um einen Zuschlag nach Art. 59 BayBesG ergänzt. Dieser beträgt 50 v. H. des Unterschiedsbetrages zwischen der anteiligen Besoldung und der Besoldung, die nach der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu zahlen wäre. Aufgrund der zusätzlich bewilligten Teilzeitbeschäftigung erfolgt eine Kürzung des Zuschlags nach Art. 59 entsprechend dem Verhältnis zwischen der wegen begrenzter Dienstfähigkeit verringerten Arbeitszeit und der insgesamt reduzierten Arbeitszeit.

		08510		ZWANGSPENSIONIERUNG		BES		8/20/07		ZWANGSPENSIONIER		Wegen Fortführung des Zwangspensionierungsverfahrens ab *1* erhalten Sie nur Bezüge in Höhe des Ruhegehalts. Das fiktive Ruhegehalt beträgt gemäß Berechnung des Landesamtes für Finanzen, Bezügestelle Versorgung, *2* Euro.

		08515		ANWÄRTERBEZÜGE - WEITERGEWÄHRUNG		BES		8/20/07		ANWÄRTERBEZÜGE		Die Anwärterbezüge werden bis *1* weiter gezahlt.

		08516		KÜRZUNG ANWÄRTERBEZÜGE ART. 81 BAYBESG		BES		10/29/10		KÜRZ. ANW.BEZÜGE		Ihre Anwärterbezüge werden gemäß Art. 81 BayBesG gekürzt.

		08516		KÜRZUNG ANWÄRTERBEZÜGE § 66 BBESG		BES		8/20/07		KÜRZUNG ANW.		Ihre Anwärterbezüge werden gemäß § 66 BBesG gekürzt.

		08701		BDA/BLA - VORLÄUFIG		BES		9/11/07		BDA/BLA VORL.		Ihr Besoldungsdienstalter bzw. Besoldungslebensalter wurde vorläufig festgesetzt.

		08702		BDA/BLA - FESTSETZUNG OHNE BERECHNUNG		BES		9/11/07		BDA/BLA F.O.BERE		Ihr Besoldungsdienstalter bzw. Besoldungslebensalter wurde ohne Berechnung auf den Ersten des Monats der Vollendung des 21. bzw. 27. Lebensjahres festgesetzt.

		08703		BDA/BLA - UNVERÄNDERT		BES		9/11/07		BDA/BLA UNVERÄND		Ihr bisher festgesetztes Besoldungsdienstalter bzw. Besoldungslebensalter bleibt unverändert.

		08704		BDA/BLA (LAUT BERECHNUNG)		BES		8/28/09		BDA BLA LT. BERE		Die Berechnung Ihres Besoldungsdienstalters / Besoldungslebensalters erhalten Sie gesondert mitgeteilt.

		08705		JDA (LAUT BERECHNUNG)		BES		8/28/09		JDA LT. BERECHN.		Die Berechnung des Jubiläumsdienstalters erhalten Sie gesondert mitgeteilt.

		08706		DIENSTEINTRITT IN BESOA VORHER RICHTER		BES		3/24/11		STUFENERMITTLUNG		Für die Bemessung des Grundgehalts gilt als Diensteintritt der Tag der erstmaligen Ernennung zum Richter/Staatsanwalt (Art. 30 Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz in Verbindung mit 47 Abs. 1 Satz 3 BayBesG). Die Stufensteigerung richtet sich nach Art. 30 Abs. 2 Sätze 1 und 2 BayBesG.

		08708		WIEDEREINSTELLUNG IN EIN BV GLEICHER DIENSTHERR		BES		3/24/11		STUFENERMITTLUNG		Für die Bemessung des Grundgehalts gilt als Diensteintritt der Tag der erstmaligen Begründung eines Beamtenverhältnisses mit Anspruch auf Grundbezüge.

		08709		WIEDERERNENNUNG RICHTER VORHER BEREITS RICHTER		BES		3/24/11		STUFENERMITTLUNG		Für die Bemessung des Grundgehalts gilt als Diensteintritt der Tag der erstmaligen Ernennung zum Richter/Staatsanwalt (Art. 47 Abs. 1 Satz 3 BayBesG).

		08710		VORLÄUFIGE STUFENFESTSETZUNG		BES		4/14/11		VORL.STUFENFESTS		Die Stufenfestsetzung Ihres Grundgehalts in dieser Bezügemitteilung ist vorläufig; ein formeller Bescheid geht Ihnen in Kürze zu.

		08711		VORLÄUFIGE STUFENFESTSETZUNG GGF HÖHERE STUFE		BES		4/14/11		VORL.STUFENFESTS		Die Stufe Ihres Grundgehalts in dieser Bezügemitteilung ist vorläufig und ergeht unter dem Vorbehalt späterer Änderung. Es bestehen Anhaltspunkte, dass ggf. eine höhere Stufe in Betracht kommen könnte. Dazu bedarf es noch einer eingehenden Prüfung. Nach Abschluss erhalten Sie einen formellen Bescheid. Wird darin eine höhere Stufe festgesetzt, erfolgt eine entsprechende Bezügenachzahlung.

		08712		WIEDEREINSTELLUNG IN EIN BV GLEICHER DIENSTHERR MIT STUFENSPRUNG		BES		4/20/11		STUFENSPRUNG		Die Mindeststufe in der Besoldungsgruppe A *1* ist laut Grundgehaltstabelle der Besoldungsordnung A die Stufe *2*, zu der die Stufenzuordnung zum Dienstbeginn vorliegend erfolgt und in der zu diesem Zeitpunkt noch keine Monate verbracht sind.

		08713		STUFENFESTLEGUNG - ANFANGSSTUFE (BESO A)		BES		10/26/12		ANFANGSSTUFE A		Ab Ihrem Diensteintritt am *1* erhalten Sie gemäß Art. 30 Absatz 1 Satz 2 BayBesG ein Grundgehalt aus der ersten mit einem Wert ausgewiesenen Stufe Ihrer Besoldungsgruppe (Anfangsstufe).

		08714		STUFENFESTLEGUNG - ANFANGSSTUFE (BESO R)		BES		10/26/12		ANFANGSSTUFE R		Ab Ihrem Diensteintritt am *1* erhalten Sie gemäß Art. 47 Absatz 1 Satz 2 BayBesG ein Grundgehalt aus der ersten mit einem Wert ausgewiesenen Stufe Ihrer Besoldungsgruppe (Anfangsstufe).

		08715		ÜBERNAHME DER BISHERIGEN STUFENFESTLEGUNG		BES		6/29/11		STUFENFESTLEGUNG		Die bisherige Stufenfestlegung zur Bemessung des Grundgehalts wird fortgeführt. Sie waren bereits bisher innerhalb des Geltungsbereiches des BayBesG beschäftigt und der Grundgehaltstabelle A zugeordnet.

		08716		STUFENFESTLEGUNG - ENDSTUFE BEREITS ERREICHT		BES/AN		3/4/13				Die Zeit ohne Grundgehalt vom *1* bis *2* hat keine Auswirkung auf die bereits erreichte Stufe des Grundgehalts (Endstufe bereits erreicht).

		08730		UEBERLEITUNG PROF W		BES		2/6/13		UEBERLEITUNG		Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit Urteil vom 14.02.2012 (Az. 2 BvL 4/10) entschieden, dass die W2-Besoldung in Hessen nicht den Anforderungen an eine amtsangemessene Alimentation entspricht. Aufgrund der Ausstrahlungswirkung dieses Urteils auf Bayern werden mit dem Gesetz zur Änderung der Professorenbesoldung die Grundgehaltssätze in den Besoldungsgruppen W2 und W3 auf ein verfassungsgemäßes, amtsangemessenes Niveau angehoben.
In den Besoldungsgruppen W2 und W3 werden zusätzlich zur Anhebung der Grundgehaltssätze drei Stufen eingeführt, wobei ein Aufstieg von Stufe 1 nach Stufe 2 nach einer Dienstzeit von fünf Jahren und ein Aufstieg von Stufe 2 nach Stufe 3 nach einer Dienstzeit von weiteren sieben Jahren erfolgt.
Die Erhöhung der Grundgehaltssätze wird ab 01.01.2013 auf die vor diesem Zeitpunkt festgesetzten monatlichen Hochschulleistungsbezüge in der Gestalt angerechnet, dass die Hochschulleistungsbezüge kraft Gesetzes um den Betrag der Erhöhung des Grundgehalts verringert werden, wobei jedoch grundsätzlich höchstens eine Kürzung in Höhe der Hälfte der monatlichen Leistungsbezüge erfolgt.
Im Falle eines Stufenaufstiegs erfolgt eine erneute Kürzung der vor dem 01.01.2013 festgesetzten monatlichen Hochschulleistungsbezüge um den Stufensteigerungsbetrag. Hierbei gilt, dass die Kürzung der Hochschulleistungsbezüge zum 01.01.2013 und die Kürzung wegen Stufensteigerung auf die Hälfte des Betrages der am 31.12.2012 zustehenden monatlichen Hochschulleistungsbezüge begrenzt ist.
Die erhöhten Grundgehaltssätze gelten ab Januar 2013, wobei die für die Monate Januar bis April 2013 bestehenden Besoldungsansprüche mit den Bezügen für den Monat Mai 2013 fällig werden.
In den Monaten Januar bis April 2013 wurde deshalb ein Vorschuss auf die ab 01.01.2013 geltenden Bezüge ausbezahlt, der sich nach den bis zum 31.12.2012 geltenden Vorschriften berechnet hat.
Die Kürzung der Hochschulleistungsbezüge erfolgt ebenfalls ab Januar 2013, wobei die Kürzungen für die Monate Januar bis April 2013 mit der Ihnen vorliegenden Abrechnung für den Monat Mai 2013 durchgeführt werden.

		08735		STUFENFESTLEGUNG - KEINE MITTEILUNG ÜBER FÖRDERL. ZEITEN		BES/AN		4/2/13		STUFENFESTLEGUNG		Sollten Sie innerhalb von drei Monaten nach Einstellung noch keine Mitteilung über eine Berücksichtigung von förderlichen Zeiten nach Art. 31 Abs. 2 Bayerisches Besoldungsgesetz erhalten haben, wenden Sie sich bitte an Ihre Personal verwaltende Stelle (Einstellungsbehörde).

		08751		POLIZEIMEISTER-ANWÄRTER		BES		8/27/07		PM ANWÄRTER		Laut Schreiben vom *1* wurden Sie mit Wirkung vom *2* zur Polizeimeisteranwärterin / zum Polizeimeisteranwärter ernannt. Die Dienstzeit beginnt ab dem Monat der Ernennung. Sie erhalten nach einem Jahr 50 v.H. der Polizeizulage (Art. 34 BayBesG) und nach zwei Jahren den vollen Betrag.

		08752		POLIZEIKOMMISSAR-ANWÄRTER		BES		8/27/07		PK ANWÄRTER		Laut Schreiben vom *1* wurden Sie mit Wirkung vom *2* zur Polizeikommissaranwärterin / zum Polizeikommissaranwärter ernannt. Die Dienstzeit beginnt ab dem Monat der Ernennung. Sie erhalten nach einem Jahr 50 v.H. der Polizeizulage (Art. 34 BayBesG) und nach zwei Jahren den vollen Betrag.

		08755		POLIZEIOBERWACHTMEISTER (2. JAHR VOLLZUGSDIENST)		BES		8/27/07		POWM 2.J.VOLLZUG		Ab *1* wurden Sie zur Polizeioberwachtmeisterin / zum Polizeioberwachtmeister in Besoldungsgruppe A5 ernannt. Sie haben Anspruch auf die Strukturzulage und die Polizeizulage gemäß den Art. 33 und 34 BayBesG. Bei ledigen Beamten, die auf Grund dienstlicher Verpflichtung in Gemeinschaftsunterkünften wohnen, wird ein Anrechnungsbetrag vom Grundgehalt abgezogen.

		08757		ENTLASSUNG - GLEICHZEITIG ERNENNUNG POLIZEIKOMMISSARANWÄRTER		BES		10/29/10		ENTL.UND ERNENN.		Mit Wirkung vom *1* wurden Sie aus dem Polizeivollzugsdienst entlassen und gleichzeitig zur Polizeikommissaranwärterin / zum Polizeikommissaranwärter ernannt. Dadurch beginnt für die Höhe der Polizeizulage (Art. 34 BayBesG) eine neue Dienstzeit. Sie erhalten ein Jahr nach der Ernennung 50 v.H. der Polizeizulage und nach zwei Jahren den vollen Betrag.

		08757		ENTLASSUNG M.D. - ERNENNUNG POLIZEIKOMMISSARANWÄRTER		BES		8/27/07		ENTL. M.D.		Mit Wirkung vom *1* wurden Sie aus dem mittleren Polizeivollzugsdienst entlassen und gleichzeitig zur Polizeikommissaranwärterin / zum Polizeikommissaranwärter ernannt. Dadurch beginnt nach Nr. 4.3 des IMS v. 29.01.1987 für die Höhe der Polizeizulage (Vorbemerkung Nr. 9 zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B) ein neues Dienstalter. Sie erhalten ein Jahr nach der Ernennung 50 v.H. der Polizeizulage und nach zwei Jahren den vollen Betrag.

		08758		AUFNAHME BERUFSPRAKTIKUM POLIZEIEINZELDIENST		BES		8/27/07		AUFN. BERUFSPRAK		Zahlung des vollen Grundgehalts ab *1* (Berufspraktikum beim Polizeieinzeldienst).

		08759		ENDE BERUFSPRAKTIKUM POLIZEIEINZELDIENST		BES		8/27/07		ENDE BERUFSPR.		Zahlung des geminderten Grundgehalts ab *1* (Ende des Berufspraktikums).

		08900		ANTEILIGE JSZ		BES		12/3/18		ANTEILIGE JSZ		Sie erhalten eine anteilige jährliche Sonderzahlung, weil Sie entlassen wurden.

		08901		JAHRESSONDERZAHLUNG ZUM AUSSCHEIDEN		AN		8/27/07		JSZ ZUM AUSSCH.		Sie erhalten eine Jahressonderzahlung zum Ausscheiden.

		08910		ANTEILIGE JSZ EINTRITT RUHESTAND		BES		1/8/19		ANT. JSZ RUHEST.		Sie erhalten eine anteilige jährliche Sonderzahlung, weil Sie in den Ruhestand versetzt wurden.

		08951		AUFRECHNUNGSERKLÄRUNG (RATENEINBEHALTUNG)		AN/BES/VERS		8/27/07		RATENEINBEH.		Die Überzahlung wird in Raten einbehalten. Die Aufrechnung gemäß §§ 387ff BGB wird hiermit erklärt.

		8952		AUFRECHNUNGSERKLÄRUNG		AN/BES/VERS		8/27/07		AUFRECHNUNGSERKL		Die entstandene Überzahlung wird mit Ihren laufenden Bezügen verrechnet. Die Aufrechnung gemäß §§ 387 ff BGB wird hiermit erklärt.

		10010		ÄNDERUNG VL		BES/AN		9/16/14		ÄNDERUNG VL		Es haben sich Änderungen bei Ihrer vermögenswirksamen Anlage ergeben.

		10050		RECHTSREFERENDARE - ZAHLUNGSAUFNAHME		AN		8/27/07		RECHTSREF. ZAUFN		Sie wurden mit Wirkung vom *1* als Rechtsreferendar/in in ein öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis im Bezirk des OLG *2* berufen.

		10051		RECHTSREFERENDARE - ERGÄNZUNGSVORBEREITUNGSDIENST		AN		8/27/07		RECHTSREF.VORBER		Sie wurden mit Wirkung vom *1* als Rechtsreferendar/in in ein öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis (Ergänzungsvorbereitungsdienst) im Bezirk des OLG *2* berufen.

		10052		RECHTSREFERENDARE - PRÜFUNG NICHT BESTANDEN		AN		8/27/07		RECHTSR PRÜFUNG		Sie haben die 2. Juristische Staatsprüfung erstmals nicht bestanden. Der Bescheid hierüber wurde Ihnen am *1* zugestellt. Ihr öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis endet mit Zustellung dieses Bescheides, gleichzeitig endet der Anspruch auf Bezüge (Art. 3 Abs. 5 SiGjurVD, Art. 4 Abs. 2 BayBesG).

		10053		RECHTSREFERENDARE - PRÜFUNG ENDGÜLTIG NICHT BESTANDEN		AN		8/28/07		PRÜFUNG N. BEST.		Sie haben die 2. Juristische Staatsprüfung wiederholt nicht bestanden. Der Bescheid hierüber wurde Ihnen am *1* zugestellt. Ihr öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis endet mit Zustellung dieses Bescheides. Gemäß Art. 3 Abs. 5 SiGjurVD und Art. 76 BayBesG werden die Bezüge bei endgültigem Nichtbestehen der Prüfung bis zum Ende des Monats der Zustellung des Bescheides unter dem Vorbehalt weiter gezahlt, dass Sie vor Ablauf dieses Monats keine Tätigkeit bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn aufnehmen. Die Aufnahme einer solchen Tätigkeit ist der Bezügestelle unverzüglich mitzuteilen.

		10054		RECHTSREFERENDARE - PRÜFUNG BESTANDEN		AN		8/28/07		PRÜFUNG BESTAND.		Sie haben die 2. Juristische Staatsprüfung mit Ablegung der mündlichen Prüfung am *1* bestanden. Ihr öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis endet mit Ablegung der Prüfung. Gemäß Art. 3 Abs. 5 SiGjurVD und Art. 76 BayBesG werden die Bezüge bei Bestehen der Prüfung bis zum Ende des Monats der Ablegung der mündlichen Prüfung unter dem Vorbehalt weiter gezahlt, dass Sie vor Ablauf dieses Monats keine Tätigkeit bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn aufnehmen. Die Aufnahme einer solchen Tätigkeit ist der Bezügestelle unverzüglich mitzuteilen.

		10055		RECHTSREFERENDARE - NEBENTÄTIGKEIT		AN		8/28/07		RECHTSR. NEBENT.		Die Bezüge aus Ihrer genehmigten Nebentätigkeit werden gemäß Art. 80 Abs. *1* BayBesG auf die Unterhaltsbeihilfe angerechnet.

		10061		ENDE BEZÜGEZAHLUNG - ANSTELLUNGSPRÜFUNG (ANSCHL. Ö.D.)		BES		8/28/07		ENDE BEZÜGEZ.		Ihr Vorbereitungsdienst endet mit Ablauf des *1*. Eine hauptberufliche Tätigkeit im öffentlichen Dienst bzw. an einer Ersatzschule wird aufgenommen

		10061		ENDE BEZÜGEZAHLUNG - QUALIFIKATIONSPRÜFUNG (ANSCHL. Ö.D.)		BES		10/29/10		ENDE BEZÜGEZAHL.		Ihr Vorbereitungsdienst endet mit Ablauf des *1*. Eine hauptberufliche Tätigkeit im öffentlichen Dienst bzw. an einer Ersatzschule wird aufgenommen.

		10062		ENDE BEZÜGEZAHLUNG - ANSTELLUNGSPRÜFUNG (ANSCHL. KEIN Ö.D.)		BES		8/28/07		ENDE BEZÜGEZ.		Ihr Vorbereitungsdienst endet mit Ablauf des *1*. Eine hauptberufliche Tätigkeit im öffentlichen Dienst bzw. an einer Ersatzschule wird nicht aufgenommen

		10062		ENDE BEZÜGEZAHLUNG - QUALIFIKATIONSPRÜFUNG (ANSCHL. KEIN Ö.D.)		BES		10/29/10		ENDE BEZÜGEZAHL.		Ihr Vorbereitungsdienst endet mit Ablauf des *1*. Eine hauptberufliche Tätigkeit im öffentlichen Dienst bzw. an einer Ersatzschule wird nicht aufgenommen.

		11001		ABSCHLAGSZAHLUNG		AN/BES/VERS		8/28/07		ABSCHLAGSZAHLUNG		Sie haben eine Abschlagszahlung erhalten. Diese wird mit Ihren laufenden Nettobezügen verrechnet.

		11005		VORLÄUFIGE ABSCHLAGSZAHLUNG		VERS		6/27/08		ABSCHLAG		Vorläufige Abschlagszahlung auf den ab *1* zu zahlenden Versorgungsbezug.

		11006		UMSTELLUNG DES ABSCHLAGS AUF GESETZLICHEN VERSORGUNGSBEZUG		VERS		6/27/08		ABSCHLAG		Umstellung des Abschlags auf den gesetzlichen Versorgungsbezug Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		11899		TILGUNG DER KINDERGELDÜBERZAHLUNG		VERS		6/17/08		TILGUNG		Von Ihrem Kindergeld werden ab *1* monatlich *2* Euro zur Tilgung der Überzahlung einbehalten.

		12000		WEGFALL HAUPTARBEITGEBER		AN/BES/VERS		11/29/13		WEGFALL HAG		Durch die Anmeldung eines anderen Arbeitgebers als Hauptarbeitgeber zum *1* wurde für Ihr Beschäftigungsverhältnis beim Freistaat Bayern die Hauptarbeitgebereigenschaft entzogen. Ihre Bezüge werden deshalb ab *2* nach Steuerklasse VI versteuert.
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Ihr zuständiges Wohnsitzfinanzamt.


		13001		ERHÖHTER BEITRAGSSATZ PV / ELTERNEIGENSCHAFT		AN		8/28/07		ERH.BEITRAGSS.PV		Ab Beginn der Beschäftigung wird ein Beitragszuschlag in Höhe von 0,25 v.H. zur sozialen Pflegeversicherung erhoben. Der erhöhte Beitrag ist nicht zu zahlen, wenn die Elterneigenschaft dem Arbeitgeber nachgewiesen wird.

		13011		KV-ZUSCHUSS		AN		8/28/07		KV-ZUSCHUSS		Sie erhalten ab *1* einen Zuschuss zu Ihren Krankenversicherungsbeiträgen nach § 257 SGB V.

		13012		PV-ZUSCHUSS		AN		8/28/07		PV-ZUSCHUSS		Sie erhalten ab *1* einen Zuschuss zu Ihren Pflegeversicherungsbeiträgen nach § 61 SGB XI.

		13013		RV-ZUSCHUSS		AN		8/28/07		RV-ZUSCHUSS		Sie erhalten ab *1* einen Zuschuss zu Ihren Rentenversicherungsbeiträgen nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI.

		13015		KV-BEITRAGSÄNDERUNG		AN		8/28/07		KV BEITRAGSÄND.		Laut Bescheinigung Ihrer Krankenkasse ändert sich der Beitrag zur Krankenversicherung ab *1*.

		13016		PV-BEITRAGSÄNDERUNG		AN		8/28/07		PV-BEITRAGSÄND.		Laut Bescheinigung Ihrer Krankenkasse ändert sich der Beitrag zur Pflegeversicherung ab *1*.

		13021		VERSICHERUNGSPFLICHT AB		AN		8/28/07		VERSPFLICHT AB		Sie sind ab *1* in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung versicherungspflichtig. Grund: *2*. Zuständige Krankenkasse: *3*.

		13023		ÜBERSCHREITEN JAE		AN		8/28/07		ÜBERSCHREITEN JA		Wegen Überschreitung der Jahresarbeitsentgeltgrenze im abgelaufenen und im kommenden Kalenderjahr besteht Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung ab *1*.

		13025		UNTERSCHREITEN JAE		AN		8/28/07		UNTERSCHR.JAE		Wegen Unterschreitung der Jahresarbeitsentgeltgrenze im abgelaufenen und/oder im kommenden Kalenderjahr besteht Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung ab *1*.


		13031		ÜBERSCHREITEN 450 EUR		AN		8/28/07		ÜBERSCHR.450 EUR		Da Ihr Arbeitsentgelt (einschließlich Sonderzahlung) die Grenze von 450 Euro übersteigt, sind Sie ab *1* rentenversicherungspflichtig.

		13050		SV-BEITRÄGE MEHRFACHBESCHÄFTIGUNG		AN		8/28/07		SV-BEITR. MEHRF.		Auf Grund Ihrer Mehrfachbeschäftigung werden die Beiträge zur Sozialversicherung aus beiden Arbeitsentgelten, höchstens jedoch aus der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze abgeführt.

		14010		DIENSTKLEIDUNGSZUSCHUSS		BES		8/28/07		DIENSTKL. ZUSCH.		Sie erhalten ab *1* einen Dienstkleidungszuschuss.

		14021		SCHICHTZULAGE		BES		10/29/10		SCHICHTZULAGE		Sie haben ab *1* Anspruch auf eine Schichtzulage gem. § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. *2* der Verordnung über die Gewährung von Zulagen (BayZulV).

		14021		WECHSELSCHICHT-/SCHICHTZULAGE		BES		8/28/07		W/SCHICHTZULAGE		Sie haben ab *1* Anspruch auf eine Wechselschichtzulage/Schichtzulage gem. § 20 Abs. *2* der Verordnung über die Gewährung von Erschwerniszulagen (EZulV).

		14022		SCHICHTZULAGE ZUR HÄLFTE		BES		10/29/10		SCHICHTZUL.HÄLFT		Sie haben ab *1* Anspruch auf eine Schichtzulage gem. § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. *2* der Verordnung über die Gewährung von Zulagen (BayZulV). Die Zulage wird zur Hälfte gezahlt.

		14022		WECHSELSCHICHT-/SCHICHTZULAGE ZUR HÄLFTE		BES		8/28/07		W/SCHICHTZ. 1/2		Sie haben ab *1* Anspruch auf eine Wechselschichtzulage/Schichtzulage gem. § 20 Abs. *2* der Verordnung über die Gewährung von Erschwerniszulagen (EZulV). Die Zulage wird zur Hälfte gezahlt.

		14025		SCHICHTZULAGE WEGFALL		BES		10/29/10		SCHICHTZUL.WEGF.		Der Anspruch auf die Schichtzulage entfällt ab *1*.

		14025		WECHSELSCHICHT-/SCHICHTZULAGE WEGFALL		BES		8/28/07		W/SCHICHTZ. WEGF		Der Anspruch auf die Wechselschicht-/Schichtzulage entfällt ab *1*.

		14031		KV-BEITRAGSERST. BIS 2006 > 30 EUR		BES		8/28/07		KV BEITRAGSERST.		Ab *1* werden Ihnen die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung in Höhe von *2* Euro erstattet. Die Erstattung berechnet sich wie folgt: Grundbetrag 30 Euro + (erstattungsfähiger Betrag *3* Euro abzüglich 30 Euro) x (zustehendes Erziehungsgeld *4* Euro / volles Erziehungsgeld *5* Euro). Beiträge für Beihilfe-Ergänzungstarife und für Krankenhaustagegeld über 39,50 Euro täglich sind nicht erstattungsfähig. Sofern Änderungen in der Höhe Ihrer Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge oder des Bundeserziehungsgeldes eintreten, ist dies der Bezügestelle durch Vorlage entsprechender Nachweise bekannt zu geben.

		14032		KV-BEITRAGSERST. BIS 2006 - RED. AB 13. LEBENSMONAT		BES		8/29/07		KV BEITRAGSERST.		Für die Zeit ab dem 13. Lebensmonat Ihres Kindes steht Ihnen kein Bundeserziehungsgeld mehr zu bzw. haben Sie den entsprechenden Bescheid über ggf. zustehendes Bundeserziehungsgeld noch nicht vorgelegt. Deshalb können (vorerst) ab *1* bis zum Ende der Elternzeit Ihre Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge nur mehr in Höhe von monatlich 30 Euro erstattet werden.

		14033		KV-BEITRAGSERST. BIS 2006 - RED. BEI ÜBERHÄLFT. TEILZEITBESCH.		BES		8/29/07		KV BEITRAGSERST.		Ab *1* besteht für die Dauer der Elternzeit Anspruch auf Erstattung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge in Höhe von monatlich 30 Euro. Eine Erstattung über diesen Betrag hinaus ist bei einer Teilzeitbeschäftigung von mehr als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit nicht möglich.

		14034		KV-BEITRAGSERST. AB 2007 - BIS 30/80 EUR		BES		8/29/07		KV BEITRAGSERST.		Für die Dauer der Elternzeit besteht Anspruch auf Erstattung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge in Höhe von monatlich *1* Euro.

		14035		KV-BEITRAGSERST. AB 2007 - ÜBER 80 EUR		BES		8/29/07		KV BEITRAGSERST.		Für die Dauer der Elternzeit besteht Anspruch auf Erstattung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge in Höhe von monatlich *1* Euro. Sofern Änderungen in der Höhe Ihrer Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge eintreten, ist dies der Bezügestelle durch die Vorlage entsprechender Nachweise bekannt zu geben.

		14036		KV-BEITRAGSERST. AB 2007 - RED. BEI ÜBERHÄLFT. TEILZEITBESCH.		BES		8/29/07		KV BEITRAGSERST.		Ab *1* besteht für die Dauer der Elternzeit Anspruch auf Erstattung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge in Höhe von monatlich 80 Euro. Eine Erstattung über diesen Betrag hinaus ist bei einer Teilzeitbeschäftigung von mehr als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit nicht möglich.

		14038		KV-BEITRAGSERST. - WEGFALL		BES		8/29/07		KV BEITRAGSERST.		Ab *1* entfällt wegen Beendigung der Elternzeit der Anspruch auf Erstattung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge nach § 26 Abs. 1 UrlMV.

		14041		SONDERZUSCHLAG § 72 BBESG		BES		8/29/07		SONDERZUSCHLAG		Sie erhalten einen Sonderzuschlag nach § 72 BBesG. Dieser errechnet sich wie folgt: *1*

		14041		ZUSCHLAG ART. 60 BAYBESG		BES		10/29/10		ZUSCHLAG ART.60		Sie erhalten einen Zuschlag nach Art. 60 BayBesG. Dieser errechnet sich wie folgt: *1*

		14840		TILGUNG DER ÜBERZAHLUNG		VERS		6/17/08		ÜBERZAHLUNG		Von Ihrem Versorgungsbezug sind ab *1* monatlich *2* EUR zur Tilgung der Überzahlung einzubehalten.

		14858		UNFALLAUSGLEICH		VERS		6/17/08		UFA		Unfallausgleich gemäß Bescheid vom <H>*1*</>.

		14859		ÄNDERUNG DES BETRAGES FÜR KLEIDER- UND WÄSCHEVERSCHLEIß		VERS		6/17/08		KLEIDERVERSCHLEI		Änderung des Betrages für Kleider- und Wäscheverschleiß.

		14868		VERRINGERUNG DES AUSGLEICHSBETRAGES		VERS		6/17/08		AUSGLEICHSBETRAG		Verringerung des Ausgleichsbetrages ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		14869		VERRINGERUNG DES AUSGLEICHSBETRAGES STAATSREGIERUNG		VERS		8/8/08		VERR. AUSGL.BETR		Verringerung des Ausgleichsbetrages auf Grund Art. 25e Satz 2 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Staatsregierung.

		20000		ÜBERGANGSBEREICH (MIDIJOB)		AN		6/18/19		MIDIJOB		Das regelmäßige sozialversicherungspflichtige Entgelt liegt ab *1* innerhalb der maßgeblichen Entgeltgrenzen für den Übergangsbereich. Folglich liegt ein sogenannter Midijob vor und die vom Beschäftigten zu tragenden Beiträge zur Sozialversicherung werden aus einem verminderten Entgelt berechnet.		neu eingeführt 01.07.2019

		20014		BEURLAUBUNG - WEGFALL BEZÜGE		BES		8/29/07		BEURL. WEGF.BEZ.		Sie sind ohne Bezüge beurlaubt. Gleichzeitig entfällt der Anspruch auf Bezüge.

		20015		BEURLAUBUNG - DIENSTANTRITT		BES		8/29/07		BEURL.DIENSTANTR		Die Zahlung der Bezüge erfolgt bis zum Eingang der Dienstantrittsanzeige unter dem Vorbehalt der Rückforderung.

		20016		BEURLAUBUNG - ZAHLUNG KINDERGELD		BES		8/29/07		BEURL.ZAHL. KIG		Sie sind ohne Bezüge beurlaubt. Das Kindergeld wird weiter gezahlt.

		20021		ARBEITSUNFÄHIGKEIT MIT KRANKENGELDZUSCHUSS		AN		8/29/07		ARBEITSUNF.KGZ		Ab *1* wird die Entgeltfortzahlung wegen der seit *2* bestehenden Arbeitsunfähigkeit eingestellt. Auf die Anspruchsdauer wurden *3* Tage der Arbeitsunfähigkeit mit der selben Krankheit angerechnet. Anschließend besteht für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Krankengeldzuschuss, längstens bis *4*. Hierzu benötigen wir einen Nachweis (Bescheinigung Ihrer Krankenkasse bzw. ggf. Ihres Rentenversicherungsträgers) über den Bezug des Krankengeldes. Der Nachweis ist innerhalb der tariflichen Ausschlussfrist vorzulegen.

		20022		ARBEITSUNFÄHIGKEIT		AN		8/29/07		ARBEITSUNFÄHIGK.		Ab *1* Einstellung der Zahlung Ihrer Bezüge wegen Arbeitsunfähigkeit ohne Anspruch auf Krankenbezüge.

		20023		RENTE AUF ZEIT		AN		8/29/07		RENTE AUF ZEIT		Da Ihr Arbeitsverhältnis wegen einer Rentengewährung auf Zeit ruht, erhalten Sie ab *1* keine Bezüge.

		20025		ARBEITSBEFREIUNG KIND KRANK		AN		8/29/07		ARBEITSBEFR.KIND		Ihre Bezügezahlung wird wegen der Arbeitsbefreiung zur Betreuung und Pflege Ihres erkrankten Kindes von *1* bis *2* eingestellt. Für diese Zeit besteht Anspruch auf Krankengeld von der Krankenkasse gemäß § 45 SGB V.

		20200		ERNENNUNG (BEAMTE AUF WIDERRUF/BEAMTE Z.A.)				3/31/04				Laut Einweisungsschreiben vom *1* wurden Sie mit Wirkung *2* zur/zum *3* ernannt.

		20201		ERNENNUNG				3/31/04				Laut Einweisungsschreiben vom *1* wurden Sie zur/zum *2* in Besoldungsgruppe *3* ernannt. Einweisung in die Planstelle zum *4*. Bisherige Amtsbezeichnung *5* in Besoldungsgruppe *6*.

		20206		DIENSTANTRITT				3/31/04				Die Zahlung der Bezüge erfolgt bis zum Eingang der Dienstantrittsanzeige unter dem Vorbehalt der Rückforderung.

		20212		BEENDIGUNG BEZ.ZAHLUNG - LAUT SCHREIBEN				3/31/04				Die Zahlung Ihrer Bezüge wird mit Ablauf *1* eingestellt. Grund: *2*.

		20215		BEENDIGUNG BEZ.ZAHLUNG - VERSETZUNG IN DEN RUHESTAND				3/31/04				Ab Ruhestandsbeginn steht die Bezügezahlung bis zur Festsetzung der Versorgungsbezüge unter dem Vorbehalt der Rückforderung.

		20217		ZAHLUNGSEMPFÄNGER VERSTORBEN				4/8/04				Der Zahlungsempfänger ist am <H>*1*</> verstorben.

		20243		LEISTUNGSPRÄMIE				3/31/04				Sie erhalten eine einmalige Leistungsprämie nach § 3 der Bayer. Leistungsprämien- und Leistungszulagenverordnung.

		20250		TEILZEITBESCH. - ALLGEMEIN				3/31/04				Sie sind gem. Art. *1* BayBG mit *2* der regelmäßigen Arbeitszeit ab *3* teilzeitbeschäftigt. Amtsbezeichnung: *4*.

		20280		ELTERNZEIT OHNE TEILZEITBESCH. ALS BEAMTIN/BEAMTER				3/31/04				Sie befinden sich vom *1* bis *2* in Elternzeit. Geburtstag des Kindes *3*.

		20292		JDA (LAUT BERECHNUNG)				3/31/04				Die Berechnung des Jubiläumsdienstalters erhalten Sie gesondert mitgeteilt.

		20295		BDA/BLA UND JDA (LAUT BERECHNUNG)				3/31/04				Die Berechnung Ihres Besoldungsdienstalters / Besoldungslebensalters erhalten Sie gesondert mitgeteilt.

		20296		BDA/BLA (OHNE BERECHNUNG FESTGESETZT)				3/31/04				Das Besoldungsdienstalter/Besoldungslebensalter wurde ohne Berechnung auf den Ersten des Monats der Vollendung des 21./27. Lebensjahres festgesetzt. Die Berechnung des Jubiläumsdienstalters wird gesondert mitgeteilt.

		20297		BDA/BLA (UNVERÄNDERT)				3/31/04				Das festgesetzte Besoldungsdienstalter/Besoldungslebensalter bleibt unverändert. Die Berechnung des Jubiläumsdienstalters wird gesondert mitgeteilt.

		20321		WECHSELSCHICHTZULAGE/SCHICHTZULAGE (ZUR HÄLFTE)				3/31/04				Sie haben ab *1* Anspruch auf eine Wechselschichtzulage/Schichtzulage gem. § 20 Abs. *2* der Verordnung über die Gewährung von Erschwerniszulagen (EZulV).Die Zulage wird zur Hälfte gezahlt.

		20324		LOHNSTEUERFREIE VERGÜTUNG				1/11/05				Die Vergütung unterliegt nicht dem Lohnsteuerabzug, jedoch der Einkommensteuererklärungspflicht.

		20333		EINMALZAHLUNG 2004 (§ 85 BUNDESBESOLDUNGSGESETZ)				10/8/04				Einmalzahlung 2004 (§ 85 Bundesbesoldungsgesetz)
Maßgebend für die Gewährung der Einmalzahlung sind die Verhältnisse im Monat November 2004. Ändern sich diese, so dass sich nachträglich eine Verringerung oder Wegfall der Einmalzahlung ergibt, ist der nicht zustehende Betrag zurückzuzahlen. Die Einmalzahlung steht insoweit unter dem Vorbehalt der Rückforderung.

		20358		FZ - KEINE UNTERHALTSVERPFLICHTUNG				3/31/04				Sie sind seit *1* rechtskräftig geschieden und gegenüber dem früheren Ehegatten nicht zum Unterhalt verpflichtet.

		20500		RUHENSBERECHNUNG NACH § 53 BEAMTVG - ÄNDERUNG EINKOMMEN				4/1/04		RUHENSBER._53		Ruhensberechnung nach § 53 BeamtVG. Bezug bzw. Änderung des Einkommens ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		20633		BESCHÄFTIGUNGS- /DIENSTALTER UND JUBILÄUMSDIENSTALTER				4/6/04				Die Festsetzung des Beschäftigungs-, Dienst- bzw. Jubiläumsdienstalters wird/wurde gesondert zugeleitet.

		21304		KV-BEITRAGSERST. - WEGFALL WG. BEENDIGUNG ELTERNZEIT				3/31/04				Ab *1* entfällt wegen Beendigung der Elternzeit der Anspruch auf Erstattung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge nach § 15 Abs. 2 Urlaubsverordnung.


		21307		KV-BEITRAGSERST. - REDUZIERUNG AUF 30 EURO AB 13. LEBENSMONAT				3/31/04				Für die Zeit ab dem 13. Lebensmonat Ihres Kindes steht Ihnen kein Bundeserziehungsgeld mehr zu bzw. haben Sie den entsprechenden Bescheid über ggf. zustehendes Bundeserziehungsgeld noch nicht vorgelegt. Deshalb können (vorerst) ab *1* bis zum Ende der Elternzeit Ihre Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge nur mehr in Höhe von monatlich 30 Euro erstattet werden.

		25005		KINDERGELD / FZ / OZ FÜR IM ERST. GRAD VERWANDTE KINDER				3/30/04				Sie wurden für Ihr Kind *1* zum Berechtigten bestimmt bzw. sind vorrangig anspruchsberechtigt.

		25310		ERGÄNZ. MITTEIL. Z. KINDERGELDBESCHEID - EINSTELLUNG FZ				3/31/04				Mit dem Wegfall des Anspruchs auf Kindergeld wird die Zahlung des Familienzuschlages eingestellt.

		32201		ERHÖHUNG DES RUHEGEHALTSSATZES		VERS		6/18/08		RUHEGEHALTSSATZ		Erhöhung des Ruhegehaltssatzes ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		32202		VERRINGERUNG DES RUHEGEHALTSSATZES		VERS		6/18/08		RUHEGEHALTSSATZ		Verringerung des Ruhegehaltssatzes ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		32214		VORÜBERGEHENDE ERHÖHUNG ART. 27 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		VORR. ERH.		Vorübergehende Erhöhung Ihres Ruhegehalts gem. Art. 27 BayBeamtVG auf *1* v. H. in der Zeit vom *2* bis längstens *3*.
Ruhegehaltssatz gem. Art. 26 Abs. 1 BayBeamtVG *4* v.H.

		32214		VORÜBERGEHENDE ERHÖHUNG § 14A BEAMTVG		VERS		6/18/08		RUHEGEHALT		Vorübergehende Erhöhung Ihres Ruhegehalts gem. § 14a BeamtVG auf *1* v. H. in der Zeit vom *2* bis längstens *3*. Ruhegehaltssatz gem. § 14 Abs. 1 BeamtVG *4* v.H.

		32215		NEUBEMESSUNG DES UNTERHALTSBEITRAGES		VERS		6/18/08		NEUBEMESSUNG		Neubemessung Ihres Unterhaltsbeitrages ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		32216		WEGFALL VORÜBERGEHENDE ERHÖHUNG ART. 27 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		WEGFALL VOR.ERH.		Wegfall der vorübergehenden Erhöhung Ihres Ruhegehaltes
gem. Art. 27 BayBeamtVG.

		32216		WEGFALL VORÜBERGEHENDE ERHÖHUNG § 14A BEAMTVG		VERS		6/27/08		RUHEGEHALT		Wegfall der vorübergehenden Erhöhung Ihres Ruhegehaltes gem. § 14a BeamtVG.

		32225		ÄNDERUNG DER ANTEILMÄßIGEN KÜRZUNG		VERS		6/18/08		KÜRZUNG		Änderung der anteilmäßigen Kürzung ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.


		32601		RUHENSBERECHNUNG NACH ART. 85 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		RUHENSBER. AR.85		Ruhensberechnung nach Art. 85 BayBeamtVG.
Bezug bzw. Änderung einer Rente ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		32601		RUHENSBERECHNUNG NACH § 55 BEAMTVG		VERS		6/18/08		RUHENSBER._55		Ruhensberechnung nach § 55 BeamtVG. Bezug bzw. Änderung einer Rente ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		32602		ÄNDERUNG DER ANZURECHNENDEN RENTE		VERS		6/18/08		ANRE._RENTE		Änderung der anzurechnenden Rente ab *1* (Grund: Rentenanpassungsverordnung *2*).

		32603		VORGABE / ÄNDERUNG DER RENTENVERSICHERUNGSNUMMER		VERS		6/18/08		RV-NUMMER		Vorgabe / Änderung der Rentenversicherungsnummer

		32604		ÄNDERUNG DER ANZURECHNENDEN EINKÜNFTE		VERS		6/18/08		ANRE._EINKÜNFTE		Änderung der anzurechnenden Einkünfte ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		32606		RUHENSBERECHNUNG NACH ART. 86 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		RUHENSBER. AR.86		Ruhensberechnung nach Art. 86 BayBeamtVG. Bezug bzw. Änderung einer Versorgung aus zwischenstaatlicher oder überstaatlicher Verwendung ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		32606		RUHENSBERECHNUNG NACH § 56 BEAMTVG		VERS		6/18/08		RUHENSBER._56		Ruhensberechnung nach § 56 BeamtVG. Bezug bzw. Änderung einer Versorgung aus zwischenstaatlicher oder überstaatlicher Verwendung ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		51011		ZUSATZVERSORGUNGSPFLICHT - BEFREIUNG NACH § 2 ABS. 2 ATV		AN		8/29/07		ZV-PFLICHT		Auf Grund Ihres Antrags vom *1*, eingegangen am *2*, werden Sie ab *3* nach § 2 Abs. 2 des Tarifvertrags Altersversorgung (ATV) von der Pflichtversicherung in der Zusatzversorgung befreit. Ihr Arbeitgeber leistet einen Beitrag von 4 v.H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts zu einer freiwilligen Versicherung bis zu einem jährlichen Höchstbetrag von 4 v.H. der Beitragsbemessungsgrenze zur gesetzlichen Rentenversicherung. Der Arbeitgeberbeitrag ist bis zu diesem Höchstbetrag nach § 3 Nr. 63 EStG steuer- und damit auch sozialversicherungsfrei (gilt nicht bei Steuerklasse 6). Den im laufenden Jahr angefallenen Arbeitgeberbeitrag zur freiwilligen Versicherung entnehmen Sie bitte der Zeile "AG-Beitrag freiw. ZusVers" auf der Vorderseite.

		52101		ALTERSTEILZEIT		AN/BES		8/29/07		ALTERSTEILZEIT		Sie befinden sich in Altersteilzeit.

		52102		ATZ - BLOCKMODELL		AN		8/29/07		ATZ BLOCKMODELL		Altersteilzeit im Blockmodell

		52103		ATZ - TEILZEITMODELL		AN		8/29/07		ATZ TEILZEITMOD.		Altersteilzeit im Teilzeitmodell

		52105		ATZ - FREISTELLUNGSPHASE		AN		8/29/07		ATZ FREIST.PHASE		Sie befinden sich ab *1* in der Freistellungsphase. Ab diesem Zeitpunkt verringert sich Ihr Krankenversicherungsbeitrag auf den ermäßigten Beitragssatz.

		59501		EHEGATTE NICHT BESCHÄFTIGT		BES/VERS		8/29/07		EHEG.NICHT BESCH		Sie erhalten den Familienzuschlag der Stufe 1 in voller Höhe, da Ihr Ehegatte/eingetr. Lebenspartner in keinem Beschäftigungsverhältnis steht und keine Versorgungsbezüge erhält.

		59502		EHEGATTE BESCHÄFTIGT (NICHT Ö.D.)		BES/VERS		9/12/07		EHEG. NICHT ÖD		Sie erhalten den Familienzuschlag der Stufe 1 in voller Höhe, da Ihr Ehegatte/eingetr. Lebenspartner nicht im öffentlichen Dienst beschäftigt ist.

		59503		EHEGATTE ERHÄLT KEINEN FZ/OZ		BES/VERS		8/29/07		EHEG. KEIN FZ/OZ		Sie erhalten den Familienzuschlag der Stufe 1 in voller Höhe, da Ihr Ehegatte/eingetr. Lebenspartner keinen Familienzuschlag oder eine vergleichbare Leistung bezieht.

		59504		EHEGATTE BEENDET BESCHÄFTIGUNG IM Ö.D.		BES/VERS		8/29/07		EHEG. ENDE Ö.D.		Sie erhalten den Familienzuschlag der Stufe 1 in voller Höhe, da Ihr Ehegatte/eingetr. Lebenspartner aus dem Beschäftigungsverhältnis im öffentlichen Dienst ausgeschieden ist.

		59505		EHEGATTE OHNE BEZÜGE BEURLAUBT		BES/VERS		8/29/07		EHEG. OHNE BEZ.		Der Familienzuschlag der Stufe 1 wird Ihnen für die Dauer der Beurlaubung / der Elternzeit des Ehegatten/eingetr. Lebenspartners in voller Höhe gezahlt.

		59506		FAMILIENZUSCHLAG STUFE 1 IN VOLLER HÖHE		BES/VERS		8/29/07		FAMZUSCHL.STUFE1		Sie erhalten den Familienzuschlag der Stufe 1 in voller Höhe.

		59507		EHEGATTE VERSTORBEN		BES/VERS		6/18/08		EHEG. VERSTORBEN		Ihr Ehegatte ist am *1* verstorben. Der Familienzuschlag der Stufe 1(Ehegattenanteil) wird Ihnen deshalb ab *2* in voller Höhe gewährt.

		59508		FAMILIENZUSCHLAG - UNTERHALTSVERPFLICHTUNG		BES/VERS		8/29/07		FAMZUSCHL.UNTERH		Sie erhalten weiterhin die Stufe 1 im Familienzuschlag, da Sie rechtskräftig geschieden und gegenüber dem früheren Ehegatten/eingetr. Lebenspartner zum Unterhalt verpflichtet sind und dieser Verpflichtung nachkommen. Der monatliche Unterhalt erfolgt mindestens in Höhe der Stufe 1 des Familienzuschlags.

		59511		EHEGATTE ERHÄLT FZ/OZ		BES/VERS		8/29/07		EHEG. ERH. FZ/OZ		Sie erhalten den Familienzuschlag der Stufe 1 zur Hälfte, da Ihr Ehegatte/eingetr. Lebenspartner bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn oder einem vergleichbaren Arbeitgeber beschäftigt ist und den Familienzuschlag der Stufe 1 oder eine vergleichbare Leistung bezieht.

		59512		EHEGATTE BEENDET BEURLAUBUNG / ELTERNZEIT OHNE BEZÜGE		BES/VERS		8/29/07		EHEG.BEEND.BEURL		Sie erhalten den Familienzuschlag der Stufe 1 zur Hälfte, da Ihr Ehegatte/eingetr. Lebenspartner nach einer Beurlaubung / Elternzeit ohne Bezüge wieder Anspruch auf den Familienzuschlag der Stufe 1 hat.

		59530		FZ ST. 1 - TEILZEIT URTEIL V. 29.09.05		BES		9/12/07		FZ ST.1		Der Familienzuschlag der Stufe 1 unterliegt nicht der Teilzeitkürzung, da Sie und Ihr Ehegatte/eingetr. Lebenspartner zusammen mindestens die Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten erreichen. Eine Änderung der Arbeitszeit Ihres Ehegatten/eingetr. Lebenspartners bitten wir umgehend mitzuteilen.

		59531		FAMILIENZUSCHLAG - TEILZEIT		BES		8/29/07		FAMZUSCHL.TZ		Der Familienzuschlag wird anteilig Ihrer Arbeitszeit gezahlt.

		59540		FAMILIENZUSCHLAG FÜR AUFN. PERSON IN HAUSHALT		AN/BES/VERS		12/3/18		FAMZ. HAUSHALT		Sie erhalten ab *1* den Familienzuschlag der Stufe 1 gem. Art. 36 Abs. 2 Nr. *2* BayBesG. Sie haben *3* nicht nur vorübergehend in Ihre Wohnung aufgenommen.


		59541		ART. 36 ABS. 1 S. 2 BAYBESG - AUFNAHME KIND IN HAUSHALT		BES/VERS		8/9/10				Sie erhalten ab *1* den Familienzuschlag der Stufe 1, da Sie Ihr Kind nicht nur vorübergehend in Ihre Wohnung aufgenommen bzw. auf Ihre Kosten anderweitig untergebracht haben und ihm Unterhalt gewähren, weil Sie gesetzlich oder sittlich dazu verpflichtet sind. Die für das Kind zur Verfügung stehenden Mittel überschreiten nicht das sechsfache des Familienzuschlages der Stufe 1. Änderungen bei den Einnahmen des Kindes sind unverzüglich mitzuteilen.

		59541		§ 40 ABS. 1 NR. 4 BBESG - AUFNAHME KIND IN HAUSHALT		BES/VERS		8/29/07		AUFN.KIND IN HH		Sie erhalten ab *1* den Familienzuschlag der Stufe 1, da Sie Ihr Kind nicht nur vorübergehend in Ihre Wohnung aufgenommen bzw. auf Ihre Kosten anderweitig untergebracht haben und ihm Unterhalt gewähren, weil Sie gesetzlich oder sittlich dazu verpflichtet sind. Die für das Kind zur Verfügung stehenden Mittel überschreiten nicht das sechsfache des Familienzuschlages der Stufe 1. Änderungen bei den Einnahmen des Kindes sind unverzüglich mitzuteilen.

		59542		FAMILIENZUSCHLAG FÜR KINDER DES EHEGATTEN (OHNE KIG)		BES/VERS		8/29/07		FAMZ. KIND D. E.		Sie haben das Kind Ihres Ehegatten/eingetr. Lebenspartners in Ihren Haushalt aufgenommen. Das Kindergeld erhält Ihr Ehegatte/eingetr. Lebenspartner von der zuständigen Familienkasse. Für dieses Kind erhält keine andere Person kinderbezogene Leistungen.

		59543		FAMILIENZUSCHLAG FÜR KINDER - BEURLAUBUNG KIG-BERECHT. PERSON		BES/VERS		8/29/07		FAMZ. KIND BEURL		Der/Die Kindergeldberechtigte ist ohne Bezüge beurlaubt oder in Elternzeit. Das Kind ist daher bei den kinderbezogenen Leistungen zu berücksichtigen.

		59545		ZAHLUNG FAMILIENBEZOGENE LEISTUNGEN		BES/VERS		8/29/07		FAM.BEZ.LEISTUNG		Sie erhalten familienbezogene Leistungen für Ihr Kind. Für dieses Kind erhält keine andere Person kinderbezogene Leistungen.

		59547		KINDERANT. - TEILZEIT URTEIL V. 29.09.05		BES		9/12/07		KINDERANT. TZ		Der kinderbezogene Familienzuschlag unterliegt nicht der Teilzeitkürzung, da Sie und der andere Elternteil zusammen mindestens die Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten erreichen. Eine Änderung der Arbeitszeit des anderen Elternteils bitten wir umgehend mitzuteilen.

		59555		FAMILIENZUSCHLAG - KEINE UNTERHALTSVERPFLICHTUNG		BES/VERS		8/29/07		FAMZ.KEIN UNTERH		Sie erhalten keinen Familienzuschlag der Stufe 1, da Sie rechtskräftig geschieden und gegenüber dem früheren Ehegatten/eingetr. Lebenspartner nicht zum Unterhalt verpflichtet sind.

		59556		FAMILIENZUSCHLAG - WEGFALL UNTERHALTSVERPFLICHTUNG		BES/VERS		8/29/07		FAMZ.WEGF.UNTERH		Der Anspruch auf Familienzuschlag der Stufe 1 entfällt, da Sie gegenüber Ihrem früheren Ehegatten/eingetr. Lebenspartner nicht mehr zum Unterhalt verpflichtet sind.

		59558		KIG/FAMILIENZUSCHLAG - ZE NICHT KIG-BERECHTIGTER		BES/VERS		8/29/07		KIG/FZ ZE N.BERE		Sie haben bisher für das Kind *1* Kindergeld erhalten. Ab *2* wurde *3* zum neuen Berechtigten bestimmt. Sie erhalten weiterhin die kinderbezogenen Leistungen, da weder der neu Berechtigte noch eine andere Person für dieses Kind kinderbezogene Leistungen erhält. (Siehe Kindergeldaufhebungsbescheid)

		59559		KINDERANTEIL ANSPRUCH ENTFÄLLT		BES/VERS		8/29/07		KINDERANT.A.ENTF		Für Ihr Kind *1* entfällt der Anspruch auf Kindergeld. Damit entfällt ab diesem Zeitpunkt auch die Zahlung des Kinderanteils im Familienzuschlag.

		78101		RUHENSBERECHNUNG NACH ART. 83 BAYBEAMTVG - ÄNDERUNG EINKOMMEN		VERS		8/9/10		RUHENSBER. AR.83		Ruhensberechnung nach Art. 83 BayBeamtVG. Bezug bzw. Änderung des Einkommens ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78101		RUHENSBERECHNUNG NACH § 53 BEAMTVG - ÄNDERUNG EINKOMMEN		VERS		6/27/08		RUHENSBER._53		Ruhensberechnung nach § 53 BeamtVG. Bezug bzw. Änderung des Einkommens ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78102		RUHENSBERECHNUNG NACH ART. 83 BAYBEAMTVG - ÄNDERUNG VERSBEZUG		VERS		8/9/10		RUHENSBER.ART.83		Ruhensberechnung nach Art. 83 BayBeamtVG. Bezug bzw. Änderung des Versorgungsbezugs ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78102		RUHENSBERECHNUNG NACH § 53 BEAMTVG - ÄNDERUNG VERSORGUNGSBEZUG		VERS		6/27/08		RUHENSBER._53		Ruhensberechnung nach § 53 BeamtVG. Bezug bzw. Änderung des Versorgungsbezugs ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78103		RUHENSBERECHNUNG NACH ART. 83_85 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		RUHENSBER.ART.83		Ruhensberechnung nach Art. 83 i.V.m. Art. 85 BayBeamtVG.
Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78103		RUHENSBERECHNUNG NACH §§ 53_55 BEAMTVG		VERS		6/27/08		RUHENSBER._53_55		Ruhensberechnung nach § 53 i.V.m. § 55 BeamtVG. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78105		WEGFALL DER RUHENSBERECHNUNG		VERS		6/27/08		RUHENSBERECHNUNG		Wegfall der Ruhensberechnung ab <H>*1*</>. Grund: <H>*2*</>.

		78201		RUHENSBERECHNUNG NACH ART. 84 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		RUHENSBER.ART.84		Ruhensberechnung nach Art. 84 BayBeamtVG. Bezug bzw. Änderung eines weiteren Versorgungsbezugs ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78201		RUHENSBERECHNUNG NACH § 54 BEAMTVG		VERS		6/27/08		RUHENSBER._54		Ruhensberechnung nach § 54 BeamtVG. Bezug bzw. Änderung eines weiteren Versorgungsbezugs ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78202		RUHENSBERECHNUNG NACH ART. 84_85 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		RUHENSBER.ART.84		Ruhensberechnung nach Art. 84 i.V.m. Art. 85 BayBeamtVG.
Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78202		RUHENSBERECHNUNG NACH §§ 54_55 BEAMTVG		VERS		6/27/08		RUHENSBER._54_55		Ruhensberechnung nach § 54 i.V.m. § 55 BeamtVG. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78203		RUHENSBERECHNUNG ART. 84 ABS. 5 BAYBEAMTVG - JAHRESPRINZIP		Vers		8/28/12		RUHENSBER.ART.84		Sie erhalten gleichzeitig mehrere Versorgungsbezüge. Dabei wird im Rahmen der monatlichen Ruhensberechnung der frühere Versorgungsbezug nach Art. 84 BayBeamtVG geregelt. Der weitere Versorgungsbezug wird mit einem Zwölftel des Jahres-Versorgungsbezuges angesetzt. Dies bedeutet bei einer bereits feststehenden Änderung in der Höhe der anzusetzenden Versorgungsbezüge im Laufe des Kalenderjahres, dass in dem Abrechnungsmonat, in dem die Änderung bereits bekannt ist, die voraussichtlichen Versorgungsbezüge des gesamten Jahres bis Dezember (einschließlich der Sonderzahlung) ermittelt werden und dieser Jahresbezug mit einem Zwölftel zu berücksichtigen ist. Beginnt oder endet der Bezugszeitraum der anzusetzenden Versorgung während eines Kalenderjahres, wird der Gesamtbetrag auf die jeweilige Monatsanzahl der Bezugsdauer aufgeteilt.

		78601		KÜRZUNG DER VERSORGUNGSBEZÜGE GEM. ART. 92 ABS. 1 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		KÜRZUNG VERS.BEZ		Kürzung Ihrer Versorgungsbezüge gem. Art. 92 Abs. 1 S. 1 BayBeamtVG ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78601		KÜRZUNG DER VERSORGUNGSBEZÜGE GEM. § 57 ABS. 1 SATZ 1 BEAMTVG		VERS		6/27/08		KÜRZUNG		Kürzung Ihrer Versorgungsbezüge gem. § 57 Abs. 1 Satz 1 BeamtVG ab *1*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78602		KÜRZUNG DER VERSBEZÜGE GEM. ART. 102 ABS. 2 SATZ 1 BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		KÜRZUNG VERS.BEZ		Kürzung Ihrer Versorgungsbezüge gem. Art. 102 Abs. 2 S. 1 BayBeamtVG ab *1*. Aus der Versicherung des ausgleichsberechtigten Ehegatten wird ab *2* eine Rente gewährt.
Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78602		KÜRZUNG DER VERSORGUNGSBEZÜGE GEM. § 57 ABS. 1 SATZ 2 BEAMTVG		VERS		6/27/08		KÜRZUNG		Kürzung Ihrer Versorgungsbezüge gem. § 57 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG ab *1*. Aus der Versicherung des ausgleichsberechtigten Ehegatten wird ab *2* eine Rente gewährt. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78605		AUFHEBUNG DER KÜRZUNG WEGEN ANWENDUNG DES VAHRG		VERS		6/27/08		KÜRZUNG		Aufhebung der Kürzung gem. § 57 BeamtVG ab *1* wegen Anwendung des § 5 VAHRG. Der Berechtigte bezieht aus dem im Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht keine Rente und hat gegen den Verpflichteten einen Anspruch auf Unterhalt.

		78605		AUFHEBUNG DER KÜRZUNG WEGEN ANWENDUNG §§ 33_34 VERSAUSGLG		VERS		8/9/10		AUFHEBUNG KÜRZ.		Aufhebung der Kürzung gem. Art. 92 BayBeamtVG ab *1* wegen Anwendung der §§ 33, 34 VersAusglG. Der Berechtigte bezieht aus dem im Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht keine laufernde Versorgung und hat gegen den Verpflichteten einen Anspruch auf Unterhalt.

		78606		TEILAUFHEBUNG DER KÜRZUNG WEGEN ANWENDUNG §§ 33_34 VERSAUSGLG		VERS		8/9/10		TEILAUF. KÜRZUNG		Teilweise Aufhebung der Kürzung gem. Art. 92 BayBeamtVG ab *1* wegen Anwendung der §§ 33, 34 VersAusglG. Der Berechtigte bezieht aus dem im Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht keine laufernde Versorgung und hat gegen den Verpflichteten einen Anspruch auf Unterhalt i.H.v. *2*. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		78607		AUSSETZUNG DER KÜRZUNG WEGEN ANWENDUNG §§ 37_38 VERSAUSGLG		VERS		8/9/10		AUSS. KÜRZUNG		Aufhebung der Kürzung gem. Art. 92 BayBeamtVG ab *1* wegen Anwendung der §§ 37, 38 VersAusglG. Der Berechtigte ist am *2* verstorben und hat die Versorgung aus dem erworbenen Anrecht nicht länger als 36 Monate bezogen.

		78608		AUSSETZUNG DER KÜRZUNG WEGEN ANWENDUNG §§ 35_36 VERSAUSGLG		VERS		8/9/10		TEILW. AUSS. KÜR		Teilweise Aufhebung der Kürzung gem. Art. 92 BayBeamtVG ab *1* wegen Anwendung der §§ 35, 36 VersAusglG. Berechnung ist gesondert zugeleitet.

		79001		AUFNAHME DER ZAHLUNG DER ZUSCHLÄGE NACH ART. 71 FF BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		AUFN. ZAHL.ZUSCH		Aufnahme der Zahlung der Zuschläge.

		79001		AUFNAHME DER ZAHLUNG DER ZUSCHLÄGE NACH §§ 50A FF BEAMTVG		VERS		6/27/08		ZUSCHLAG		Aufnahme der Zahlung der Zuschläge.

		79002		ÄNDERUNG DER ZUSCHLÄGE NACH ART. 71 FF BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		ÄND. ZUSCHLÄGE		Änderung <H>*1*</> von <H>*2*</> auf <H>*3*</>.

		79002		ÄNDERUNG DER ZUSCHLÄGE NACH §§ 50A FF BEAMTVG		VERS		8/20/08		ÄNDERUNG ZUSCHL.		Änderung <H>*1*</> von <H>*2*</> auf <H>*3*</>.

		79003		WEGFALL DER ZUSCHLÄGE NACH ART. 71 FF BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		WEGFALL ZUSCHL.		Wegfall der Anspruchsvoraussetzungen <H>*1*</>.

		79003		WEGFALL DER ZUSCHLÄGE NACH §§ 50A FF BEAMTVG		VERS		6/27/08		ZUSCHLAG		Wegfall der Anspruchsvoraussetzungen <H>*1*</>.

		79004		KEIN ZAHLBETRAG ZUSCHLÄGE NACH ART. 71 FF BAYBEAMTVG		VERS		8/9/10		KEIN ZAHLB.ZUSCH		Berechnung der Zuschläge. Kein Zahlbetrag.

		79004		KEIN ZAHLBETRAG ZUSCHLÄGE NACH §§ 50A FF BEAMTVG		VERS		6/27/08		ZUSCHLAG		Berechnung der Zuschläge. Kein Zahlbetrag.

		80001		MUTTERSCHUTZ		AN		8/29/07		MUTTERSCHUTZ		Ihre Mutterschutzfrist beginnt am *1*. Ab diesem Zeitpunkt kann ein Zuschuss zum Mutterschaftsgeld gewährt werden.  Ich bitte um Vorlage einer Bescheinigung Ihrer Krankenkasse über den Anspruch auf Mutterschaftsgeld.

		80100		PKE PAUSCHALZAHLUNG		BES		4/30/13		PAUSCHALZAHLUNG		Im Zuge der Neufassung des Bayerischen Besoldungsgesetzes durch das Gesetz zum Neuen Dienstrecht in Bayern ist das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz ebenfalls zum 01.01.2011 angepasst worden. Bis zu einer maschinellen Umstellung von davon betroffenen Personalfällen auf das neue Recht ist in Abstimmung mit dem Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und Kultus festgelegt worden, dass eine monatliche Pauschale basierend auf dem Bruttodifferenzbetrag der Summe aus Grundgehalt und Familienzuschlag der Stufe 1 nach altem und neuem Recht gezahlt wird. Bei der Pauschale bleiben Amts-, Stellen- und Funktionszulagen außer Betracht, die seit In-Kraft-Treten des Neuen Dienstrechts erfolgten Bezügeerhöhungen zum 01.01.2012, 01.11.2012 und 01.01.2013 sind darin hingegen berücksichtigt.

		80141		BALLUNGSRAUMZULAGE - GEWÄHRUNG		BES		10/29/10		BALLRZUL.GEWÄHR.		Sie haben Anspruch auf eine Ballungsraumzulage nach Art. 94 BayBesG, da Ihr dienstlicher Wohnsitz und Ihr Hauptwohnsitz im Stadt- und Umlandbereich München liegen. Die Ballungsraumzulage wird jedoch nur insoweit gezahlt, als Ihre maßgeblichen Grundbezüge, der Anwärtergrundbetrag bzw. die Unterhaltsbeihilfe den jeweils geltenden Grenzbetrag unterschreiten. Den Zahlbetrag entnehmen Sie bitte Ihrer Bezügemitteilung.

		80141		ERG. FÜRSORGELEISTUNG - GEWÄHRUNG		BES		8/29/07		ERG. FÜRSORGEL.		Sie haben Anspruch auf ergänzende Fürsorgeleistung nach
Art. 97 BayBG, da Ihr dienstlicher Wohnsitz und Ihr Hauptwohnsitz im Stadt- und Umlandbereich München liegen. Die ergänzende Fürsorgeleistung wird jedoch nur insoweit gezahlt, als Ihre maßgeblichen Dienstbezüge bzw. der Anwärtergrundbetrag den jeweils geltenden Grenzbetrag unterschreiten. Den Zahlbetrag entnehmen Sie bitte Ihrer Bezügemitteilung.

		80142		BALLUNGSRAUMZULAGE - ÜBERSCHREITEN GRENZBETRAG		BES		10/29/10		BALLRZUL.GRENZB.		Der Anspruch auf die Ballungsraumzulage entfällt, da Ihre maßgeblichen Grundbezüge, der Anwärtergrundbetrag bzw. die Unterhaltsbeihilfe den jeweils geltenden Grenzbetrag überschreiten.

		80142		ERG. FÜRSORGELEISTUNG - ÜBERSCHREITEN GRENZBETRAG		BES		8/29/07		ERG. FÜRSORGEL.		Der Anspruch auf ergänzende Fürsorgeleistung entfällt, da Ihre maßgeblichen Dienstbezüge bzw. der Anwärtergrundbetrag den jeweils geltenden Grenzbetrag überschreiten.

		80143		BALLUNGSRAUMZULAGE - EINSTELLUNG WG. NEUER DIENSTSTELLE		BES		10/29/10		BALLRZUL.EINST.		Es besteht kein Anspruch mehr auf die Ballungsraumzulage, da Ihr dienstlicher Wohnsitz nicht mehr im Stadt- und Umlandbereich München liegt.

		80143		ERG. FÜRSORGELEISTUNG - EINSTELLUNG WG. NEUER DIENSTSTELLE		BES		8/29/07		ERG. FÜRSORGEL.		Es besteht kein Anspruch auf ergänzende Fürsorgeleistung mehr, da Ihr dienstlicher Wohnsitz nicht mehr im Stadt- und Umlandbereich München liegt.

		08520		VERZICHT MIETERHÖHUNG STAATLICHE WOHNUNG		AN/BES/VERS		9/1/19		VERZI.MIETERHÖH.		„Aufgrund der haushaltsrechtlichen Ermächtigung nach Art. 8 Abs. 20 Haushaltsgesetz 2017/2018 i.d.F. des Gesetzes vom 24. Juli 2018, GVBl S. 613 wird bis April 2023 bei staatlichen Wohnungen auf Mieterhöhungen verzichtet. Hieraus können bei Staatsbediensteten geldwerte Vorteile entstehen, die nach § 38 EStG steuer- und ggf. auch sozialversicherungspflichtig sind. Ihrer Bezügestelle wurde vom staatlichen Vermieter ein geldwerter Vorteil für die von Ihnen genutzte Wohnung gemeldet.“

		99071		ALLGEMEINE BEZÜGEERHÖHUNG AN		 		4/22/15		ALLGEM. BEZ.AN		Erhöhung der Bezüge ab 1. Januar 2019 auf der Grundlage des Gesetzes zur Anpassung der Bezüge 2019/2020/2021 vom 24. Juni 2019 (GVBl. Nr. 14/2019, S. 347 ff)  um 1,4 v.H.; bei der Unterhaltsbeihilfe für Rechtsreferendare bleibt es bei dem ab 01.01.2020 gültigen Betrag.
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